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Zusammenfassung 

Ein bis zwei Drittel der Haushalte, die in Deutschland zum Bezug von Grundsiche-

rungsleistungen berechtigt sind, nehmen diese nicht in Anspruch. Auch familienpo-

litische Leistungen erreichen häufig nicht die Zielgruppen, für die sie gedacht sind. 

Die Nichtinanspruchnahme monetärer Leistungen ist ein politisches Problem, weil 

die mit den Leistungen verbundenen Ziele, etwa die Bekämpfung von Armut oder 

der Ausgleich familienbedingter Lasten, schwerer erreicht werden. Daher ist es 

wichtig, die Gründe zu verstehen, die zur Nichtinanspruchnahme führen, um darauf 

aufbauend Strategien zu entwickeln, die Menschen die Verwirklichung ihrer sozialen 

Rechte erlauben. 

Das Projekt, dessen Ergebnisse im vorliegenden Bericht dargestellt werden, hat sich 

vor diesem Hintergrund eingehend mit der Literatur zur Nichtinanspruchnahme 

monetärer Leistungen befasst und dabei insbesondere die Barrieren der Inanspruch-

nahme für Migrantinnen und Migranten in den Blick genommen. Diese liegen teils 

schon im rechtlichen Ausschluss von bestimmten Leistungen, der Fokus im Projekt 

lag jedoch auf der Nichtinanspruchnahme von Leistungen trotz Anspruchsberech-

tigung. Hauptziel der Studie war es, den Forschungsstand zu (migrationsspezifi-

schen) Barrieren der Inanspruchnahme zu sichten, das Potenzial vorhandener Sur-

veys für weitergehende Analysen zu prüfen und Ideen für anschlussfähige For-

schungen zu entwickeln. 

Aus der Literatur lässt sich ableiten, dass es vor allem bürokratische Hürden sind, 

die Menschen an der Inanspruchnahme von Leistungen hindern, z.B. komplexe An-

tragsverfahren, zu erbringende Nachweise oder die unzureichende Abstimmung 

zwischen den einzelnen Leistungssystemen. Hinzu kommen Unkenntnis und man-

gelnde Information über Rechtsansprüche, Sprachbarrieren, Schamgefühle sowie 

stigmatisierende und diskriminierende Erfahrungen der Antragstellenden. Teilweise 

wird auch kein Bedarf gesehen, etwa, weil die Leistungshöhe im Vergleich zum Be-

antragungsaufwand zu gering erscheint. Die Gründe für die Nichtinanspruchnahme 

monetärer Leistungen sind allerdings noch nicht hinreichend erforscht. Beispiels-

weise ist unklar, wie die einzelnen Einflussfaktoren zusammenwirken. Auch über 

regionale und gruppenspezifische Unterschiede der (Nicht-)Inanspruchnahme ist 

wenig bekannt. Die Auswertung vorhandener Bevölkerungssurveys führt nur be-

dingt weiter, weil relevante Informationen teils gar nicht erhoben werden und die 

Repräsentativität und Aussagekraft der Daten begrenzt ist. Sinnvoll wären, je nach 

Fragestellung, auch qualitative und experimentelle Studien. Insgesamt empfiehlt 

sich daher ein Mixed Methods-Ansatz, der die Seite der Anspruchsberechtigten 

ebenso wie die der Verwaltung in den Blick nimmt. 
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1 Einleitung 

Studien zur Inanspruchnahme familienbezogener und anderer sozialstaatlicher Leis-

tungen verweisen auf einen hohen Prozentsatz von Personen, die diese Leistungen, 

obwohl sie dazu berechtigt wären, nicht in Anspruch nehmen (Calahor-

rano/Stöwhase 2021; Buslei u.a. 2019a; Harnisch 2019; Bruckmeier/Wiemers 2018, 

2016; Eurofound 2015). Dies gilt für steuerliche und monetäre Leistungen (z.B. 

Grundsicherung, Kinderzuschlag) ebenso wie für zeitpolitische (z.B. Elternzeit) und 

infrastrukturelle (z.B. Kindertagesbetreuung) Leistungen. Die Nichtinanspruch-

nahme staatlicher Transferleistungen kann die Wirksamkeit, Effizienz und Gerech-

tigkeit familien- und sozialpolitischer Maßnahmen untergraben (Goedemé/Janssens 

2020; van Oorschot 1991). Dies gilt umso mehr, wenn die Gruppen, die am bedürf-

tigsten und verwundbarsten sind, nicht oder nur unterproportional erreicht werden. 

Was Familien mit Migrationshintergrund betrifft, ist vielfach belegt, dass sie trotz 

häufig erhöhter psychosozialer Belastungen nur eingeschränkt Zugang zu sozialen 

und gesundheitlichen Diensten und Infrastrukturen haben. Dies betrifft u.a. die Ge-

sundheitsversorgung (Biddle u.a. 2019; Klein/Knesebeck 2018; Rommel/Hintzpe-

ter/Urbanski 2018; Schmidtke u.a. 2018; Razum u.a. 2008), insbesondere die Inan-

spruchnahme von Vorsorgeuntersuchungen (Starker/Hövener/Rommel 2021; 

Krause u.a. 2020; Holler/Kistler/Wiegel 2015), die Kindertagesbetreuung (van 

Lancker/Pavolini 2023; Autor:innengruppe Bildungsberichterstattung 2022; Bujard 

u.a. 2020; Jessen u.a. 2020, 2018), primärpräventive Angebote der Frühen Hilfen 

(Boll 2021; Fullerton/Sann/Eickhorst 2018), Angebote der Familienbildung 

(Juncke u.a. 2021), erzieherische Hilfen (Fendrich/Tabel 2022; van Santen 2019) 

sowie die Asyl- und Migrationsberatung (Scheible/Böhm 2018). 

Dagegen beziehen Familien mit Migrationshintergrund aufgrund ihres erhöhten Ar-

mutsrisikos und Unterstützungsbedarfs zum Teil, prozentual betrachtet, häufiger 

monetäre Leistungen als Familien ohne Migrationshintergrund (Bundesagentur für 

Arbeit 2020; Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2016). 

Das schließt jedoch nicht aus, dass es (migrations-)spezifische Barrieren der Inan-

spruchnahme gibt und nicht alle Migrantinnen und Migranten Zugang zu den Leis-

tungen finden, die ihnen zustehen und die ihre soziale Situation und gesellschaftli-

che Integration verbessern könnten. 

Zusätzliche politische Relevanz erlangt die Inanspruchnahme von Geldleistungen 

im Kontext aktueller Reformvorhaben der Bundesregierung zur Armutsprävention 

sowie zur Digitalisierung von Familienleistungen. Mit der Bündelung kindbezogener 

Leistungen zu einer bedarfsgerechten Kindergrundsicherung und mit digitalen An-

tragswegen z.B. beim Elterngeld sollen die Zugänge von Familien zu monetären 

Leistungen vereinfacht werden. Die Kenntnis allgemeiner und zielgruppenspezifi-

scher Barrieren der Inanspruchnahme kann hier helfen, die Leistungen so zu gestal-

ten, dass sie ihre Zielgruppen wie gewünscht erreichen. Außerdem tragen Erkennt-

nisse zum Inanspruchnahmeverhalten dazu bei, die möglichen fiskalischen Kosten 

der Maßnahmen besser einzuschätzen. 
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Vor diesem Hintergrund befasst sich die vorliegende Studie mit Ausmaß und Grün-

den der Nichtinanspruchnahme bedarfsgeprüfter Geldleistungen durch Familien 

mit und ohne Migrationshintergrund. Sie beinhaltet zwei Module (vgl. Abb. 1): eine 

Auswertung der Forschungsliteratur zu Umfang und Gründen der Nichtinan-

spruchnahme sowie möglichen Maßnahmen zur Steigerung der Inanspruchnahme 

(Modul I) und eine Sichtung und deskriptive Auswertung von Surveydaten zum 

Leistungsbezug von Familien mit Migrationshintergrund (Modul II). Dabei kon-

zentrieren wir uns auf bedarfsgeprüfte Leistungen, die der Grundsicherung und Ar-

mutsvermeidung dienen und von denen kindbezogene Teile (u.a. Sozialgeld, Kin-

derzuschlag, Leistungen für Bildung- und Teilhabe) in die Kindergrundsicherung 

einfließen sollen. 

Abb. 1: Projektsteckbrief1 

Förderung: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

(BMFSFJ) 

Laufzeit: 01.10.2021 – 31.12.2022 

Modul I: Empirische Evidenz und Wissenslücken (Literaturstudie) 

 Umfang und migrationsspezifische Selektivität der Nichtinanspruch-

nahme bedarfsgeprüfter Geldleistungen 

 Gründe der Nichtinanspruchnahme – Barrieren auf Seiten der Adres-

satinnen und Adressaten und der Leistungsgestaltung  

 Maßnahmen zur Steigerung der Inanspruchnahme 

Modul II: Sichtung und deskriptive Auswertung von Surveydaten 

 Ausschöpfungspotenzial repräsentativer Surveys 

 Eigene Auswertungen zum Leistungsbezug von Familien mit Migrati-

onshintergrund 

Projektleitung: Dr. Laura Castiglioni und PD Dr. habil. Christina Boll 

Durchführung (1 VZÄ): Benjamin Baisch, Dagmar Müller, Corinna Zollner 

 

Diese Ausrichtung weicht in mehrfacher Hinsicht von dem im Projektantrag for-

mulierten Konzept ab. Ursprüngliches Ziel der Studie war es, die migrationsspezi-

fische Selektivität bei der Inanspruchnahme familienbezogener Geldleistungen zu 

untersuchen und ein hierauf bezogenes methodisches Konzept für eine modular 

 

 

1  Die vorliegende Studie ist das zweite Teilprojekt des vom BMFSFJ geförderten Projekts „Fami-

lien mit Migrationshintergrund (migfam)“. Im ersten Teilprojekt wurden die Erfolgsbedingungen 

einer aktivierenden Arbeitsmarktpolitik für Mütter mit Migrationshintergrund untersucht. Dazu 

wurden die im Rahmen des Bundesprogramms „Stark im Beruf“ erhobenen Daten zu den durch 

die Teilnehmerinnen erzielten Programmerfolge ausgewertet. Die Ergebnisse sind in einem ge-

sonderten Band (Boll u.a. 2022) veröffentlicht. 
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aufgebaute Hauptstudie zu entwickeln (Projektantrag vom 10.08.2021, S. 8). Zu die-

ser Thematik liegen allerdings nur spärliche Befunde vor. Dies ist vor allem auf die 

großen methodischen Herausforderungen zurückzuführen, die mit der Messung 

von Nichtinanspruchnahmequoten monetärer Leistungen verbunden sind (vgl. 

Kap. 2.3). So lässt sich die Anspruchsberechtigung vieler Leistungen in Umfrageda-

ten nur schwer nachbilden. Zudem weisen viele Surveys eine begrenzte Repräsen-

tativität auf. Migrantinnen und Migranten sowie Haushalte im unteren Einkom-

mensbereich beteiligen sich nicht nur allgemein weniger häufig an Umfragen. Es 

kann auch davon ausgegangen werden, dass innerhalb dieser Gruppen die Teilnah-

mebereitschaft an Befragungen mit den Gründen der Nichtinanspruchnahme kor-

reliert (vgl. Kap. 5). Entsprechend liegen, zumindest für Deutschland, relativ wenige 

empirische Untersuchungen zur Inanspruchnahme von Geldleistungen durch mig-

rantische oder ausländische Haushalte vor (vgl. Kap. 2.5). Vor diesem Hintergrund 

wurde der inhaltliche Fokus der Literaturstudie von Familienleistungen auf Sozial-

leistungen erweitert. Die deskriptive Auswertung von Sekundärdaten diente dazu, 

differenziertere Daten zumindest zum Leistungsbezug von Familien mit Migrati-

onshintergrund zu ermitteln, da speziell für diese Familien nur wenige Informatio-

nen vorliegen. Die Konzeption einer Hauptstudie wurde dafür vorerst zurückge-

stellt (vgl. Änderungsantrag vom 08.08.2022). 

Wenn wir im Folgenden von Familien mit Migrationshintergrund sprechen, ist uns 

bewusst, dass die Kategorie „Migrationshintergrund“ eine Zuschreibung ist, die der 

Heterogenität von zugewanderten Familien und ihren Nachkommen nicht gerecht 

wird (vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2021, S. 

109ff.). Nach der Definition des Statistischen Bundesamtes haben in Deutschland 

aktuell (2021) 41 Prozent der Familien mit Kindern unter 18 Jahren einen Migrati-

onshintergrund, d.h. mindestens ein Familienmitglied oder dessen Elternteil ist 

nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit geboren (Statistisches Bundesamt 2022f).2 

In empirischen Untersuchungen und Surveys wird der Migrationshintergrund un-

terschiedlich definiert. Für den Bezug respektive die Inanspruchnahme monetärer 

Leistungen ist die Kategorie Migrationshintergrund weniger relevant, weil sich die 

Anspruchsberechtigungen von Migrantinnen und Migranten vorrangig an auslän-

der- und aufenthaltsrechtlichen Kategorien orientieren (vgl. Kap. 2.4). 

Im vorliegenden Bericht gehen wir zunächst auf den Forschungsstand zum Umfang 

(Kap. 2) und zu den Gründen (Kap. 3) der Nichtinanspruchnahme monetärer Leis-

tungen ein. Im Anschluss werden Erkenntnisse aus der internationalen Literatur zur 

Steigerung der Inanspruchnahme berichtet (Kap. 4). Es folgt eine Übersicht über 

 

 

2  Auf Empfehlung der Fachkommission der Bundesregierung zu den Rahmenbedingungen der In-

tegrationsfähigkeit (2021, S. 218ff.) hat das Statistische Bundesamt im März 2023 erstmals Ergeb-

nisse zum Konzept der Eingewanderten und ihren Nachkommen vorgelegt. Menschen mit Ein-

wanderungsgeschichte sind nach dieser Definition Personen, die entweder selbst oder deren beide 

Elternteile seit dem Jahr 1950 auf das heutige Staatsgebiet Deutschlands eingewandert sind. Für 

Familien(mitglieder) liegen jedoch noch keine Daten nach dieser neuen Definition vor (Statisti-

sches Bundesamt 2023a, 2023b). 
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Vor- und Nachteile verschiedener Surveys im Hinblick auf Analysen zur Inan-

spruchnahme (Kap. 5). Daran schließen sich eigene deskriptive Auswertungen zum 

Leistungsbezug von Familien mit Migrationshintergrund an (Kap. 6). Die Haupter-

gebnisse der Studie werden abschließend kurz zusammengefasst (Kap. 7). 
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2 Forschungsstand zum Umfang der 
Nichtinanspruchnahme monetärer 
Leistungen 

2.1 Zum Konzept der Nichtinanspruchnahme 

Die internationale Forschung zur Nichtinanspruchnahme monetärer Leistungen 

entstand im Kontext der Armuts- und Sozialpolitikforschung und reicht bis in die 

1970er Jahre zurück (Townsend 1979; MacDonald 1975). In Deutschland sind die 

Anfänge vor allem mit den empirischen Arbeiten zur „Dunkelziffer der Armut“ 

verknüpft (Becker/Hauser 2003; Hartmann 1981; Hauser/Cremer-Schäfer/Nou-

vertné 1981; Bujard/Lange 1978). Ein zentraler Bezugspunkt ist die Frage, inwie-

weit selektive bedarfs- und einkommensabhängige Sozialprogramme, im Unter-

schied zu universellen Programmen, Armut bekämpfen und die sozialen Rechte der 

Bürgerinnen und Bürger verwirklichen können (van Oorschot 1998). Im Fokus ste-

hen entsprechend bedarfsgeprüfte Sozialleistungen (engl. Means-tested Benefits), 

vor allem Mindestsicherungsleistungen wie in Deutschland die Sozialhilfe und die 

Grundsicherung für Arbeitsuchende (Arbeitslosengeld II). Die Nichtinanspruch-

nahme ist jedoch auch bei universellen Programmen, Sozialversicherungen, Sach- 

und Dienstleistungen zu beobachten (Boll 2021; Bonin u.a. 2018b; Bennett/Suther-

land 2011; Currie 2004) und wird daher heute in einem breiteren Kontext verstan-

den (Lucas/Bonvin/Hümbelin 2021).3 

Begrifflich-konzeptionell ist zwischen dem Leistungsbezug (Benefit Receipt) und 

der Inanspruchnahme von Leistungen (Take-up of Benefits) zu unterscheiden. 

Daten zum Leistungsbezug geben Auskunft über die Zahl der Empfängerinnen und 

Empfänger einer Leistung und werden anteilig auf verschiedene Referenzgruppen 

in der Bevölkerung bezogen (z.B. SGB II-Quoten, Väterquote beim Elterngeld). 

Daten zur Inanspruchnahme beziehen sich hingegen auf den Kreis der Anspruchs-

berechtigten. Das Problem bei Bezugsquoten ist, dass sie nicht verlässlich interpre-

tierbar sind. Beispielsweise zeigen die Statistiken der Bundesagentur für Arbeit, dass 

Ausländer zu höheren Anteilen Grundsicherungsleistungen für Arbeitsuchende be-

ziehen (2021: 17,2 %) als Deutsche (5,2 %).4 Dabei bleibt jedoch offen, ob Auslän-

der häufiger die Anspruchsvoraussetzungen erfüllen, also in höherem Maße bedürf-

tig sind als Deutsche, oder ob sie die Leistungen, bei gleichen Anspruchsvorausset-

 

 

3  Unter Aspekten der Kostendämpfung richtet sich das öffentliche Interesse andererseits auch auf 

die übermäßige Inanspruchnahme von Leistungen, beispielsweise im Bereich der Krankenversi-

cherung (Braun u.a. 2006). Hier wir dort geht es im Kern aber um die Frage der Zielgenauigkeit 

und Bedarfsgerechtigkeit von Leistungen. 
4  ELB-Quoten für erwerbsfähige Leistungsberechtigte, Jahreszahlen (Bundesagentur für Arbeit 

2022a). Staatenlose und Personen ohne Angabe zur Staatsangehörigkeit werden seit September 

2021 zu den Ausländern gezählt. 
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zungen, häufiger beantragen und/oder erhalten (Bruckmeier/Wiemers 2016). Ähn-

lich lassen sich auch zeitliche Veränderungen in den Bezugsquoten schwer interpre-

tieren (Engels 2002). Zum Beispiel kann ein Anstieg der SGB II-Quote an wach-

sendem Unterstützungsbedarf, veränderter sozialer Zusammensetzung der Leis-

tungsempfänger, einer Ausweitung des Kreises der Anspruchsberechtigten oder hö-

heren Inanspruchnahmeraten liegen. Reine Bezugsquoten von Mindestsicherungs-

leistungen sind daher auch kein zuverlässiger Indikator für Deprivation (Brad-

shaw/Richardson 2007). 

Wim van Oorschot führte in den 1990er Jahren die Unterscheidung zwischen pri-

märer Nichtinanspruchnahme – eine Person ist berechtigt, aber stellt keinen Antrag 

– und sekundärer Nichtinanspruchnahme – eine Person stellt einen Antrag, aber 

erhält keine (vollumfängliche) Leistung – ein (van Oorschot 1995) (vgl. Tab. 1). 

Damit machte er deutlich, dass die Gründe für die Nichtinanspruchnahme von Leis-

tungen nicht nur auf Ebene der Adressatinnen und Adressaten, sondern auch auf 

den Ebenen der Verwaltung und der Ausgestaltung der Leistung liegen (vgl. 

Kap. 3.1).5 Natascha van Mechelen und Julie Janssens ergänzten (2017) das Konzept 

der tertiären Nichtinanspruchnahme: Eine Person ist schutzbedürftig, kann aber die 

Anspruchsvoraussetzungen nicht erfüllen (z.B. Mietnachweis, Nachweis eines fes-

ten Wohnsitzes, Beschäftigungsfähigkeit) und erlangt daher keinen (vollständigen) 

Zugang zur Leistung. Wie die Autorinnen selbst anmerken, handelt es sich streng 

genommen um keine Form der Nichtinanspruchnahme, da die Menschen von be-

stimmten sozialen Rechten ausgeschlossen sind. Gleichwohl kann der formelle Aus-

schluss ein Grund sein, warum Maßnahmen ihr Ziel nicht erreichen. Dies ist bei 

zugewanderten Ausländerinnen und Ausländern besonders relevant, da sie häufig 

die Einkommensvoraussetzungen erfüllen, um staatliche Transferleistungen zu er-

halten, aber aufgrund ihres Aufenthaltstitels (z.B. als Asylsuchende), ausländerrecht-

licher Sonderregelungen oder der Schwierigkeiten, Nachweisbelege aus dem Aus-

land zu beschaffen, vom Erhalt ausgeschlossen sind (Lucas/Bonvin/Hümbelin 

2021). 

Pierre Mazet (2014) und Philippe Warin (2016) ergänzen als weiteren Typus eine 

Nichtinanspruchnahme, die aus der fehlenden Unterstützung durch intermediäre 

Akteure im Gesundheits- und Sozialbereich heraus entsteht. Dies ist vor allem der 

Situation in Frankreich geschuldet, in der die Sozialarbeit eine herausragende Be-

deutung für den Zugang zu Sozialleistungen hat.6 Mazet (2014) und Warin (2016) 

 

 

5  Wim van Oorschot nimmt (1995), wie vor ihm unter anderem schon Helmut Hartmann (1985), 

weitere Unterscheidungen vor: volle, teilweise, dauerhafte, temporäre, verzögerte, friktionelle und 

kumulative Nichtinanspruchnahme. Er macht darauf aufmerksam, dass es sich bei der Nichtin-

anspruchnahme um einen komplexen zeitlichen Prozess handelt, von dem die Forschung bisher 

nur einen kleinen Ausschnitt beleuchtet. 
6  „In the French welfare system, social workers often represent the compulsory gateway claimants 

have to go through to access benefits: it is indeed very rare for potential claimants to find out 

about and make a claim by themselves, without some sort of intervention by an intermediary, 

whether they are a member of staff working for the service provider (social security organisation, 

public employment service, etc.) or a social worker; going through a social worker is even com-

pulsory for all optional or extra-legal benefits.” (Mazet 2014, S. 10) 
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unterscheiden daraufhin vier Typen der Nichtinanspruchnahme: Unkenntnis der 

Leistung und der eigenen Anspruchsberechtigung (lack of awareness), Verzicht auf 

die Antragstellung (decision not to claim), kein Erhalt der Leistung (non reception), 

kein passendes Leistungsangebot seitens intermediärer Akteure (non proposition). 

Tab. 1: Typen der Nichtinanspruchnahme 

 van Oorschot 
1991, 1995 

van Mechelen/ 
Janssens 2017 

Mazet 2014,  
Warin 2016 

Person hat keine Kenntnis der 
Leistung 

 

primary  
non take-up 

 

primary  
non take-up 

lack of awareness 

Berechtigte Person stellt keinen 
Antrag 

decision not to clam 

Berechtigte Person stellt Antrag, 
aber erhält keine (volle) Leistung 

secondary  
non take-up 

secondary  
non take-up 

non reception 

Person hat Bedarf, ist aber nicht an-
spruchsberechtigt 

– tertiary  
non take-up 

– 

Person erhält kein Leistungsange-
bot seitens intermediärer Akteure 

– – non proposition 

Eigene Darstellung 

2.2 Politische Relevanz der Nichtinanspruchnahme 

Die Nichtinanspruchnahme von Leistungen stellt anerkanntermaßen ein Problem 

für die Legitimität und Leistungsfähigkeit des Sozialstaats dar. Sie ist zunächst ein-

mal ein Indiz für die teilweise Unwirksamkeit der Leistung oder ihrer Umsetzung 

(van Oorschot 1998, 1995). Dies scheint ein generelles Problem zielgerichteter Maß-

nahmen zu sein, da die politisch definierte Zielgruppe, d.h. die Referenzpopulation, 

die mit der Maßnahme adressiert werden soll (z.B. armutsgefährdete Kinder) nicht 

mit dem Kreis der Berechtigten (z.B. Haushalte unterhalb bestimmter Einkom-

mensschwellen) identisch ist und die Anspruchsberechtigten wiederum nicht mit 

den tatsächlich Begünstigten übereinstimmen (Nelson/Nieuwenhuis 2021; Goe-

demé/Janssens 2020; van Oorschot 2001) – ganz unabhängig von der Frage, ob die 

Maßnahme bedarfsgerecht ist und ihr Ziel, z.B. die Gewährleistung von Teilhabe, 

erreicht. Der Versuch, die Zielgenauigkeit und damit auch Kosteneffizienz der Maß-

nahme durch komplexere Zugangsregeln zu verbessern, erhöht die Hürden für die 

Inanspruchnahme (Konle-Seidl 2021; Kleven/Kopczuk 2011). Außerdem zeigt 

sich, dass Maßnahmen, die selektiv einzelne Ziel- und Risikogruppen ansprechen, 

zu Stigmatisierung führen können. Das oft schlecht aufeinander abgestimmte Ne-

beneinander spezifischer Sozial- und Familienleistungen, die damit verbundene 

Schnittstellenproblematik (vgl. u.a. Henger/Niehues 2019; Ott/Schürmann/Wer-

ding 2014), der hohe Verwaltungsaufwand zur Prüfung der Anspruchsberechtigun-

gen und die teils geringen Inanspruchnahmeraten haben in den letzten zwei Jahr-

zehnten nicht nur in Deutschland, sondern auch in anderen europäischen Ländern 

Reformvorhaben angestoßen, die auf eine Zusammenlegung und Vereinfachung 
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von Sozialleistungen abzielen (Warin/Lucas 2020).7 Hier reihen sich auch die aktu-

ellen Arbeiten an der Kindergrundsicherung ein. 

Sofern die Nichtinanspruchnahme nicht vollkommen freiwillig ist, stellt sie darüber 

hinaus eine „grundlegende Ungerechtigkeit“ („fundamental injustice“, van Oor-

schot 1998, S. 103) dar. Wenn manche Menschen ihren Leistungsanspruch realisie-

ren können und andere trotz vergleichbarer Bedarfslagen nicht, kann dies das Ver-

trauen in den Sozialstaat untergraben (De Schutter 2022). Die selektive Inanspruch-

nahme kann zudem soziale Ungleichheiten vergrößern, vergleichbar dem aus der 

Sozialen Arbeit bekannten „Präventionsdilemma“ (Bauer 2005). „For example, if 

only the better informed clients gain access to welfare, this may lead to marginali-

sation of those groups that would benefit the most from participation.“ (Her-

nanz/Malherbert/Pellizzari 2004, Abs. 13) 

Schließlich kann die Nichtinanspruchnahme bestehende Notlagen verschärfen und 

die monetären und nicht-monetären Folgekosten für die Betroffenen erhöhen. Bei-

spielsweise zeigt eine qualitative Studie aus Genf in der Schweiz, dass Mütter und 

Väter, die die ihnen zustehenden finanziellen Sozialleistungen nicht oder verspätet 

in Anspruch nahmen, vermehrt mit gesundheitlichen Problemen zu kämpfen hatten 

(Lucas/Ludwig 2019). Insbesondere psychische Probleme, z.B. Angstzustände und 

Depressionen, und chronische Erkrankungen wurden von den Befragten häufiger 

berichtet als im Durchschnitt der Genfer Bevölkerung.8 Gleichwohl verzichteten 

viele auch auf Gesundheitsleistungen, aus finanziellen Gründen oder aus Sorge vor 

Arbeitsplatzverlust. Für den Staat und das Gesundheitssystem bedeutet die Nichtin-

anspruchnahme kurzfristig eine Kostenersparnis, langfristig aber höhere Ausgaben 

für das Auffangen unerwünschter Folgen. 

2.3 Messkonzepte zur Erfassung der 
Nichtinanspruchnahme 

Das Ausmaß der Nichtinanspruchnahme monetärer Leistungen wird in der Regel 

auf Basis von Umfragedaten ermittelt. Dies können eigens konzipierte Erhebungen 

sein (z.B. Hartmann 1981), meist handelt es sich jedoch um Surveys, die nicht spe-

ziell zu diesem Zweck erhoben wurden (z.B. Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), 

 

 

7  Vereinfachung bedeutet nicht notwendig den Abbau von Zugangshürden, wie die im Kontext der 

aktivierenden Arbeitsmarktpolitik vorgenommene Zusammenlegungen von Mindestsicherungs-

leistungen im SGB II (2005) in Deutschland oder im Universal Credit (seit 2012) im Vereinigten 

Königreich zeigen. Mikrosimulationsstudien deuten allerdings darauf hin, dass sich das Ausmaß 

der Nichtinanspruchnahme der Grundsicherungsleistungen in Deutschland seit der Hartz IV-

Reform verringert hat (Bruckmeier/Wiemers 2011; Riphahn/Wunder 2013). 
8  Die Studie stützt sich hier auf teilstandardisierte Interviews, in die der von der EuroQuol Gruppe 

entwickelte Fragebogen zur gesundheitsbezogenen Lebensqualität integriert wurde. Die Ergeb-

nisse wurden mit Referenzdaten der Genfer Bevölkerung verglichen. 
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Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS)). Die Quote der Nichtinanspruch-

nahme (QNI) beschreibt dabei den Anteil der Anspruchsberechtigten, die eine Leis-

tung nicht beziehen, an allen Anspruchsberechtigten dieser Leistung.9 

Administrative Daten sind eine weitere Quelle für Analysen, allerdings enthalten sie 

nur Informationen über die Leistungsbeziehenden, nicht über die Personen, die die 

Leistung nicht in Anspruch nehmen. Außerdem werden soziodemografische Merk-

male der Leistungsbeziehenden, die für die Forschung interessant wären (z.B. Mig-

rationshintergrund beim Elterngeld), aus datenschutzrechtlichen Gründen teils 

nicht erhoben oder sie stehen für Forschungszwecke nicht zur Verfügung. Da Um-

fragedaten häufig verzerrte Schätzungen liefern, ist es sinnvoll, sie mit administrati-

ven Daten zu verknüpfen, um eine realistischeres Bild der Nichtinanspruchnahme 

zu gewinnen (vgl. weiter unten). 

Die Anspruchsvoraussetzungen für Transferleistungen sind in der Regel komplex 

und in repräsentativen Surveys nicht in Gänze oder zeitlich passend verfügbar. Bei-

spielsweise sind die Untersuchungseinheiten in Surveys (Privathaushalte) in der Re-

gel nicht mit sozialrechtlichen Kategorien (z.B. Bedarfsgemeinschaften) identisch. 

Einkommensangaben von Befragten beziehen sich oft auf andere Zeiträume als sie 

zur Bemessung von Leistungsansprüchen herangezogen werden. Auch machen Be-

fragte aus Unkenntnis oder fehlerhafter Erinnerung heraus falsche Angaben zu per-

sönlichen Verhältnissen oder sie verweigern die Antwort auf sensible Fragen. Die 

Identifikation der Anspruchsberechtigung auf Basis von Selbstauskünften ist daher 

allenfalls als grobe Annäherung möglich und geht mit vielen Unsicherheiten einher 

(vgl. ausführlich Kap. 5). In der Literatur werden aus diesem Grund mithilfe kom-

plexer Mikrosimulationsmodelle verfügbare Einkommen und Leistungsansprüche 

für jeden Haushalt geschätzt. Dabei handelt es sich um den Versuch, sich der An-

spruchsberechtigung mittels individueller und haushaltsbezogener Angaben zu so-

zioökonomischen Merkmalen valider anzunähern als dies über Selbstauskünfte 

möglich ist (vgl. exemplarisch Bruckmeier/Wiemers 2011, Appendix B). Gleich-

wohl sind auch diese Ergebnisse aufgrund von Repräsentativitätsproblemen und 

Messfehlern mit Umsicht zu interpretieren. So zeigen Studien, die Surveydaten mit 

administrativen Daten zum Leistungsbezug verknüpfen, dass die Inanspruchnahme 

regelmäßig höher ist als von den Befragten angegeben (z.B. Bruckmeier/ 

Riphahn/Wiemers 2021; Buslei u.a. 2019b; Bargain/Immervoll/Viitamäki 2012). 

Beispielsweise verknüpften Kerstin Bruckmeier, Regina T. Riphahn und Jürgen 

Wiemers (2021) die Angaben aus dem IAB-Panel Arbeitsmarkt und Soziale Siche-

rung (PASS) für die Jahre 2007 bis 2013 mit der Leistungshistorik der Bundesagen-

tur für Arbeit zum Arbeitslosengeld II (ALG II). Demnach kamen auf 11.106 Be-

fragte im PASS, die gemäß Simulation anspruchsberechtigt waren und korrekt an-

gaben, dass sie im Monat des Interviews ALG II bezogen, 851 Befragte, die einen 

 

 

9  Der in der Forschung auch häufig berichtete Deckungsgrad (Coverage Rate) einer Leistung be-

zieht sich demgegenüber auf den Anteil der Leistungsbeziehenden an der Zielpopulation der Leis-

tung (z.B. Anteil der Haushalte, die Grundsicherungsleistungen beziehen, an den armutsgefähr-

deten Haushalten) (vgl. Figari/Matsaganis/Sutherland 2013; Almeida/Poli/Hernández 2022). 
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Bezug verneinten, obwohl sie gemäß der Leistungsstatistik ALG II erhielten. Das 

entspricht einer Untererfassungsrate von knapp 8 Prozent (gewichtete Daten). Fa-

milien mit kleinen Kindern (bis unter vier Jahre) und Zuwanderer der ersten Gene-

ration tendierten häufiger zum Unterberichten als andere Haushalte. Andererseits 

gaben insgesamt 330 anspruchsberechtigte Befragte an, dass sie im Interviewmonat 

ALG II erhielten, während die Statistik keinen Bezug auswies.10 Die auf Basis der 

PASS-Daten errechnete Nichtinanspruchnahmequote des ALG II in Höhe von 

40 Prozent wäre demnach um 3 Prozentpunkte geringer, wenn man sie um die Ab-

weichungen gegenüber den amtlichen Daten (Unter- und Übererfassung) korrigie-

ren würde.11 Dies ist den Autorinnen und dem Autor zufolge eine konservative 

Schätzung. Zu berücksichtigen ist, dass die PASS-Befragung aus zwei etwa gleich 

großen Teilstichproben besteht, von denen eine SGB II-Leistungsempfänger um-

fasst. Außerdem werden die Befragten im Panel von den Interviewenden an ihre 

Antworten aus dem Vorjahr erinnert (abhängige Befragung). Falschangaben zum 

Leistungsbezug sollten daher seltener auftreten als in anderen Surveys (Bruck-

meier/Riphahn/Wiemers 2021, S. 1573ff.). Vergleichbare Studien aus den USA, die 

Survey- und Registerdaten verknüpfen (z.B. (Celhay/Meyer/Mittag 2022, 2021; 

Meyer/Mittag/Goerge 2022; Meyer/Mittag 2019), kommen auf höhere Untererfas-

sungsraten von 30 bis 63 Prozent und Übererfassungsraten von 1 bis 8 Prozent für 

verschiedene Sozialleistungen.12 Die Diskrepanzen sind in erster Linie auf Antwort-

verzerrungen, aber auch auf die Imputation fehlender Daten in den Surveys zurück-

zuführen (Celhay/Meyer/Mittag 2022). Zudem sind mögliche Fehler in den admi-

nistrativen Daten sowie fehlerhafte Entscheidungen der zuständigen Verwaltungen 

in Rechnung zu stellen (Leistungsgewährung trotz fehlender Berechtigung oder um-

gekehrt Leistungsversagung trotz Berechtigung) (Ko/Moffitt 2022; Duclos 1995). 

Auch stimmen Leistungsstatistik und lebensweltliche Erfahrung nicht notwendig 

überein. Werden z.B. Leistungen verspätet ausbezahlt, nehmen Betroffene den vor-

hergehenden Zeitraum möglicherweise als Nichtbezug wahr. In der Statistik wird 

der Zeitraum dagegen ab Bewilligungsdatum als Leistungszeitraum gezählt. Insge-

samt aber dürften aufgrund der Untererfassung des Leistungsbezugs die Einkom-

 

 

10  Das entspricht einer Übererfassungsrate von 3 Prozent (eigene Berechnung). Zu berücksichtigen 

ist darüber hinaus der sog. Beta-Fehler, der auftritt, wenn Haushalte, die in einem Survey als nicht 

anspruchsberechtigt simuliert wurden, nach eigenen Angaben Leistungen beziehen. Im Anhang 

ihrer Studie berichten Bruckmeier, Riphahn und Wiemers (2021) einen Beta-Fehler von 3,8 % 

(gewichtet) bzw. 4,6 % (ungewichtet) für ihre Simulation. In anderen Untersuchungen werden 

größere Beta-Fehler von 12,6 % (Frick/Groh-Samberg 2007), 14,9 bis 18,6 % (Bruckmeier u.a. 

2013) und 22 % (Buslei u.a. 2019a) berichtet. 
11  Die Auswirkungen auf Regressionsanalysen sind deutlich größer. In den Analysen von Bruck-

meyer, Riphahn und Wiemers wichen die marginalen Effekte von Merkmalen, die mit der Inan-

spruchnahme von Leistungen in Verbindung stehen, nach Korrektur der Abweichungen häufig 

um mehr als 30 Prozent ab (Bruckmeier/Riphahn/Wiemers 2021, S. 1570 und S. 1581ff.). 
12  Die Untersuchungen beziehen sich auf Illinois und Maryland (Meyer/Mittag 2019) sowie New 

York State (Meyer/Mittag/Goerge 2022; Celhay/Meyer/Mittag 2022, 2021). Untersucht wurde 

die Inanspruchnahme von Lebensmittelmarken (Food Stamps bzw. Supplemental Nutrition As-

sistance Program (SNAP)), Sozialhilfeprogrammen für Familien (Temporary Assistance for 

Needy Families (TANF)) und Erwachsene ohne Kinder (General Assistance) sowie Wohnbeihil-

fen (Housing Assistance). 
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men vieler Haushalte im unteren Einkommensbereich höher liegen und die staatli-

chen Leistungen in höherem Maße armutsmindernd wirken als auf Basis von Um-

fragedaten ermittelt (Meyer/Mittag 2019; Parolin 2019; Brewer/Etheridge/O’Dea 

2017). 

Die Gründe für die Nichtinanspruchnahme monetärer Leistungen, auf die später (in 

Kap. 3) noch näher eingegangen wird, werden meist nicht bzw. nicht direkt erfasst. 

Ökonometrische Analysen nutzen daher sozialstrukturelle Merkmale als Proxy, d.h. 

als Näherungswert zur Überprüfung von Hypothesen über mögliche Gründe bzw. 

Präferenzen auf Seiten der Adressatinnen und Adressaten. Die Entscheidung zur 

Inanspruchnahme von Leistungen wird hierbei als Kosten-Nutzen-Abwägung mo-

delliert (vgl. Kap. 3.1). Beispielsweise wird angenommen, dass die Inanspruch-

nahme von Grundsicherungsleistungen höher ist, wenn der finanzielle Engpass auf 

absehbare Zeit andauert, weil sich die Menschen dann einen größeren Nutzen von 

der Inanspruchnahme erwarten können. Als Proxy für die erwartete Dauer des Be-

darfs dient unter anderem das Bildungsniveau, da es die längerfristigen Arbeits-

marktchancen und das Einkommenspotenzial beeinflusst. Ein niedriges Bildungs-

niveau sollte demnach die Wahrscheinlichkeit eines Transferbezugs erhöhen (vgl. 

z.B. Riphahn 2001). Andererseits wird das Bildungsniveau auch als Proxy für die 

mit der Inanspruchnahme verbundenen Informationskosten interpretiert (vgl. z.B. 

Kayser/Frick 2000). Menschen mit höherem Bildungsniveau sollte es leichter fallen, 

sich der eigenen Ansprüche zu vergewissern, Formulare auszufüllen oder mit den 

Sozialbehörden zu kommunizieren (Frick/Groh-Samberg 2007). Ein niedriges Bil-

dungsniveau sollte demnach die Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme verrin-

gern. Verschiedene Studien gehen daher von gegenteiligen Effekten aus (z.B. Bruck-

meier/Wiemers 2011; Frick/Groh-Samberg 2007). Dass solche Plausibilitätsüberle-

gungen in gewisser Weise arbiträr sind, zeigt das Beispiel Migrationshintergrund. 

Der Migrations- oder Ausländerstatus wird in vielen Analysen als Proxy für höhere 

Kosten der Antragstellung verwendet, die der Theorie nach die Inanspruchnahme 

von Sozialleistungen verringern sollten. So wird angenommen, dass Migrantinnen 

und Migranten aufgrund geringerer Sprachkenntnisse und geringerer Vertrautheit 

mit dem deutschen Sozialsystem einen höheren finanziellen und zeitlichen Aufwand 

für die Beschaffung von Informationen und den Antragsprozess haben (höhere In-

formations- und/oder Transaktionskosten) oder in höherem Maße Stigmatisierung 

ausgesetzt sind als die einheimische Bevölkerung (höhere Stigmakosten)13 (vgl. z.B. 

Harnisch 2019; Frick/Groh-Samberg 2007; Wilde/Kubis 2005; Kayser/Frick 2000). 

Empirisch zeigt sich jedoch häufig das Gegenteil, eine höhere Inanspruchnahme 

durch Migrantinnen und Migranten (vgl. Kap. 2.5). Das Problem ist, dass Proxys 

unterschiedlich interpretiert werden können und die eigentlichen Gründe der 

Nichtinanspruchnahme unbeobachtet bleiben (van Oorschot 1995, S. 61; Be-

cker/Hauser 2003, S. 149f. und S. 166). Auch verdecken Kategorien wie „niedriges 

 

 

13  Die Zuordnung ist dabei nicht einheitlich. Zum Beispiel interpretieren Regina T. Riphahn (2001) 

und Joachim Wilde und Alexander Kubis (2005) den Migrationshintergrund als Proxy für Trans-

aktionskosten, Joachim R. Frick und Olaf Groh-Samberg (2007) dagegen als Proxy für Informa-

tions- und Stigmakosten. 
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Bildungsniveau“ oder „Migrationshintergrund“ eine große Heterogenität der Le-

benslagen innerhalb dieser Kategorien.  

Kritisch zu beurteilen ist zudem, dass, der klassischen Haushaltsökonomie folgend, 

Haushalte als Einheit betrachtet werden und meist nur die Merkmale der Auskunfts-

person bzw. des Haushaltsvorstands14 in die empirische Analyse eingehen. Beim 

Bildungsniveau oder Migrationshintergrund wird so implizit Homogamie in Paarbe-

ziehungen unterstellt. Dagegen zeigt die Untersuchung von Edward J. Castronova, 

Hilke Kayser, Joachim R. Frick und Gert G. Wagner (2001), die bei Paarhaushalten 

mit Migrationshintergrund das Geburtsland beider Partner berücksichtigen, dass 

durch die Beschränkung auf den Haushaltsvorstand möglicherweise relevante Un-

terschiede und Einflussfaktoren der Inanspruchnahme überdeckt werden. Nach ih-

ren Ergebnissen weisen Haushalte, in denen der Haushaltsvorstand im Ausland ge-

boren wurde, der Partner bzw. die Partnerin dagegen nicht, eine deutlich höhere 

Nichtinanspruchnahme von Sozialhilfe auf als Haushalte, in denen der Haushalts-

vorstand aus Deutschland und der Partner bzw. die Partnerin aus dem Ausland 

stammt (vgl. Tab. 2). Allerdings erweist sich der Einfluss der Haushaltszusammen-

setzung auf die Inanspruchnahme unter Kontrolle anderer Merkmale als statistisch 

nicht signifikant. Kaum untersucht ist bislang auch die Frage, wie sich Paare admi-

nistrative Aufgaben teilen und wer in Haushalten für die Beantragung von Leistun-

gen und den Kontakt zu Ämtern und Behörden zuständig ist (vgl. u.a. Beblo/Be-

cker/Grotlüschen 2023; Griffiths u.a. 2020; Siblot 2006). 

Angesichts dieser methodischen Beschränkungen werden die Gründe für die 

Nichtinanspruchnahme monetärer Leistungen vermehrt auch experimentell (z.B. 

Friedrichsen/Schmacker 2019) und qualitativ (z.B. Eckhardt 2023, 2021; Ratzmann 

2019) erforscht. Außerdem gibt es Bestrebungen, neue Fragemodule (Ak-

remi/Wilke 2020) und psychometrische Skalen (Janssens/Goedemé/Ponnet 2021) 

zu den Gründen der Inanspruchnahme für die Surveyforschung zu entwickeln. 

2.4 Leistungsansprüche von Personen und Familien 
mit Migrationshintergrund 

Die Komplexität der Anspruchsvoraussetzungen familienbezogener und sozial-

staatlicher Leistungen wird durch ausländerrechtliche Sonderregelungen erhöht. Für 

viele Gruppen ausländischer Staatsangehöriger bestehen besondere, den Anspruch 

beschränkende oder ausschließende Voraussetzungen für den Leistungsbezug (vgl. 

 

 

14  In Umfragen wird in der Regel eine Person gesucht, die am besten Auskunft über allgemeine 

Belange des Haushalts, z.B. die Wohnsituation, verschiedene Einkommensquellen oder die Kin-

derbetreuung geben kann. Diese Auskunftsperson wird als Haushaltsvorstand oder in jüngerer 

Zeit auch als Bezugsperson bezeichnet. Im Zeitverlauf ist hier ein Wandel der Geschlechterrollen 

erkennbar. Nimmt man als Beispiel das SOEP, so waren 1990 noch zwei Drittel der Auskunfts-

personen Männer und ein Drittel Frauen. 2019 waren Männer und Frauen etwa gleich stark ver-

treten. In Haushalten mit nichtdeutschem Haushaltvorstand geben aber nach wie vor mehr Män-

ner als Frauen (58 vs. 42 Prozent) Auskunft über den gesamten Haushalt (Auswertungen des DJI). 
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u.a. Blank 2022; Voigt 2021; Schnabel 2020; Frings u.a. 2018). Die Leistungsansprü-

che differieren vor allem nach Aufenthaltstitel, Aufenthaltsdauer, Staatsangehörig-

keit und Erwerbsintegration. Das Sozialrecht für Zuwanderer dient dabei auch mig-

rationspolitischen Zielen der Begrenzung und Steuerung der Zuwanderung. Gleich-

zeitig wird es zunehmend von europa- und völkerrechtlichen Normen beeinflusst 

(Frings u.a. 2018). Die Regelungen unterliegen dabei einem vergleichsweise raschen 

Wandel, was die Übersichtlichkeit für Betroffene und Beratende (und Forschende) 

erschwert. 

Staatsangehörige aus der Europäischen Union (EU) und dem Europäischen Wirt-

schaftsraum (EWR) (EU-Staaten sowie Island, Liechtenstein, Norwegen und die 

Schweiz), die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben, 

haben grundsätzlich den gleichen Anspruch auf Familienleistungen (Kindergeld, 

Kinderzuschlag, Unterhaltsvorschuss, Elterngeld) wie deutsche Staatsangehörige. 

Ein Kindergeldanspruch kann auch für im Ausland lebende Kinder bestehen. Die 

2019 im Rahmen des Gesetzes gegen illegale Beschäftigung und Sozialleistungsmiss-

brauch eingeführte Regelung, nach der Unionsbürgerinnen und -bürger erst nach 

dreimonatigem Aufenthalt in Deutschland Anspruch auf Kindergeld haben, sofern 

sie über keine inländischen Einkünfte aus einer Erwerbstätigkeit verfügen (§ 62 

Abs. 1a EStG), wurde kürzlich vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) in einem 

Vorabentscheidungsverfahren als europarechtswidrig verworfen.15 Das Gericht 

stellte klar, dass auch wirtschaftlich nicht aktive Unionsbürgerinnen und -bürger, 

die von ihrem Freizügigkeitsrecht Gebrauch machen, in Bezug auf Familienleis-

tungen mit deutschen Staatsbürgerinnen und -bürgern gleich zu behandeln sind. 

Der zeitweise Ausschluss von bedürftigkeitsgeprüften Sozialleistungen ist dagegen 

weiterhin zulässig (siehe unten).16 Allerdings müssen Antragstellende auf Kinder-

geld im Dreimonatszeitraum nachweisen, dass sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt 

tatsächlich und dauerhaft nach Deutschland verlegen, was in der Praxis oftmals 

schwierig sein dürfte. In grenzüberschreitenden Fällen entscheidet je nach Konstel-

lation die Erwerbstätigkeit der Eltern, der Wohnort der Eltern oder der Wohnsitz 

des Kindes, welcher Staat vorrangig für Familienleistungen zuständig ist. Die Auf-

lösung konkurrierender Ansprüche führt dabei häufig zu (über)langen Bearbei-

tungszeiten von Kindergeldanträgen von sechs und mehr Monaten (Tießler-Ma-

renda/Bugaj-Wolfram/Voigt 2021; Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband 

2014). Der vorrangige Staat hat Kindergeld in voller Höhe zu leisten. Gegebenen-

 

 

15  EuGH, Rechtssache C411-20, ECLI:EU:C:2022:602, Urteil des Gerichtshofs vom 01.08.2022 
16  Dies ergibt sich aus Art. 24 Abs. 2 der Freizügigkeitsrichtlinie RL 2004/38, wonach Mitgliedstaa-

ten nicht verpflichtet sind, „anderen Personen als Arbeitnehmern oder Selbstständigen (…) und 

ihren Familienangehörigen während der ersten drei Monate des Aufenthalts (…) einen Anspruch 

auf Sozialhilfe oder vor Erwerb des Rechts auf Daueraufenthalt Studienbeihilfen (…) zu gewäh-

ren“. Der Leistungsausschluss wurde mehrfach vom EuGH bestätigt, lässt aber im Einzelfall 

Ausnahmen zu (Deutscher Bundestag 2020). Zur juristischen Kritik siehe u.a. Baas 2019 und 

Janda 2022, 2020. 
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falls wird Kindergeld vom nachrangigen Staat angerechnet oder kommt als Diffe-

renzbetrag hinzu (Voigt 2021; Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundesta-

ges 2020). 

Auch Drittstaatsangehörige mit gültiger Niederlassungs- oder Aufenthaltserlaubnis 

sowie unanfechtbar anerkannte Flüchtlinge (anerkannte Asylberechtigte und Kon-

ventionsflüchtlinge) haben den gleichen Anspruch auf Familienleistungen wie deut-

sche oder europäische Staatsangehörige (Territorialprinzip). Spezielle Vorausset-

zungen gelten für Ausländerinnen und Ausländer, die sich zu Studien- und Ausbil-

dungszwecken oder zur Arbeitssuche in Deutschland aufhalten. Sie müssen er-

werbstätig sein, Elternzeit nehmen oder Lohnersatzleistungen (Arbeitslosengeld I, 

Mutterschaftsgeld, Krankengeld) beziehen, um kindergeldberechtigt zu sein (Bun-

deszentralamt für Steuern 2022). Nicht berechtigt sind Asylsuchende mit einer Auf-

enthaltsgestattung oder Duldung, es sei denn, sie verfügen über eine Beschäfti-

gungsduldung.  

Seit März 2020 haben auch Ausländerinnen und Ausländer mit humanitärer Auf-

enthaltserlaubnis Anspruch auf Familienleistungen, sofern sie bereits 15 Monate in 

Deutschland leben oder berechtigt erwerbstätig sind. Zuvor, von 2006 bis 2020, war 

der Zugang stark beschränkt. Ausländerinnen und Ausländer mit humanitären Auf-

enthaltstiteln konnten nur dann Kindergeld oder Elterngeld beanspruchen, wenn 

sie sich seit mindestens drei Jahren rechtmäßig, gestattet oder geduldet im Bundes-

gebiet aufhielten und zusätzlich bestimmte Merkmale der Arbeitsmarktintegration 

erfüllten, das heißt, erwerbstätig waren, Lohnersatzleistungen bezogen oder Eltern-

zeit nahmen. Diese Regelung wurde in zwei Entscheidungen 2012 und 2022 vom 

Bundesverfassungsgericht als verfassungswidrig eingestuft17 und im Zuge der Um-

setzung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes (2020) geändert.  

Sonderregelungen bestehen für Ausländerinnen und Ausländer aus Staaten, mit de-

nen Sozialversicherungsabkommen bestehen (Bosnien und Herzegowina, Kosovo, 

Marokko, Montenegro, Serbien, Türkei, Tunesien). Ansprüche auf Kindergeld re-

sultieren hier aus dem Arbeitnehmerstatus unabhängig vom Aufenthaltstitel oder 

Voraufenthalt (Voigt 2021). Die Sätze für im Heimatland lebende Kinder sind dabei 

stark abgesenkt (5,11 Euro für das erste Kind, 12,78 Euro für das zweite und dritte 

Kind, höhere Beträge je nach Land und Kinderzahl unterschiedlich) (Voit/Daumo-

ser 2022). Türkische Staatsbürgerinnen und -bürger erwerben aufgrund europäi-

scher Abkommen auch ohne Erwerbstätigkeit nach sechs Monaten einen Kinder-

geldanspruch. Das gilt auch für türkische Asylsuchende in Gemeinschaftsunter-

künften.18 

Die Anspruchsvoraussetzungen für Zugewanderte im SGB II (Grundsicherung für 

Arbeitsuchende) und SGB XII (Sozialhilfe) sind restriktiver. Unionsbürgerinnen 

und -bürger, die nicht als Arbeitnehmer oder Selbstständige erwerbstätig sind oder 

 

 

17  BVerfGE 132, 72-99 und BVerfG, Beschluss des Zweiten Senats vom 28. Juni 2022 - 2 BvL 9/14 

-, Rn. 1-116  
18  BFH-Urteil vom 17.06.2010, III R 42/09 
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keine Freizügigkeitsberechtigung aufgrund vorübergehender Erwerbsminderung, 

unfreiwilliger Arbeitslosigkeit oder Aufnahme einer Berufsausbildung gemäß § 2 

Abs. 3 FreizügG/EU besitzen, sind in den ersten drei Monaten ihres Aufenthalts in 

Deutschland von der Grundsicherung und Sozialhilfe ausgeschlossen. Gleiches gilt 

für aufenthaltsberechtigte nicht erwerbstätige Drittstaatsangehörige und ihre Fami-

lien (§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II und § 23 Abs. 3 Nr. 1 SGB XII). Ein Recht auf Auf-

enthalt über die drei Monate hinaus ist für Unionsbürgerinnen und -bürger an be-

stimmte Bedingungen wie Erwerbstätigkeit oder eine erfolgversprechende Arbeits-

platzsuche19 geknüpft. Nichterwerbstätige sowie Studierende und Auszubildende 

müssen nachweisen, dass sie über ausreichende Existenzmittel und einen Kranken-

versicherungsschutz verfügen (§ 4 FreizügG/EU). Auch Drittstaatsangehörige und 

ihre Familienangehörigen unterliegen der Pflicht zur Lebensunterhaltssicherung. 

Der Bezug ergänzender Sozialleistungen, z.B. als Aufstocker im SGB II, kann sich 

hier „schädlich“ auf das Recht auf Aufenthalt auswirken. Sozialversicherungs- und 

Familienleistungen sind dagegen „unschädlich“ (Voigt 2022). Ausnahmen von der 

Pflicht zur Lebensunterhaltssicherung bestehen für bestimmte Aufenthaltstitel aus 

humanitären und familiären Gründen (ebd.). So können etwa Wanderarbeitnehmer, 

die ihren Arbeitsplatz verlieren, nach einem Urteil des EuGH ein aus der Sorge für 

ihre in Deutschland lebenden schulpflichtigen Kinder abgeleitetes Aufenthaltsrecht 

erlangen. Damit steht ihnen ein Anspruch auf Grundsicherungsleistungen zu.20 

Ausländerinnen und Ausländer, die kein Aufenthaltsrecht haben oder deren Auf-

enthaltsrecht sich allein aus dem Zweck der Arbeitssuche ergibt, sind mit ihren Fa-

milienangehörigen gänzlich von der Grundsicherung (Arbeitslosengeld II) und So-

zialhilfe ausgeschlossen (§ 7 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 SGB II und § 23 Abs. 3 Nr. 2 

SGB XII). Erst nach fünf Jahren gewöhnlichem Aufenthalt im Bundesgebiet kön-

nen sie einen Anspruch im jeweiligen Leistungssystem geltend machen, sofern sie 

die allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen21 erfüllen. Sozialhilfe erhält auch nicht, 

wer eigens zu diesem Zweck eingereist ist (§ 23 Abs. 3 Nr. 3 SGB XII). 

Ausgeschlossen sind schließlich Asylsuchende, für die vor 30 Jahren mit dem Asyl-

bewerberleistungsgesetz ein eigenes abgesenktes Leistungssystem geschaffen 

wurde, das bis heute unter massiver Kritik steht (vgl. u.a. Classen 2022). Da der 

 

 

19  Unionsbürgerinnen und -bürger, die nach weniger als zwölf Monaten Erwerbstätigkeit unfreiwil-

lig arbeitslos werden, dürfen sich bis zu sechs Monate zum Zweck der Arbeitssuche in Deutsch-

land aufhalten. Für einen längeren Aufenthalt müssen sie nachweisen, dass sie weiterhin Arbeit 

suchen und begründete Aussicht haben, eingestellt zu werden (§ 2 Abs. 2 Nr. 1a FreizügG/EU).  
20  EuGH, Rechtssache C-181/19, ECLI:EU:C:2020:794, Urteil vom 6. Oktober 2020 
21  Grundsätzlich leistungsberechtigt im SGB II sind alle Personen, die das 15. Lebensjahr vollendet 

und die Regelaltersgrenze noch nicht erreicht haben, erwerbsfähig und hilfebedürftig sind und 

ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben (§ 7 Abs. 1 SGB II). Nach SGB XII haben 

Ausländerinnen und Ausländer, die sich tatsächlich im Inland aufhalten, Anspruch auf Hilfe zum 

Lebensunterhalt, Hilfe bei Krankheit, Hilfe bei Schwangerschaft und Mutterschaft sowie Hilfe 

zur Pflege (§ 23 Abs. 1 SGB XII). Ausreisepflichtigen Ausländerinnen und Ausländern werden 

bis zu einem Monat Überbrückungsleistungen bis zur Ausreise gewährt (§ 23 Abs. 3 Satz 2ff. 

SGB XII). 



21 

Fokus in diesem Bericht auf Familien in anderen Leistungsbereichen liegt, gehen 

wir darauf nicht näher ein. 

2.5 Umfang der Nichtinanspruchnahme 

Die Nichtinanspruchnahme bedarfsgeprüfter Leistungen ist weltweit zu beobachten 

und kein marginales Phänomen (De Schutter 2022; Ko/Moffitt 2022). Abbildung 2 

vermittelt exemplarisch einen Überblick über die in aktuellen Studien ermittelten 

Nichtinanspruchnahmequoten von Grundsicherungsleistungen in Europa und den 

USA. Deutschland liegt hier, bezogen auf die Nichtinanspruchnahme von Arbeits-

losengeld II, mit Quoten von 37 bis zu 56 Prozent etwas oberhalb der Nachbarlän-

der.22 Die betrachteten Leistungen sowie die jeweiligen Berechnungsgrundlagen in 

den Ländern sind allerdings schwer vergleichbar, was die Aussagekraft der Daten 

beschränkt. 

Abb. 2: Quoten der Nichtinanspruchnahme von Grundsicherungsleistungen in 

Europa und den USA 

ALG II = Arbeitslosengeld II, IS/ESA = Income Support/ Income-related Employment and Support Allowance, BMS = 
Bedarfsorientierte Mindestsicherung, RSA = Revenu de solidarité active, TANF = Temporary Assistance for Needy 
Families, SNAP = Supplemental Nutrition Assistance Program 
Quellen: Department for Work and Pensions 2022; Hannafi u.a. 2022; Ko/Moffitt 2022; Tervola/Mesiäislehto/Ollonqvist 
2022; Bruckmeier/Riphahn/Wiemers 2021; Department for Work and Pensions 2020; Buslei u.a. 2019a; Fuchs u.a. 
2020; Harnisch 2019; Hümbelin 2019; Parolin/Brady 2019 

Länderübergreifende Analysen lassen vermuten, dass ein Zusammenhang zwischen 

dem nationalen Leistungsniveau und der Inanspruchnahme besteht: Bei geringerem 

 

 

22  Die unterschiedlichen Werte in den beiden zitierten Studien (Harnisch 2019; Bruckmeier/Rip-

hahn/Wiemers 2021) resultieren aus Unterschieden in der Datenbasis und im methodischen Vor-

gehen. 
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Leistungsniveau scheint die Inanspruchnahme höher und bei höherem Leistungsni-

veau geringer zu sein (Kurita/Hori/Katafuchi 2022; Tervola/Mesiäislehto/Ol-

lonqvist 2022). Dies könnte darauf zurückzuführen sein, dass der Zugang zu gene-

rösen wohlfahrtsstaatlichen Leistungen stärker reguliert wird, z.B. durch strengere 

Nachweispflichten der Bedürftigkeit und Sanktionsmechanismen. Missbrauch wird 

zudem bei höherem Leistungsniveau stärker stigmatisiert. Dies erhöht die Hürden 

sowohl für die Inanspruchnahme als auch für den Missbrauch (Kurita/Hori/Kata-

fuchi 2022). 

Die bis in die späten 1970er Jahre zurückreichenden Studien zur Nichtinanspruch-

nahme von Sozialhilfe bzw. (seit 2005) Arbeitslosengeld II in Deutschland weisen 

je nach Datenbasis und methodischem Vorgehen Nichtinanspruchnahmequoten 

zwischen 34 und 67 Prozent aus (vgl. die Überblicke bei Riphahn 2001 und Har-

nisch 2019). Das heißt, auf jede Hilfeempfängerin bzw. jeden Hilfeempfänger kom-

men zwei bis drei berechtigte Personen, die die Hilfe nicht erhalten („Dunkelziffer 

der Armut“). Anders ausgedrückt: Würden alle Berechtigten ihren Anspruch geltend 

machen, wären die Bezugsquoten mindestens ein Drittel bis zu zwei Dritteln höher 

als beobachtet. Dies verdeutlicht die enorme Größenordnung und auch fiskalische 

Bedeutung der Nichtinanspruchnahme von Sozialleistungen.23 Die in der öffentli-

chen Diskussion sehr viel häufiger problematisierte über- und unrechtmäßige Inan-

spruchnahme, der sog. „Sozialleistungsmissbrauch“, nimmt sich demgegenüber be-

scheiden aus. So registrierte die Bundesagentur für Arbeit aus ihren gemeinsamen 

Einrichtungen mit kommunalen Trägern in den letzten Jahren (2015 bis 2021) zwi-

schen rund 107.000 und 135.000 Fällen pro Jahr, in denen eine unrechtmäßige In-

anspruchnahme von SGB II-Leistungen vorlag (Bundesagentur für Arbeit 2022c; 

Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages 2022). Dies entspricht zwi-

schen 1,8 und 2,6 Prozent der über fünf Millionen Regelleistungsberechtigten im 

jeweiligen Jahr (eigene Berechnung). Allerdings ist auch beim Missbrauch von einer 

Dunkelziffer in unbekannter Höhe auszugehen. 

Tabelle 2 vermittelt einen Überblick über die Studien zum Ausmaß der Nichtinan-

spruchnahme von Grundsicherungsleistungen in Deutschland, bei denen nach Mig-

rationshintergrund oder Staatsangehörigkeit differenziert wurde. Es zeigt sich, dass 

unabhängig von der Datenbasis, der betrachteten Leistung, dem Zeitraum und der 

Operationalisierung des Migrationshintergrunds (siehe letzte Spalte) Migrantinnen 

und Migranten im Vergleich zur einheimischen bzw. deutschen Bevölkerung durch-

weg eine geringere Quote der Nichtinanspruchnahme aufweisen. Einzige Ausnahme 

ist die „Dunkelziffer“-Studie von Irene Becker und Richard Hauser (2003), die eine 

höhere Nichtinanspruchnahmequote von Haushalten mit ausländischem Haushalts-

vorstand bei der früheren Hilfe zum Lebensunterhalt ermittelt hat. 

 

 

23  Allerdings ist zu berücksichtigen, dass die Leistungsansprüche derjenigen, die sie nicht geltend 

machen, in der Regel geringer sind als die der Beziehenden. Daher bietet es sich an, neben der 

fallbezogenen Quote auch eine ausgabenbezogene Quote der Nichtinanspruchnahme zu ermitteln 

(van Oorschot 1995), wie dies z.B. Irene Becker und Richard Hauser (2003) oder Hermann Buslei, 

Johannes Geyer, Peter Haan und Michelle Harnisch (2019b) in ihren Untersuchungen tun. 
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Tab. 2: Quoten der Nichtinanspruchnahme von Grundsicherungsleistungen in 

Deutschland – Übersicht über Studien, die Quoten für Haushalte mit Migrati-

onshintergrund ausweisen 
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Längsschnittstudien deuten darauf hin, dass sich die Inanspruchnahme der Grund-

sicherung seit der Umsetzung der Hartz IV-Reformen insgesamt erhöht hat (Bruck-

meier/Wiemers 2011), wobei der Niveauunterschied zwischen den im Ausland und 

den im Inland Geborenen weitgehend stabil blieb (Riphahn/Wunder 2013).  

Wie aus Tabelle 2 hervorgeht, zeichnen sich innerhalb der Gruppe der Migrantinnen 

und Migranten diverse Unterschiede in der Inanspruchnahme von Sozialleistungen 

nach Einwanderungsgeneration (Bruckmeier/Riphahn/Wiemers 2021), Geburts-

land beider Partner (Castronova u.a. 2001) und Staatsangehörigkeit des Haushalts-

vorstands (Bruckmeier/Wiemers 2016; Kayser/Frick 2000) ab.24 Kerstin Bruck-

meier und Jürgen Wiemers (2016) zufolge haben Haushalte, in denen der Haushalts-

vorstand Bürgerin bzw. -bürger eines EU- oder EFTA25-Staates ist, eine signifikant 

höhere Wahrscheinlichkeit der Nichtinanspruchnahme von Grundsicherungsleis-

tungen (50 %) als Haushalte von Drittstaatsangehörigen (39 %) oder Haushalte mit 

deutschem Haushaltsvorstand (43 %). Werden allerdings individuelle und haus-

haltsstrukturelle Merkmale (einschl. unbeobachtete Heterogenität) kontrolliert, zei-

gen sich keine signifikanten Unterschiede in der Inanspruchnahme. Bruckmeier und 

Wiemers folgern, dass die höhere Inanspruchnahme respektive geringere Nichtin-

anspruchnahme ausländischer Haushalte nicht auf den Migrationsstatus per se, son-

dern auf andere Faktoren zurückzuführen ist. Dazu zählen beispielsweise die Al-

ters-, Qualifikations- und Erwerbsstruktur ausländischer Haushalte, die sich von 

derjenigen deutscher Haushalte unterscheidet, oder der höhere Anteil von Mehr-

 

 

24  Weitere Untersuchungen befassen sich mit der Wahrscheinlichkeit des Leistungsbezugs von Per-

sonen mit Migrationshintergrund, ohne Simulation der Anspruchsberechtigung. Sie zeigen unter 

anderem, dass die Wahrscheinlichkeit des Bezugs von Sozialhilfe (Riphahn 2004) bzw. ALG II 

(Frank 2022) mit dem Alter bei Zuwanderung steigt. Christoph Wunder und Regina T. Riphahn 

(2014) haben in dynamischer Perspektive Ein- und Austritte von Erwachsenen (25-65 Jahre) beim 

ALG II in den Jahren 2005 bis 2009 untersucht. Die Analysen ergaben, dass Nicht-EU-Bürgerin-

nen und -Bürger, von denen die meisten aus der Türkei und den Nachfolgestaaten Jugoslawiens 

stammten, von allen Gruppen (Natives, EU citizens, Non-EU citizens, Immigrants with German 

citizenship) die größte Wahrscheinlichkeit hatten, den ALG II-Bezug zu beginnen und darin zu 

verbleiben und die geringste Wahrscheinlichkeit, ihn wieder zu verlassen. Die Autorin und der 

Autor führen dies in erster Linie auf die instabile Erwerbssituation dieser Gruppe zurück. In einer 

kürzlich veröffentlichten Studie, die auf einer reinen Migrationsstichprobe des SOEP (2013-2019) 

beruht, fand Emily Frank (2022), dass, unter Kontrolle anderer Merkmale, Zugewanderte aus 

Drittstaaten eine um 5 Prozentpunkte höhere Wahrscheinlichkeit haben, ALG II zu beziehen, als 

Zugewanderte aus EU-Staaten. Geflüchtete hatten sogar eine fast 31 Prozentpunkte höhere 

Wahrscheinlichkeit des Leistungsbezugs. Die Autorin vermutet, dass Migrantinnen und Migran-

ten aus der EU auf dem deutschen Arbeitsmarkt höhere Renditen für ihre Bildungsabschlüsse 

erreichen können und deshalb am seltensten auf staatliche Unterstützung angewiesen sind. Zu 

berücksichtigen, dass die Stichprobe auf selbst zugewanderte Haushaltsvorstände (18-65 Jahre) 

beschränkt war, die ihren höchsten Bildungsabschluss im Ausland erworben haben (ohne Asyl-

suchende). EU-Bürgerinnen und -bürger, die weniger als fünf Jahre in Deutschland gelebt und 

nicht mindestens ein Jahr Vollzeit gearbeitet haben, wurde aufgrund fehlender Anspruchsberech-

tigung ausgeschlossen. Das ist insofern nicht nachvollziehbar, als auch Gruppen von Drittstaats-

angehörigen von Sozialleistungen ausgeschlossen sind (vgl. Kap. 2.4), aber in der Stichprobe ver-

blieben. 
25  Die Europäische Freihandelsassoziation EFTA umfasst die Staaten Island, Liechtenstein, Nor-

wegen und die Schweiz. 
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kindfamilien unter den Familien mit Migrationshintergrund. Aufgrund dieser Merk-

male haben Migrantinnen und Migrantinnen nicht nur ein höheres Armutsrisiko und 

damit einen erhöhten Bedarf an Sozialleistungen. Der höhere Bedarf geht auch mit 

einer höheren Inanspruchnahme einher (vgl. Kap. 3.2.1). Wären die Merkmale von 

migrantischen und nicht-migrantischen Haushalten rein hypothetisch gleich, gäbe 

es keine Unterschiede im Inanspruchnahmeverhalten, wie Bruckmeier und Wiemers 

(2016, S. 15) resümieren: „After controlling for other factors, immigrants are no 

more likely to claim benefit than natives are. This result holds for all subgroups of 

immigrants we considered.” Dies bestätigen auch andere Untersuchungen 

(Riphahn/Wunder 2013; Castronova u.a. 2001; Kayser/Frick 2000). 

Leider wird in den vorliegenden Untersuchungen nicht zwischen Einzelleistungen 

unterschieden. Auch liegen nach unserer Kenntnis, zumindest für Deutschland, 

keine Mikrosimulationsstudien zur Inanspruchnahme von Familienleistungen vor, 

die nach Migrationshintergrund differenzieren.26 Ein Hindernis ist sicherlich, dass 

Migrantinnen und Migranten in den meisten Surveys unterrepräsentiert sind (vgl. 

Kap. 5). Bei Leistungen, die nur eine geringe Reichweite haben, reichen häufig die 

Fallzahlen nicht für tiefergehende Analysen aus. 

Eine Unterscheidung nach Art der Leistung wäre aber sinnvoll, wie eine weitere 

Untersuchung von Kerstin Bruckmeier und Jürgen Wiemers (2018) zeigt. Nach ih-

ren Schätzungen nahmen 2013 beim Wohngeld und Kinderzuschlag über 80 Pro-

zent der Leistungsberechtigten diese Leistungen nicht in Anspruch (vgl. Abb. 3). 

Eine Differenzierung nach Migrationshintergrund liegt hierzu nicht vor. 

 

 

26  Die 2010 im Rahmen der Gesamtevaluation ehe- und familienbezogener Leistungen durchge-

führte Bevölkerungsbefragung durch das Institut für Demoskopie Allensbach („Akzeptanzana-

lyse I“) gibt immerhin Hinweise auf den selbstberichteten Bezug von Familienleistungen. Dem-

nach beziehen (deutschsprachige) Familien mit Migrationshintergrund etwas häufiger Transfer-

zahlungen als Familien ohne Migrationshintergrund. Dafür profitieren sie etwas seltener von steu-

erlichen Entlastungen (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2016, S. 33; 

Institut für Demoskopie Allensbach 2012, Schaubild A5 auf S. 280). Die Aussagekraft dieser Er-

gebnisse ist allerdings stark eingeschränkt. Erstens sind Familien mit Migrationshintergrund in 

der Stichprobe unterrepräsentiert: 9 Prozent der befragten Eltern besitzen eine ausländische 

Staatsangehörigkeit im Vergleich zu 14 Prozent im Mikrozensus (Institut für Demoskopie Allens-

bach 2012, S. 329). Zweitens ist unsicher, wie valide die Angaben zum Leistungsbezug sind. Zwi-

schen 21 Prozent (Kindergeld) und 66 Prozent (ermäßigter Beitrag zur Pflegeversicherung) der 

Befragten, die bestätigen, eine bestimmte Leistung zu beziehen, geben an, dass sie die jeweilige 

Leistung nur ungefähr oder dem Namen nach kennen (ebd., S. 12). Drittens beruhen manche 

Angaben auf relativ kleinen Fallzahlen, was statistisch die Fehlerspanne erhöht. Zum Beispiel 

gaben nur 66 Familien mit Migrationshintergrund an, den Kinderzuschlag zu erhalten (eigene 

Berechnung auf Basis der für das Schaubild A5 angegebenen Fallzahlen; Institut für Demoskopie 

Allensbach 2012, S. 321). 
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Abb. 3: Quoten der Nichtinanspruchnahme von Arbeitslosengeld II, Wohngeld 

und Kinderzuschlag 2013 (Bruckmeier/Wiemers 2018) 

Quelle: Bruckmeier/Wiemers 2018; eigene Darstellung 

Irene Becker und Richard Hauser (2012) ermittelten für 2010 ähnlich hohe Nichtin-

anspruchnahmequoten des Kinderzuschlags bei Haushalten mit einem Kind (87 %) 

und zwei Kindern (70 %), während Haushalte mit drei Kindern (42 %) oder vier 

und mehr Kindern (44 %) seltener auf den Kinderzuschlag verzichteten. Holger 

Bonin, Eric Sommer, Holger Stichnoth und Florian Buhlmann (2018a) gehen aktuell 

davon aus, dass der Kinderzuschlag 60 bis 70 Prozent der anspruchsberechtigten 

Haushalte nicht erreicht. Zwar ist die Zahl der Familien, die Kinderzuschlag erhal-

ten, seit Inkrafttreten des „Starke-Familien-Gesetzes“ (StaFamG) stark gestiegen, 

von 87.358 Familien (2018) auf 292.844 Familien (2021) (Familienkasse Direktion 

2022). Die Zahl der erreichten Kinder hat sich im selben Zeitraum nahezu verdrei-

facht, von 248.172 Kinder (2018) auf 727.843 Kinder (2021) (ebd.). Allerdings kann 

nicht differenziert werden, wie weit dieser Anstieg auf Erleichterungen beim Kin-

derzuschlag im Zusammenhang mit dem StaFamG, auf die Einführung des „Not-

fall-KiZ“ im Rahmen der Corona-Hilfen (Bonin u.a. 2021) oder auf die Anhebung 

des gesetzlichen Mindestlohns (Ehrentraut u.a. 2020) zurückzuführen ist. 

Beim Wohngeld gehen Ralph Henger und Judith Niehues (2019, S. 803) prospektiv 

für die Jahre 2020 bis 2023 von einer Nichtinanspruchnahmequote von 47 bis 

54 Prozent aus. Allgemein ist festzuhalten, dass die Nichtinanspruchnahme bei er-

gänzenden Leistungen wie Wohngeld und Kinderzuschlag besonders groß ist. Dies 

liegt unter anderem daran, dass Wohngeld und Kinderzuschlag in einem vergleichs-

weise eng begrenzten Einkommensbereich gewährt werden und beim Kinderzu-

schlag zusätzliche Erwerbseinkünfte zu hohen Transferentzugsraten führen (Bruck-

meier/Wiemers 2022; Henger/Niehues 2019; Blömer/Bonin/Stichnoth 2016). Al-

lerdings treten in Simulationsmodellen bei diesen Leistungen auch besonders große 

Fehlermargen auf, weil mehrere Ansprüche gleichzeitig simuliert werden müssen 

und weil auf Seiten der Befragten größere Unkenntnis der Leistungen oder Ver-

wechslungsgefahr z.B. zwischen dem Wohngeld und den nach SGB II erstatteten 

Kosten der Unterkunft bestehen (Henger/Niehues 2019). 
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Belastbare Daten zur Inanspruchnahme von Bildungs- und Teilhabeleistungen 

(BuT) liegen aktuell nicht vor. BuT-Leistungen werden in fünf verschiedenen 

Rechtskreisen gewährt27 und trotz zahlreicher Vereinfachungen und Wegfall des 

Antragserfordernisses28 durch das 2019 in Kraft getretene „Starke-Familien-Ge-

setz“ (StaFamG) bleiben die Anspruchsvoraussetzungen im Detail komplex (Deut-

scher Verein für öffentliche und private Fürsorge 2020). Weder in der amtlichen 

Statistik (Deutscher Bundestag 2021) noch in aktuellen Surveys werden die Leistun-

gen vollständig und übergreifend erfasst. 

Auf Basis älterer PASS-Daten ermittelten Juliane Achatz und Claudia Wenzig für 

den Zeitraum 2011 bis 2014, dass mehr als die Hälfte der grundsätzlich leistungs-

berechtigten Kinder und Jugendlichen29 mindestens eine Bildungs- und Teilhabe-

leistung beantragt (57 %) und genutzt (52 %) haben (Bartelheimer u.a. 2016, S. 

59ff.). Dabei differierte die Inanspruchnahme stark nach Leistungsarten: 43 Prozent 

der grundsätzlich Leistungsberechtigten nutzten im betrachteten Zeitraum die För-

derung für eine gemeinschaftliche Mittagsverpflegung, jeweils 29 Prozent die För-

derung für ein- oder mehrtätige Kita- und Schulausflüge, jeweils 21 Prozent nahmen 

Leistungen für soziokulturelle Teilhabe oder die Schülerbeförderung in Anspruch 

und 8 Prozent die Leistungen für eine Lernförderung (ebd., S. 63). 

Die Leistungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit (2022b) weist für den Bereich 

des SGB II für das Jahr 2021 knapp 2,76 Millionen Personen im Alter von unter 25 

Jahren aus, die Anspruch auf eine oder mehrere Leistungen des SGB II hatten (sog. 

Anwesenheitsgesamtheit). Von diesen haben rund 1,51 Millionen Kinder, Jugendli-

che und junge Erwachsene mindestens eine Leistung für Bildung und Teilhabe er-

halten. Das entspricht einem Anteil von 55 Prozent. Von denen, die mindestens 

eine BuT-Leistung erhielten, haben 78 Prozent mindestens einmal im Betrachtungs-

zeitraum Mittel zur Deckung des Schulbedarfs erhalten. 45 Prozent erhielten die 

Leistungsart Mittagsverpflegung, 17 Prozent Leistungen zur Teilhabe am sozialen 

und kulturellen Leben und 14 Prozent Lernförderung (vgl. Abb. 4). Leistungen für 

Ausflüge, mehrtägige Klassenfahrten und die Schülerbeförderung wurden wie 

 

 

27  Grundsätzlich leistungsberechtigt sind Kinder, Jugendliche und junge Erwachsende bis unter 25 

Jahre, deren Eltern Kinderzuschlag und/oder Wohngeld beziehen (§ 6b BKGG) oder die selbst 

Grundsicherung für Arbeitsuchende bzw. neu Bürgergeld (§ 28 SGB II), Sozialhilfe nach Kapi-

tel 3 (Hilfe zum Lebensunterhalt) oder Kapitel 4 (Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-

derung) des SGB XII (§ 34 SGB XII), Ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundes-

versorgungsgesetz (§ 27a BVG) oder Asylbewerberleistungen (§ 3 Abs. 4 AsylbLG) erhalten. Ein 

Leistungsanspruch nach SGB II, SGB XII oder BVG kann auch dann bestehen, wenn das Kind 

bzw. die Familie zwar keine Sozialleistungen beziehen, die spezifischen Bildungs- und Teilhabe-

bedarfe des Kindes jedoch nicht decken kann (Fälle der sog. Bedarfsauslösung) (Bundesministe-

rium für Arbeit und Soziales 2023). In den einzelnen Rechtskreisen sind verschiedene Altersgren-

zen und Ausschlusskriterien für die einzelnen Leistungsarten definiert (Deutscher Verein für öf-

fentliche und private Fürsorge 2020). 
28  Mit Ausnahme der Lernförderung, die weiter gesondert beantragt werden muss, erfolgt die Bean-

tragung konkludent mit dem Antrag auf Grundsicherungsleistungen. 
29  Als grundsätzlich leistungsberechtigt wurden Kinder und Jugendliche bzw. Schülerinnen und 

Schüler bis unter 25 Jahren in Haushalten mit Bezug von Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe, Wohn-

geld oder Kinderzuschlag betrachtet. 
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schon 2020 aufgrund der coronabedingten Schulschließungen seltener gewährt als 

in den Vorjahren.  

Abb. 4: Leistungsberechtigte im SGB II unter 25 Jahren, die 2021 mindestens 

einmal eine Leistung für Bildung und Teilhabe erhalten haben, nach 

Leistungsarten 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2022b; eigene Berechnungen 

Zu berücksichtigen ist, dass die amtliche Statistik nicht eindeutig identifizieren 

kann, ob eine BuT-Leistung tatsächlich in Anspruch genommen wurde. Es wird 

lediglich erfasst, ob eine Leistung gewährt wurde. Beispielsweise stellt sich bei der 

Ausgabe von Gutscheinen oder Bildungskarten erst zu einem späteren Zeitpunkt 

heraus, ob die Leistung tatsächlich beansprucht wurde oder nicht. Auch können 

Leistungen nachträglich abgerechnet werden. Zeitpunkt der Gewährung und statis-

tischen Zählung einer Leistung und Zeitpunkt der tatsächlichen Inanspruchnahme 

fallen daher in vielen Fällen auseinander. Aufgrund unterschiedlicher Zuständigkei-

ten und Verfahrensweisen in den Kommunen kommt es zudem zu Datenausfällen. 

Die Bundesagentur für Arbeit weist zwar auch Ergebnisse nach Altersgruppen und 

regionaler Gliederung aus. Auf dieser Grundlage lassen sich jedoch keine Inan-

spruchnahmequoten berechnen. Unter anderem kommt es bei unterjährigen Wech-

seln der Altersgruppe oder des Wohnorts zu Mehrfachzählungen (Bundesagentur 

für Arbeit 2021b). Zu berücksichtigen sind zudem die unterschiedlichen Angebots-

strukturen vor Ort. 
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3 Gründe der Nichtinanspruchnahme 
von Transferleistungen 

3.1 Theoretische Modelle der Nichtinanspruchnahme 

Theoretische Modelle, die die Nichtinanspruchnahme von Transferleistungen zu 

erklären versuchen, reichen bis in die 1980er Jahre zurück. Im Fokus stand zunächst 

die individuelle bzw. haushaltliche Entscheidung für oder gegen die Inanspruch-

nahme. Hierbei dominierten Rational-Choice-Modelle. Entsprechend wurde die 

Nichtinanspruchnahme primär auf Präferenzen und Verhalten der Adressatinnen 

und Adressaten zurückgeführt. Heute richtet sich der Blick stärker auf soziale, po-

litische und institutionelle Inanspruchnahmebarrieren und die Interaktion zwischen 

potenziellen Kundinnen und Kunden und der öffentlichen Verwaltung. Des Weite-

ren wurden die ursprünglich statischen Entscheidungsmodelle in zeitlicher Hinsicht 

dynamisiert, d.h. es wird auch der über die Antragstellung hinausreichende Prozess 

(z.B. verzögerte Bewilligung, Abbruch, Wiederaufnahme) mit einbezogen. Aller-

dings ist – auch empirisch – weiterhin unklar, wie die verschiedenen Einflussfakto-

ren, die sich in der Forschung als relevant erwiesen haben, konkret zusammenwir-

ken. 

Zu den frühen Ansätzen, die ausschließlich die Adressatenebene im Blick haben, 

gehört das kognitiv-psychologische Schwellenmodell der Nichtinanspruchnahme 

von Scott A. Kerr (1982a, 1982b). Kerr entwickelte das Modell Anfang der 1980er 

Jahre im Rahmen einer prospektiven Interviewstudie mit schottischen Seniorinnen 

und Senioren, die Anspruch auf eine staatliche Zusatzrente hatten, diese aber bis 

dato nicht abgerufen hatten. Kerr zufolge müssen Anspruchsberechtigte nacheinan-

der sechs kognitive Schwellen („thresholds“) überwinden, um sich für einen Antrag 

auf Leistungen zu entscheiden (vgl. Abb. 5): Sie müssen 1. einen persönlichen Be-

darf wahrnehmen (NEED), 2. über eine basale Kenntnis der Leistung verfügen 

(KNOW), 3. Kenntnis von ihrer Berechtigung erlangen (ELIG), 4. die Nützlichkeit 

der Leistung wahrnehmen (UTIL), 5. eine positive Einstellung zum Antragsprozess 

und seinen erwarteten Folgen entwickeln (BELIEFS) und 6. ihre Situation als stabil 

annehmen (STAB). Die BELIEFS-Komponente bildet für Kerr den Kern seines an 

der Wert-Erwartungstheorie orientierten Modells. Demnach hängt die Entschei-

dung für oder gegen einen Antrag in dieser Entscheidungsphase davon ab, wie stark 

der Akteur davon überzeugt ist, dass seine Handlung mit bestimmten Konsequen-

zen verbunden ist (z.B. mit der notwendigen Offenlegung der finanziellen Verhält-

nisse), und welche Gefühle er gegenüber diesen Konsequenzen hegt (z.B. Angst vor 

Stigmatisierung, Sorge um die Belastung von Angehörigen). Das Modell beschreibt 

zwar wichtige Aspekte, die bei der individuellen Entscheidungsfindung eine Rolle 

spielen. Die Annahme, die kognitiven Schwellen müssten vollständig und in einer 

sequentiellen Abfolge überwunden werden, bevor es zur Antragstellung kommt, ist 

aber zu restriktiv und empirisch widerlegt. Zudem werden alle vor- und nachgela-

gerten Prozesse sowie relevante Einflussfaktoren auf die subjektive Wahrnehmung 

von Bedarfen, Berechtigung, Nutzen und Einstellungen im Modell nicht berück-

sichtigt (van Oorschot 1995, S. 77ff.). 
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Abb. 5: Kognitiv-psychologisches Schwellenmodell der Nichtinanspruch-

nahme von Scott A. Kerr (1982a, 1982b) 

 

Eigene Darstellung auf Basis von Kerr 1982a, S. 512 

In mikroökonomischen Ansätzen wird die (Nicht-)Inanspruchnahme monetärer 

Leistungen als diskrete Wahlentscheidung eines Haushalts modelliert und mittels 

einer Nutzenfunktion abgebildet (vgl. z.B. Bruckmeier/Wiemers 2016, 2011; Frick/ 

Groh-Samberg 2007; Riphahn 2001; Blank/Ruggles 1993; Blundell/Fry/Walker 

1988). Dabei wird angenommen, dass der Haushalt eine Leistung beantragt, wenn 

der erwartete Nutzen die erwarteten Kosten übersteigt. Überwiegen dagegen die 

Kosten, wird auf den Antrag verzichtet. Auch die Nichtinanspruchnahme zustehen-

der Leistungen wird demnach als Ergebnis eines rationalen Kosten-Nutzen-Kalküls 

interpretiert (Moffitt 1983). Als relevante Nutzen werden in der Literatur zumeist 

die Höhe der Leistung (ggf. nach Steuern) und die erwartete Dauer des Bezugs be-

trachtet. Auf der Kostenseite wird zwischen direkten und indirekten Kosten unter-

schieden (Blank/Ruggles 1993). Die direkten Kosten umfassen den monetären und 

zeitlichen Aufwand für die Beantragung und Inanspruchnahme der Leistung (z.B. 

Informationsbeschaffung zu den Anspruchsvoraussetzungen, Ausfüllen von For-

mularen, Wartezeiten beim Amt, Erfüllen von Mitwirkungspflichten).30 Zu den in-

direkten Kosten zählen soziale und psychologische Faktoren wie Stigma, Scham, 

Sorge um Angehörige oder moralische Überzeugungen (sog. Stigmakosten, Moffitt 

1983). Angesichts der Kritik an Rational-Choice-Modellen, z.B. der Annahme der 

Nutzenmaximierung bei vollständiger Information des Haushalts (vgl. z.B. Reijn-

ders 2020, S. 34ff.), beziehen neuere Ansätze verhaltensökonomische Erkenntnisse 

zu Framing-Effekten und kognitiven Verzerrungen mit ein (Bertrand/Mullai-

nathan/Shafir 2006). Auch werden zum Teil Elemente der Leistungsgewährung als 

(exogene) Einflussfaktoren in das Modell integriert (Ko/Moffitt 2022; Kle-

ven/Kopczuk 2011). Allerdings bleibt in ökonometrischen Analysen das Problem, 

dass Kosten und Nutzen nicht direkt erhoben, sondern lediglich mittels Proxy-Va-

riablen identifiziert werden (vgl. Kap. 2.3). Da alle möglichen Einflussfaktoren als 

Kosten oder Nutzen modelliert werden können, birgt dies die Gefahr, dass sich die 

Theorie gegenüber empirischer Falsifizierung immunisiert (Wilke 2021, S. 184). Au-

 

 

30  Die direkten Kosten werden in der Literatur unterschiedlich bezeichnet, als Information Costs 

(z.B. Bruckmeier/Wiemers 2016; Frick/Groh-Samberg 2007), Transaction Costs (z.B. Whelan 

2010; Bargain/Immervoll/Viitamäki 2012), Process Costs (z.B. Wilke 2021) oder Application 

Costs (z.B. Riphahn 2001). Einige Autorinnen und Autoren unterscheiden auch zwischen Infor-

mation Costs und Process Costs (z.B. Janssens/van Mechelen 2022). 
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ßerdem bleibt der Fokus auf rationalen Entscheidungen des Haushalts. Der Um-

stand, dass Wissenslücken und Verhaltensbarrieren von vornherein eine rationale 

Abwägung verhindern, wird ausgeblendet (Becker/Hauser 2003, S. 141f.). 

Aufbauend auf der Kritik an Kerrs Schwellenmodell und Rational Choice-Ansätzen 

entwickelte Wim van Oorschot (1991, 1995, 1998) ein komplexeres Erklärungsmo-

dell der (Nicht-)Inanspruchnahme, das gleichwohl Elemente beider Ansätze verbin-

det. Besonders hervorzuheben ist, dass er die Verantwortung für die Nichtinan-

spruchnahme von Leistungen auch bei der Verwaltung und den politischen Ent-

scheidungsträgern sieht statt sie allein den Kundinnen und Kunden zuzuschreiben. 

Die Gründe für die Nichtinanspruchnahme von Leistungen lassen sich seines Er-

achtens am ehesten als „mix of multi-level factors” (van Oorschot 1998, S. 112) 

begreifen. In seinem Drei-Ebenen-Modell möglicher Einflussfaktoren (vgl. Abb. 6) 

bildet die Ebene des Leistungssystems (Scheme Level) den rechtlichen und organi-

sationalen Kontext, in dem Verwaltung und Kundinnen und Kunden (inter)agieren. 

Die politischen Entscheidungsträger nehmen sowohl Einfluss auf die Ausgestaltung 

der Leistung (Art und Höhe der Leistung, Zielgruppen, Zugangsregeln etc.) als auch 

auf die Verwaltung (Budget, Personalausstattung, technische Infrastruktur etc.). Die 

Ebene der Verwaltung (Administrative Level) bildet wiederum den Kontext für das 

Handeln der Kundinnen und Kunden (Client Level). Deren Wissen, Wahrnehmung, 

Einstellungen, Erfahrungen und Verhalten werden, wie van Oorschot (1998, S. 114) 

ausführt, von Merkmalen der Verwaltungsebene beeinflusst, „like e.g. the amount 

and quality of information and advice given, the barriers raised in the practical pro-

cedures, the location of offices, and their treatment by administrators“. Dabei kön-

nen gute oder schlechte Erfahrungen die Inanspruchnahme weiterer Leistungen be-

einflussen (Rückkoppelungseffekt). 

Abb. 6: Drei-Ebenen-Modell der Einflussfaktoren auf die Nichtinanspruch-

nahme von Wim van Oorschot (1995) 

      Darstellung adaptiert aus van Oorschot 1995, S. 37 

Auf Ebene der Kundinnen und Kunden (Client Level) identifiziert Wim van Oor-

schot verschiedene Wege, wie es zu einer Nichtinanspruchnahme von Leistungen – 
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oder auch „verspäteter“ Inanspruchnahme – kommen kann. Sein in zeitlicher Hin-

sicht dynamisiertes Entscheidungsmodell umfasst drei Phasen, die eine Person 

durchlaufen muss, um eine Leistung zu erhalten (vgl. Abb. 7). In der ersten Phase, 

der „Schwellenphase“ („Threshold stage“), muss zunächst einmal ein Bewusstsein 

oder Grundwissen entstehen, dass es eine Leistung gibt, auf die man potenziell An-

spruch hat und die einen eigenen Bedarf decken könnte. Wim van Oorschot misst 

hierbei dem Informationsumfeld („Information environment“) besondere Bedeu-

tung zu. Inhalt, Quelle, Qualität und Zeitpunkt von Informationen haben seines 

Erachtens großen Einfluss auf die subjektive Wahrnehmung und spielen über den 

gesamten Entscheidungsprozess hinweg eine wichtige Rolle (van Oorschot 1995, 

S. 78). Andererseits gibt es bereits in der Schwellenphase verschiedene Faktoren, 

die eine Informationsoffenheit oder die weitere Auseinandersetzung mit dem Leis-

tungsangebot verhindern. Dazu zählt van Oorschot (1995, S. 81) eine grundsätzlich 

ablehnende Haltung gegenüber Sozialleistungen bzw. der Abhängigkeit vom Staat, 

die alle anderen Erwägungen überlagert. Wird die Schwellenphase überwunden, er-

folgt in der zweiten „Abwägungsphase“ („Trade-off stage“) eine intensivere Ausei-

nandersetzung mit den Faktoren, die für oder gegen eine Antragstellung sprechen. 

Dies lässt sich auch als Kosten-Nutzen-Abwägung verstehen. Erneut kann das Er-

gebnis negativ sein und in die Nichtinanspruchnahme führen. Kommt es zur dritten 

„Antragsphase“ („Application stage“), hängt der weitere Verlauf maßgeblich von 

der Interaktion zwischen Verwaltung und den Antragstellenden ab. Diese können 

ihren Antrag noch zurückziehen, z.B. weil sie den Aufwand überschätzt haben, ge-

forderte Nachweise nicht beibringen können oder sich als entwürdigend behandelt 

fühlen. Die Verwaltungsbeamten können zusätzliche Anforderungen stellen, nur 

Teilleistungen bewilligen oder den Antrag – ob richtig oder falsch – abweisen (van 

Oorschot 1995, S. 86). Nur, wenn auch diese Phase überwunden wird, kommt es 

zur vollen Inanspruchnahme der Leistung. 

Abb. 7: Dynamisches Modell der Nichtinanspruchnahme von Wim van Oor-

schot (1995) 

Darstellung adaptiert aus van Oorschot 1995, S. 89 
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Wim van Oorschot macht allerdings darauf aufmerksam, dass es jederzeit zu einer 

Wiederaufnahme des Prozesses kommen kann. Dies kann zum einen infolge gradu-

eller Veränderungen in den Lebensumständen geschehen. Zum anderen können be-

stimmte Ereignisse – „Trigger events“ – eine abrupte Veränderung auslösen. Neben 

Lebensereignissen, die einen akuten finanziellen Bedarf mit sich bringen, zum Bei-

spiel Geburt eines Kindes, Tod des Partners oder Arbeitslosigkeit, verweist van 

Oorschot (1995, S. 53f.) auf Informations- und Beratungsangebote, die zur Inan-

spruchnahme einer Leistung ermutigen. 

Teile des Modells sind in der Literatur auch als „tree-t-model (threshold–trade-off–

trigger)” (van Oorschot 1991, S. 25) bekannt. Einige ökonometrische Studien auf 

Basis von Haushaltsbefragungen nutzen das Modell zur Hypothesenbildung und 

Entwicklung eines Regressionsmodells, verbleiben aber im Rahmen des mikroöko-

mischen Kosten-Nutzen-Ansatzes (z.B. Fuchs u.a. 2020; Harnisch 2019; Frick/ 

Groh-Samberg 2007). 

In einer aktuellen Übersichtsarbeit systematisieren Julie Janssens und Natascha van 

Mechelen (2022) die verschiedenen, in der Literatur diskutierten Einflussfaktoren 

auf die Nichtinanspruchnahme monetärer Leistungen (vgl. Abb. 8). In diesem Zu-

sammenhang erweitern sie van Oorschots Drei-Ebenen-Modell um den breiteren 

sozialen und rechtlichen Kontext, in den die beteiligten Akteure eingebettet sind 

(vgl. auch Eurofound 2015 sowie weit früher schon Wirth 1982). Darunter ver-

stehen sie „the prevailing institutional and policy background, market conditions, 

the media landscape and profile of the population in need of support” 

(Janssens/van Mechelen 2022, S. 109). Auf Kundenebene ergänzen sie zudem Ver-

haltensbarrieren sowie die Bedeutung von sozialen Netzwerken für die Verbreitung 

von Informationen und die wechselseitige Unterstützung im Antragsprozess. 

Abb. 8: Vier-Ebenen-Modell der Einflussfaktoren auf die Nichtinanspruch-

nahme von Julie Janssens und Natascha van Mechelen (2022) 

Darstellung adaptiert aus einzelnen Abbildungen aus Janssen/van Mechelen 2022 
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Neben den skizzierten Ansätzen, die sich explizit auf die Nichtinanspruchnahme 

monetärer, bedarfsgeprüfter Leistungen beziehen, existieren diverse andere An-

sätze, die die selektive (Nicht-)Inanspruchnahme von sozialen und gesundheitsbe-

zogenen Dienstleistungen zu erklären oder zu verstehen suchen. Beispielsweise ha-

ben Jean-Frederic Levesque, Mark F. Harris und Grant Russel (2013) ein Rahmen-

konzept des Zugangs zur Gesundheitsversorgung erarbeitet, das inzwischen auch 

auf den Zugang zu frühkindlicher Bildung, Betreuung und Erziehung angewendet 

wird (Archambault/Côté/Raynault 2020). Levesque, Harris und Russel verstehen 

unter Zugang („access“) nicht, wie üblich, die tatsächliche, sondern die mögliche 

Nutzung geeigneter Gesundheitsdienste bei wahrgenommenen Versorgungsbedarf. 

Der Zugang ergibt sich aus der Passung zwischen Gelegenheitsstrukturen auf der 

Angebotsseite – die Autoren nennen hier die Zugänglichkeit („approachability“), 

Annehmbarkeit („acceptability“), Verfügbarkeit („availability and accommoda-

tion“), Bezahlbarkeit („affordability“) und Angemessenheit („appropriateness“) der 

Angebote – und den Fähigkeiten der Personen auf der Nachfrageseite, diese Gele-

genheitsstrukturen adäquat zu nutzen, z.B. aufgrund ihrer Gesundheitskompetenz, 

ihrer Gesundheitsüberzeugungen, ihrer Lebensumstände und Umweltbedingungen 

oder der empfangenen Unterstützung (Levesque/Harris/Russell 2013, S. 4f.). 

Zu den international bekanntesten und gebräuchlichsten Theorien im Bereich der 

Versorgungsforschung gehört das Verhaltensmodell der Inanspruchnahme gesund-

heitsbezogener Versorgung („Behavioral Model of Health Services Use“) von 

Ronald M. Andersen und anderen (Andersen/Davidson 2007; Andersen 1995). Es 

ist auch in Deutschland verbreitet (z.B. Janssen/Swart/Lengerke 2014) und wird 

seit 2001 in der Gesundheitsberichterstattung des Bundes verwendet (z.B. Prütz u.a. 

2021). Andersen hat das Modell bereits 1968 entwickelt, seither gab es mehrfach 

inhaltliche und methodische Erweiterungen, was eine Vergleichbarkeit der vorlie-

genden Studien erschwert (Lederle/Tempes/Bitzer 2021; Babitsch/Gohl/Lengerke 

2012). Abbildung 8 zeigt die aktuellste Version des Modells (Andersen/David-

son/Baumeister 2014). 

Abb. 9: Verhaltensmodell der Inanspruchnahme gesundheitsbezogener Ver-

sorgung von Ronald M. Andersen 

Quelle: Andersen/Davidson/Baumeister 2014, übernommen aus Lederle/Tempes/Bitzer 2021, S. 2 
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Das Verhaltensmodell von Andersen unterscheidet sowohl auf kontextueller als 

auch auf individueller Ebene prädisponierende („Predisposing“), ermöglichende 

(„Enabling“) und bedarfsbezogene („Need“) Einflussfaktoren auf das individuelle 

Gesundheitsverhalten und die Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen. Prä-

disponierende Faktoren, die eine Inanspruchnahme begünstigen oder behindern, 

können auf individueller Ebene z.B. demografische und soziale Merkmale wie Ge-

schlecht, Alter, Familienstand, Migrationsstatus oder Bildung sein. Auf kontextuel-

ler Ebene wäre analog die Bevölkerungs-  und Sozialstruktur eines Wohngebiets ein 

prädisponierender Faktor, weil sie die Verfügbarkeit von Versorgungsstrukturen be-

einflusst.  

Auf individueller Ebene werden des Weiteren genetische Veranlagungen und Ge-

sundheitsüberzeugungen als prädisponierende Faktoren identifiziert. Zu den er-

möglichenden Faktoren zählen z.B. das Einkommen, die Art der Krankenversiche-

rung oder der Zugang zu einer hausärztlichen Praxis. Beim Bedarf wird zwischen 

dem subjektiv wahrgenommenen und dem ärztlich bestätigten Gesundheitszustand 

unterschieden. Sind eher die prädisponierenden und ermöglichen Faktoren aus-

schlaggebend für die Inanspruchnahme als der Bedarf, so eine Annahme des Mo-

dells, entsteht eine sozial ungleiche Versorgungssituation (Prütz u.a. 2021). 

Das Modell ist nicht direkt auf die Nichtinanspruchnahme monetärer Leistungen 

übertragbar, erweitert aber den Blick auf die Outcomes, die durch die Nutzung oder 

Nichtnutzung einer Leistung entstehen. Ob und wie das Inanspruchnahmeverhalten 

dazu beiträgt, den jeweiligen materiellen oder immateriellen Bedarf zu decken und 

das Wohlergehen der Betroffenen zu verbessern, bedarf auf jeden Fall weiterer For-

schung. 

3.2 Gründe der Nichtinanspruchnahme  

Im Folgenden berichten wir Erkenntnisse aus empirischen Untersuchungen zu den 

Gründen bzw. Einflussfaktoren der Nichtinanspruchnahme monetärer Leistungen. 

Migrationsspezifische Aspekte werden, soweit Informationen dazu vorliegen, mit 

einbezogen. 

Im Anschluss an Wim van Oorschot (1995) und die aktuellen Übersichtsarbeiten 

von Eurofound (2015) und Julie Janssens und Natascha van Mechelen (2022) lassen 

sich die Gründe für die Nichtinanspruchnahme auf vier Ebenen systematisieren 

(vgl. Abb. 10): auf der Ebene (1) der Individuen und Haushalte, (2) der Verwaltung, 

(3) der (politischen) Ausgestaltung des Leistungssystems und (4) der Gesellschaft. 

Im Folgenden beschränken wir uns auf die ersten beiden Ebenen, da hierzu die 

meisten empirischen Erkenntnisse vorliegen. Aspekte des Leistungssystems und des 

gesellschaftlichen Kontextes fließen jedoch an geeigneter Stelle mit ein (vgl. auch 

Kap. 4). Zu berücksichtigen ist, dass sich die vorliegenden Studien nicht nur me-

thodisch und in ihrer Datenbasis unterscheiden, sondern auch auf unterschiedliche 

Leistungen, Zeitpunkte, Orte oder Bevölkerungsgruppen bezogen sind. Die Ergeb-

nisse sind daher nur bedingt vergleichbar oder verallgemeinerbar. 
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Abb. 10: Gründe der Nichtinanspruchnahme auf vier Ebenen 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Eurofound 2015, S. 25 

3.2.1 Ebene der Individuen und Haushalte 

Fehlendes oder unzureichendes Wissen über das bestehende Leistungsangebot, ei-

gene Ansprüche und Rechte, das Antragsverfahren und Zugänge zu Leistungen und 

Unterstützungsmöglichkeiten werden in vielen Untersuchungen als ein Haupthin-

dernis der Inanspruchnahme von Sozialleistungen benannt (Behrendt/Fabi-

ańczyk/Kraußlach 2020; Ratzmann 2019; Eurofound 2015). 

In welchem Ausmaß Anspruchsberechtigte aufgrund geringer Kenntnis der Leis-

tung auf die Inanspruchnahme verzichten, ist nicht bekannt. Die 2010 vom Institut 

für Demoskopie Allensbach durchgeführte Befragung zur Akzeptanz von Familien-

leistungen zeigt jedoch, dass viele Familien- und Sozialleistungen in der Bevölke-

rung nicht oder nur oberflächlich bekannt sind (vgl. Abb. 11). Zwischen 13 Prozent 

(beim Kindergeld) und 79 Prozent (beim Kinderzuschlag) der Befragten geben an, 

dass ihnen die betreffende Leistung „ganz unbekannt“ oder „nur dem Namen nach 

bekannt“ sei. Leistungen, die größere Kreise der Bevölkerung über einen längeren 

Zeitraum hinweg beziehen, vor allem das Kindergeld, weisen dabei einen höheren 

Bekanntheitsgrad auf als Leistungen für kleinere Zielgruppen in besonderen Le-

benslagen (Institut für Demoskopie Allensbach 2012, S. 8). Besonders bemerkens-

wert ist, dass selbst unter denjenigen, die angeben, dass sie selbst oder andere Haus-

haltsmitglieder aktuell eine bestimmte Leistung nutzen, bis zu einem Fünftel der 

Befragten einräumen, die Leistung „nur dem Namen nach“ zu kennen. Weitere 

19 Prozent (Kindergeld) bis 44 Prozent (ermäßigter Beitrag zur gesetzlichen Pfle-

geversicherung für Eltern) der Nutzerinnen und Nutzer schätzen ihren Kenntnis-

stand als „ungefähr“ ein (nicht abgebildet), trauen sich also keine genaueren Kennt-

nisse zu. Dies betrifft vor allem Abgaben- oder Steuerermäßigungen (z.B. Ehegat-

tensplitting, steuerliche Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten) sowie das er-

höhte Wohngeld für Geringverdiener mit Kindern (ebd., S. 11f.). Nutzerinnen und 

Nutzer mit mittlerer und höherer Schulbildung schätzen ihre Kenntnisse insgesamt 
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höher ein als Nutzerinnen und Nutzer mit einfacher Schulbildung (ebd., S. 14). Dass 

auch bei Nutzung Wissenslücken bestehen, führen die Forschenden unter anderem 

darauf zurück, dass das konkrete Interesse, sich mit der Leistung zu befassen, erst 

entsteht, wenn eine Antragstellung erwogen wird und nach Erhalt der Leistung wie-

der abflaut (ebd., S. 10). 

Abb. 11: Unkenntnis von Familienleistungen in Deutschland 2010 

Anteile der Befragten, die angeben, dass ihnen die betreffende Leistung 
 „ganz unbekannt“ oder „nur dem Namen nach bekannt“ ist, in Prozent 

Basis: Bundesrepublik Deutschland. Bevölkerung ab 18 Jahre. 
Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 5276 (2010),  
Anmerkung: Die Abbildung enthält nur eine Auswahl der erhobenen Leistungen. Weitere Antwortkategorien, die in der 
Abbildung nicht berücksichtigt sind, waren „Darüber weiß ich gut Bescheid“ und „ungefähr“., Bei den aktuellen Nutze-
rinnen und Nutzern entfiel in der Befragung die Antwortkategorie „ganz unbekannt“.  
Eigene Darstellung auf Basis von Institut für Demoskopie Allensbach 2012, S. 9 und S. 12 

Was den Kinderzuschlag betrifft, scheint der Bekanntheitsgrad der Leistung im Zu-

sammenhang mit der Neugestaltung des Kinderzuschlags im „Starke-Familien-Ge-

setz“ zumindest unter Eltern mit minderjährigen Kindern gestiegen zu sein. In einer 

2019 durchgeführten Erhebung des Instituts für Demoskopie Allensbach gaben 

doppelt so viele befragte Eltern wie 2010 an, dass sie den Kinderzuschlag „unge-

fähr“ (39 % im Vergleich zu 18 %) oder „ganz gut“ (14 % im Vergleich zu 8 %) 

kennen (Institut für Demoskopie Allensbach 2019, S. 43).31 

 

 

31  Zu berücksichtigen ist die seinerzeit stärkere Präsenz der Leistung in den Medien. Der Anstieg in 

den Zustimmungswerten könnte zudem aus methodischen Gründen überschätzt sein, wie das 

Institut für Demoskopie Allensbach (2019, S. 43) selbst in einer Fußnote andeutet. 2019 wurde 

die Bekanntheit des Kinderzuschlags einzeln und nicht wie 2010 gemeinsam mit anderen Leis-

tungen erhoben. Außerdem enthielt die Frageformulierung in 2019 bereits eine Definition des 

Kinderzuschlags. All dies begünstigt die Tendenz zur Zustimmung bzw. erschwert es den Befrag-

ten, Unwissenheit einzugestehen. 
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Andererseits berichten aktuell Fachkräfte aus den Beratungsstellen der Familienkas-

sen, dass vielen Familien der Kinderzuschlag vor der Beratung eher oder vollständig 

unbekannt war (Statistisches Bundesamt 2022c, S. 57). Dies deckt sich mit einer 

Befragung von Familien, die seit 2020 am Projekt „KiZ+ Kinder im Zentrum“ in 

fünf baden-württembergischen Stadt-und Landkreisen teilgenommen haben (Jack-

werth-Rice 2022, 2023).32 133 der 314 befragten Mütter und Väter, das entspricht 

42 Prozent der Befragten, gaben an, dass sie den Kinderzuschlag vor der Beratung 

nicht gekannt haben. Die übrigen Familien gaben an, dass sie den Kinderzuschlag 

bisher nicht beantragt haben, weil sie davon ausgingen, keinen Anspruch zu haben 

(20 %), die Antragstellung als zu komplex empfanden (18 %) oder nicht wussten, 

wo man den Antrag stellen könnte (17 %). Vier von zehn Befragten nannten jedoch 

auch keine Gründe für die Nichtinanspruchnahme (Jackwerth-Rice 2023). 

Unkenntnis und Fehleinschätzungen – etwa über Rückzahlungspflichten oder den 

Sozialhilferegress gegenüber Angehörigen (Becker/Hauser 2003, S. 202) – führen 

zu Unsicherheit über die eigene Anspruchsberechtigung. Das Problem wird vor al-

lem im unteren Einkommensbereich dadurch verschärft, dass sich Interessierte mit 

konkurrierenden, teils unzulänglich aufeinander abgestimmten Leistungen ausei-

nandersetzen müssen. Kerstin Bruckmeier, Jannek Mühlhan und Jürgen Wiemers 

(2018, S. 17) führen dazu aus: „So müssen von den potentiell Anspruchsberechtig-

ten die möglichen Ansprüche aus verschiedenen Leistungssystemen überblickt wer-

den und ggf. bei verschiedenen Einrichtungen (Jobcenter, Wohngeldamt, Familien-

kasse) geprüft werden. Insgesamt führt dies zu hohem Aufwand und Kosten der 

Inanspruchnahme für Betroffene und Verwaltung.“ Bruckmeier, Mühlhan und Wie-

mers beziehen sich hier auf den sogenannten. „Drehtüreffekt“33 (Henger/Niehues 

2019) zwischen Wohngeld/Kinderzuschlag und Grundsicherung, der mit den aktu-

ellen Reformen, der Einführung des Bürgergelds und der Wohngeldreform, beho-

ben werden soll. 

Eine randomisierte kontrollierte Feldstudie im Rahmen der Steuergutschrift für Ge-

ringverdienende (Earned Income Tax Credit – EITC) in den USA zeigt, dass sich 

viele potenziell Anspruchsberechtigte allein schon durch die Komplexität der In-

formation, die ihnen über die Leistung zur Verfügung steht, davon abhalten lassen, 

 

 

32  Das Projekt „KIZ+ Kinder im Zentrum“ ist ein Modellprojekt, das auf die Verbesserung der 

Lebensbedingungen von Familien in verdeckter Armut zielt. Es wird von der PHOENIX Be-

schäftigung und Bildung e.G. in Kooperation mit der Familienkasse durchgeführt und im Rahmen 

des Modellprogramms „Akti(F) - Aktiv für Familien und ihre Kinder“ durch das Bundesministe-

rium für Arbeit und Soziales und den Europäischen Sozialfonds gefördert (siehe 

https://www.phoenix-geno.de/kizplus/). Die genannte Befragung ist Teil der wissenschaftlichen 

Begleitforschung zum Projekt durch Prof. Dr. Deborah Jackwerth-Rice. 
33 Aufgrund der Nichtanpassung des Wohngelds an die Regelsätze der Grundsicherung wechselten 

in der Vergangenheit viele Haushalte im Niedrigeinkommensbereich vom Wohngeld in die 

Grundsicherung. Nach Anhebung des Wohngelds wechselten sie wieder zurück. Ralph Henger 

und Judith Niehues (2019) bezeichnen dies als Drehtüreffekt. Generell besteht im Niedrigein-

kommensbereich das Problem, dass auch kleine Veränderungen im Einkommen oder in der Haus-

haltsstruktur Systemwechsel zwischen Grundsicherung und Wohngeld sowie Kinderzuschlag aus-

lösen können. 

https://www.phoenix-geno.de/kizplus/
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sich mit aufwändigen Formularen oder der Unsicherheit bezüglich des eigenen An-

spruchs auseinanderzusetzen (Bhargava/Manoli 2015). Verhaltensökonominnen 

und -ökonomen sprechen hier von „Hassle Costs“, d.h. Ärgerniskosten, die zu Auf-

schub, Verdrängung oder Vermeidung von Entscheidungen führen (Bertrand/Mul-

lainathan/Shafir 2006). In der von Saurabh Bhargava und Dayanand Manoli (2015) 

in Kalifornien durchgeführten Feldstudie erhielten 35.050 Steuerpflichtige, die ihre 

EITC-Gutschrift für das Steuerjahr 2009 trotz vermuteter Anspruchsberechtigung 

und des Erhalts eines ersten Erinnerungsschreibens nicht beantragt hatten, ein 

zweites Schreiben der Steuerbehörde, bei dem sowohl Informationen über die Leis-

tung als auch Umfang und Layout systematisch variiert wurden.34 22 Prozent der 

Probandinnen und Probanden entschieden sich daraufhin zur Antragstellung. Die 

größten positiven Effekte auf die Inanspruchnahme hatten die vereinfachte Dar-

stellung der Förderfähigkeit35 und die Nennung der maximal zu erwartenden Leis-

tungshöhe. Hinweise auf den geringen oder hohen Zeitaufwand für die Prüfung der 

eigenen Anspruchsberechtigung zeigten dagegen keine Wirkung (ebd., S. 18ff.). Au-

ßerdem ergab die Studie, dass die Vereinfachung überproportional häufig gering 

verdienenden Familien und den Frauen unter den alleinstehenden Steuerpflichtigen 

zugutekam (ebd., S. 27f.). 

Eine britische Online-Befragung von fast 2.800 Personen, die nach eigenen Anga-

ben Anspruch auf staatliche Coronahilfen hatten, diesen aber nicht geltend gemacht 

haben, kam zu dem Ergebnis, dass Ärgerniskosten das verbreitetste Motiv waren, 

auf die Inanspruchnahme der Hilfen zu verzichten. 59 Prozent der Befragten 

stimmten entsprechenden Aussagen zu, z.B. dass ein Antrag „den Ärger nicht wert“ 

(„not worth the hassle“) sei (41 % Zustimmung zu diesem Item). Weitere Gründe, 

die genannt wurden, bezogen sich auf soziales Stigma und die wahrgenommene Hil-

febedürftigkeit anderer Menschen (zusammen 42 %) sowie den eigenen geringeren 

Bedarf (34 %) (Geiger u.a. 2021, S. 11). 

Ökonometrische Analysen zu Kosten und Nutzen der Inanspruchnahme von 

Grundsicherungsleistungen kommen übereinstimmend zu dem Ergebnis, dass die 

Inanspruchnahme maßgeblich von Höhe und erwarteter Bezugsdauer der Leistung 

beeinflusst wird. Auch den Transaktionskosten wird große Bedeutung beigemessen. 

Was die Anspruchshöhe betrifft, ist vor allem die Bedarfslücke eines Haushalts zur 

Überwindung der Armutsschwelle, die relative Armutslücke, entscheidend: Je grö-

ßer die Lücke, desto wahrscheinlicher wird die Inanspruchnahme (Buslei u.a. 2019a; 

Wiemers 2015; Frick/Groh-Samberg 2007; Riphahn 2001). Ein höherer Bedarf geht 

also auch mit höherer Inanspruchnahme einher. Dies sollte jedoch nicht darüber 

 

 

34  Jedes Schreiben enthielt eine Benachrichtigung der Steuerbehörde, ein Formular, in dem der bzw. 

die Steuerpflichtige nach Kriterien gefragt wird, die einen Anspruch auf den EITC ausschließen, 

und einen Rücksendeumschlag. Es wurden insgesamt neun Interventionen getestet. Außerdem 

wurden psychometrische Tests mit einem Teil der Probandinnen und Probanden und eine schrift-

liche Baseline-Befragung zum Kenntnisstand von Nichtteilnehmenden durchgeführt. 
35  Die Originalvorlagen der Steuerbehörde wurden wie folgt vereinfacht: Kürzung der Benachrich-

tigung und des Formulars von jeweils zwei Seiten auf je eine Seite, Verzicht auf inhaltliche Wie-

derholungen zur Anspruchsberechtigung, größeres und besser lesbares (serifenloses) Schriftbild, 

hervorgehobene Überschriften. 
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hinwegtäuschen, dass bis zu 20 Prozent der anspruchsberechtigten Haushalte trotz 

hohem Bedarf auf Grundsicherungsleistungen verzichten (Becker/Hauser 2003, 

S. 159 (HLU); Riphahn 2001, S. 392 (ALG II); Buslei u.a. 2019a, S. 915 (SGB XII)). 

Anderseits können, wie Hermann Buslei, Johannes Geyer, Peter Haan und Michelle 

Harnisch (2019b, S. 916) am Beispiel der Grundsicherung im Alter feststellen, „auch 

kleinere Geldbeträge erhebliche Verbesserungen bedeuten“, zumal weitere Ver-

günstigungen wie z.B. die Befreiung von Rundfunkgebühren oder Ermäßigungen 

im öffentlichen Nahverkehr oder bei Freizeitangeboten an den Leistungsbezug ge-

knüpft sind (ebd.). Bei jüngeren Beziehenden von Grundsicherung wären dies die 

BuT-Leistungen. 

Zu berücksichtigen ist, dass der finanzielle Bedarf teilweise auch durch private 

Transfers zwischen den Generationen, Ex-Partnerinnen und -partnern oder ande-

ren Familienangehörigen gedeckt werden kann. Edwin Fourrier-Nicolai (2020) 

kommt auf Basis des SOEP zu dem Ergebnis, dass rund 20 Prozent der Nichtinan-

spruchnahme von ALG II-Leistungen zwischen 2009 und 2011 auf private Trans-

fers zurückzuführen ist. Private Transfers waren aber weit weniger in der Lage, die 

Zahl der armutsgefährdeten Haushalte und die Armutslücke zu verringern als wenn 

die betreffenden Haushalte ALG II bezogen hätten. 

Die Ergebnisse ökonometrischer Analysen zu den sog. Stigmakosten der Inan-

spruchnahme von Sozialleistungen sind gemischt, was wohl auch darauf zurückzu-

führen ist, dass es sich häufig um eine Restkategorie handelt (Ko/Moffitt 2022). 

Zudem sind, wie Janet Currie (2004, S. 11) anmerkt, Transaktions- und Stigma-

kosten konzeptionell schwer zu unterscheiden: „For example, a person who is re-

quired to fill in a 30 page application form that asks about a great deal of personal 

and seemingly irrelevant information, may well feel stigmatized.” Dass die Angst 

vor stigmatisierenden Zuschreibungen Menschen von der Inanspruchnahme einer 

finanziell für sie vorteilhaften Leistung abhalten kann, wurde kürzlich in einem La-

borexperiment bestätigt (Friedrichsen/Schmacker 2019). In dem Experiment ver-

zichteten Teilnehmende signifikant häufiger auf eine Transferzahlung, wenn diese 

für andere Teilnehmende sichtbar war. Jana Friedrichsen und Renke Schmacker ma-

chen dafür zwei Arten von Stigma verantwortlich: ein Leistungsstigma, bei dem 

Menschen fürchten, im Transferbezug als weniger leistungsfähig zu gelten, und ein 

moralisches Stigma, bei dem sie fürchten, als „Trittbrettfahrerinnen“ bzw. „Tritt-

brettfahrer“ wahrgenommen zu werden (ebd.). Inwieweit das Stigma von anderen 

Faktoren, beispielsweise dem Deckungsgrad der Leistung oder der Inanspruch-

nahme durch andere Mitglieder der Peer-Gruppe beeinflusst wird, bleibt dabei of-

fen. Zu vermuten ist, dass Erfahrungen von Scham und Stigmatisierung eher im 

lokalen Kontext relevant sind (Simonse u.a. 2022). 

Untersuchungen zur Rolle von Netzwerken belegen einen Zusammenhang zwi-

schen dem individuellen Bezug von Sozialleistungen und dem Anteil von Leistungs-

beziehenden in der Nachbarschaft (Kristiansen 2021) sowie deren Anteil in der ei-

genen Ethnie oder Sprachgruppe (Kristiansen 2021; Anne/Chareyron 2017; Ber-

trand/Luttmer/Mullainathan 2000). Wenn viele andere Leistungsbeziehende in der 

Nachbarschaft leben, zu denen eine soziokulturelle Verbindung besteht, erhöht dies 

demnach die Wahrscheinlichkeit des individuellen Bezugs. Zwei Faktoren werden 

für diesen Zusammenhang verantwortlich gemacht. Zum einen wird vermutet, dass 
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sich Informationen über finanzielle Hilfen und Zugangswege in ethnisch, sprachlich 

oder nachbarschaftlich verbundenen Gemeinschaften schneller und leichter ver-

breiten. Dies gilt allerdings auch für Gerüchte und Fehlinformationen (Lucas u.a. 

2019). Zum anderen wird auf die geringere Stigmatisierung des Leistungsbezugs so-

wie auf Normen und sozialen Druck der Eigengruppe verwiesen (Bertrand/Lutt-

mer/Mullainathan 2000). Netzwerke können andererseits auch zur Überwindung 

der Abhängigkeit von Sozialleistungen beitragen, indem Sozialkapital und gemein-

same Ressourcen für bessere Arbeitsmarktchancen mobilisiert werden (Kalter/Ko-

gan 2014). 

Da Netzwerkkontakte und -interaktionen in der Regel nicht direkt gemessen wer-

den, bleibt jedoch unklar, worauf der Zusammenhang zwischen individuellem und 

nachbarschaftlichen Leistungsbezug letztlich beruht. Möglicherweise handelt es sich 

auch um Effekte der Selbst-Selektion (man bevorzugt die Nähe zu Menschen in 

ähnlicher Lebenssituation), der gleichen Behandlung durch Dritte (z.B. Diskrimi-

nierung auf dem Wohnungsmarkt, Konzentration von Hilfsangeboten in sozial be-

nachteiligten Stadtteilen) oder des ähnlichen Verhaltens aufgrund ähnlicher äußerer 

Bedingungen (Currie 2004). Auf jeden Fall kann die räumliche Konzentration eth-

nisch und sozial homogener Gruppen auch zu unerwünschten Folgen sozialer Seg-

regation führen (Alisch 2018). 

Qualitative Studien geben einen tieferen Einblick in die Lebenswelten der Men-

schen, die ihnen zustehende Leistungen nicht in Anspruch nehmen. Dabei wird 

deutlich, wie „voraussetzungsvoll“ (Sielaff/Wilke 2022b) die Inanspruchnahme so-

zialer Rechte ist und wie sehr die Nichtinanspruchnahme von biografischen Erfah-

rungen, Selbstbildern, Bewältigungsstrategien der eigenen Lebenssituation und der 

Auseinandersetzung mit institutionellen Normalitätsvorstellungen und Verhaltens-

erwartungen geprägt wird. Im deutschsprachigen Raum liegen bislang leider nur we-

nige qualitative Studien zur Nichtinanspruchnahme bedarfsgeprüfter Sozialleistun-

gen vor (Sielaff/Wilke 2022b; Eckhardt 2021; Hümbelin u.a. 2021; Kohli/Kou-

kal/Laimbacher 2012). Im französischsprachigen Raum nimmt die Genfer Studie 

von Barbara Lucas, Catherine Ludwig, Jérôme Chapuis, Jenny Maggi und Eric 

Crettaz (2019) explizit Familien in den Blick.36 In der von 2016 bis 2018 in der Stadt 

Genf durchgeführten Studie wurden, neben anderen Erhebungen, teilstandardi-

sierte Interviews mit 39 Müttern und Vätern in prekären Lebenslagen durchgeführt, 

darunter 21 Mütter und Väter ohne Schweizer Staatsbürgerschaft. Die Auswertung 

ergab drei Hauptgründe für die Nichtinanspruchnahme von Sozialleistungen: Ers-

tens den Mangel an Information, verbunden mit Verständnis- und Orientierungs-

schwierigkeiten im Sozialsystem, zweitens eine Art „erlittene“ Nichtinanspruch-

nahme, geprägt durch die Angst vor Stigmatisierung und durch Erfahrungen einge-

 

 

36  Die beiden deutschen Studien haben Alleinstehende (Eckhardt 2021) und Personen im Rentenal-

ter (Sielaff/Wilke 2022) befragt. Qualitative Studien zum Inanspruchnahmeverhalten von Fami-

lien beziehen sich hierzulande eher auf soziale Dienste (z.B. Kohlscheen 2016; van Staa/Renner 

2020). Manche Studien differenzieren auch nicht nach dem Vorhandensein von Kindern (z.B. 

Oelerich u.a. 2019). 
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schränkter Autonomie, mangelnden Respekts und der „Unwirtlichkeit“ der zustän-

digen Behörden, und drittens der „absichtliche“ Verzicht auf Sozialleistungen als 

eine Form der Selbstbehauptung eigener Werte bis hin zur widerständigen Kritik an 

vorherrschenden sozialen Normen (Lucas u.a. 2019, S. 180ff.). 

Informationsbarrieren wurden in über der Hälfte der Interviews thematisiert, vor 

allen anderen Gründen (ebd.). Insbesondere Eltern mit ausländischer Staatsangehö-

rigkeit problematisierten den schwierigen Zugang zu Informationen über finanzielle 

Unterstützungsmöglichkeiten. Dabei ging es nicht nur um die Kenntnis formaler 

Regeln und Zuständigkeiten, sondern wesentlich auch um das Bedürfnis nach sozi-

aler Integration. So wurde vielfach eine Ansprechpartnerin bzw. ein Ansprechpart-

ner vermisst, die bzw. der zwischen den rechtlichen und bürokratischen Vorgaben 

und der eigenen Lebenssituation vermittelt und die Familien in ihren Anliegen un-

terstützt (Lucas u.a. 2019; S. 75f.). 

Hinsichtlich der „erlittenen“ Nichtinanspruchnahme machten die Autorinnen und 

Autoren der Studie einen bedeutsamen Geschlechterunterschied aus (ebd., 

S. 117ff.): Die Norm des männlichen Ernährers bewirkt demnach bei Männern, dass 

sie den Leistungsbezug stärker als soziale Disqualifizierung und sozialen Abstieg 

erleben und so lange wie möglich zu vermeiden suchen. Frauen thematisieren stär-

ker den Wunsch nach beruflicher Qualifizierung, personaler Autonomie und die 

Sorge für ihre Kinder und sehen ihre Bedürfnisse durch die sozialstaatlichen Insti-

tutionen nicht erfüllt. Sie nehmen eine Diskrepanz zwischen ihren Erwartungen und 

den ihnen angebotenen Leistungen, die sie als unangemessen empfinden, wahr. Für 

beide Geschlechter, Männer wie Frauen, ist die Nichtinanspruchnahme eine Mög-

lichkeit, die mit Scham und Stigma besetzte Abhängigkeit von staatlichen Leistun-

gen zu vermeiden, auch wenn dies eine große finanzielle, moralische und gesund-

heitliche Bürde für sie bedeutet (ebd., S. 104ff.). Gleichzeitig ist bei vielen Befragten 

eine starke Abgrenzung gegenüber Sozialhilfeempfängerinnen und -empfängern zu 

beobachten, die von negativen gesellschaftlichen und medialen Stereotypen geprägt 

ist und die eigene Respektabilität bekräftigen soll (ebd., S. 108ff.). 

Die von Barbara Lucas und Kolleg:innen befragten Eltern mit ausländischer Staats-

angehörigkeit nannten ausnahmslos die Angst vor dem Verlust ihrer Aufenthalts- 

oder Niederlassungserlaubnis als Grund für die Nichtinanspruchnahme von Sozial-

leistungen. Hauptmotiv war hier nicht die eigene rechtliche Stabilisierung, sondern 

das Risiko für das Bleiberecht ihrer Kinder (ebd., S. 81). Ein Verlust der Aufent-

haltserlaubnis, die auch in der Schweiz an die Voraussetzung einer eigenständigen 

Existenzsicherung geknüpft ist, würde die teils langjährigen Integrationsbemühun-

gen zunichtemachen. Aus dieser Sorge heraus zeigten die ausländischen Familien 

eine starke Zurückhaltung gegenüber der Sozialverwaltung, bis hin zur Angst, Fra-

gen zu stellen oder deren Entscheidung anzuzweifeln (ebd., S. 83). 

Zwei weitere Inanspruchnahmebarrieren, die häufig als migrationsspezifisch wahr-

genommen werden, sind sprachliche und kulturelle Barrieren. Kulturelle Barrieren 

können zum Beispiel darin bestehen, dass Migrantinnen und Migranten herkunfts-

bedingt eine geringere Vertrautheit mit dem Sozialstaat aufweisen und den Staat 

weniger in der Verantwortung für die finanzielle Absicherung bedürftiger Mitbür-

gerinnen und Mitbürger sehen. Hierzu liegen uns aktuell keine Studien vor. Gegen 
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die Annahme spricht allerdings, dass es Migrantinnen und Migranten aus den EU-

Staaten, d.h. aus entwickelten Sozialstaaten sind, die die höchsten Nichtinanspruch-

nahmeraten von Sozialleistungen aufweisen (vgl. Kap. 2.5). Kulturelle Barrieren be-

stehen hier eher im fehlenden impliziten Wissen über bürokratische Abläufe und 

Verhaltensregeln in Deutschland (Ratzmann 2019). Zudem scheinen positive wie 

negative Vorerfahrungen mit den Sozialbehörden in den Herkunftsländern, bei-

spielweise im Kontext hoher Arbeitslosigkeit, die Erwartungshaltung von Unions-

bürgerinnen und -bürgern gegenüber der Arbeitsvermittlung und den zuständigen 

Behörden in Deutschland zu prägen (Behrendt/Fabiańczyk/Kraußlach 2020). Für 

Geflüchtete wird berichtet, dass sie zum Teil aufgrund der Erfahrungen mit Kor-

ruption, Misshandlung oder Gewalt in ihren Herkunftsländern große Ängste und 

Zurückhaltung im Kontakt mit deutschen Sozialbehörden zeigen (Huke 2020). 

Sprachliche Barrieren und damit verbundene Verständigungsprobleme werden so-

wohl von Migrantinnen und Migranten als auch von Fachkräften als häufig auftre-

tende Probleme benannt. Beispielsweise gaben in einer 2007/08 durchgeführten 

Kundenbefragung der erwerbsfähigen ALG II-Beziehenden rund 34 Prozent der 

Personen mit Migrationshintergrund an, dass ihnen die mündliche Verständigung 

in deutscher Sprache „eher schwer“ oder „sehr schwer“ falle. Für 55 Prozent galt 

dies auch für das Schreiben eines deutschen Briefes (Bundesministerium für Arbeit 

und Soziales 2009, S. 120). In einer Verwaltungsbefragung des Statistischen Bun-

desamtes (2022c) nannten Mitarbeitende von Jobcentern, Sozialämtern, kommuna-

len Verwaltungen und Familienkassen sprachliche Probleme, „Behördendeutsch“, 

Verständnisprobleme sowie falsch oder unvollständig ausgefüllte Anträge als häu-

figste Schwierigkeiten bei der Beantragung von ALG II-Leistungen, Kinderzuschlag 

und den Leistungen für Bildung und Teilhabe.37 Dies kann dazu führen, dass sich 

Bewilligungsverfahren zeitlich hinziehen oder Anträge irrtümlich abgelehnt werden, 

was die Betroffenen in existenzielle Not bringen kann. 

Das bedeutet nicht, dass Migrantinnen und Migranten generell über schlechte 

Deutschkenntnisse verfügen, im Gegenteil: Nach Daten des SOEP (2018) schätzen 

rund drei Viertel der Erwachsenen mit Migrationshintergrund ihre deutschen 

Sprech- und Lesefähigkeiten als „gut“ oder „sehr gut“ ein. In Bezug auf die Schreib-

fähigkeit sind es zwei Drittel (Metzing 2021, S. 291f.). Darüber hinaus sind sprach-

liche Barrieren nicht auf Menschen mit Migrationshintergrund beschränkt. Geringe 

Schreib- und Lesekompetenzen und Schwierigkeiten mit der Verwaltungssprache 

haben auch viele Menschen ohne Migrationshintergrund (Statistisches Bundesamt 

2022c; Lucas u.a. 2019). Außerdem darf man es als Webfehler der Sozialleistung 

werten, wenn vorrangig diejenigen, die über gute sprachliche und kommunikative 

Fähigkeiten verfügen, Zugang erhalten (Riphahn/Wunder 2013). 

Die 2018 durchgeführte LEO-Studie ergab, dass in Deutschland 12 Prozent der Er-

wachsenen – das sind 6,2 Millionen Menschen – gering literalisiert sind, d.h. dass 

 

 

37  Da wenige Personen befragt wurden (36 Personen zum ALG II, 14 Personen zum Kinderzuschlag 

und 57 Personen zu BuT-Leistungen) und deren Nennungen nicht direkt vergleichbar sind, be-

richten wir hier keine Verteilungen. 



44 

sie die deutsche Sprache allenfalls bis zur Ebene einfacher Sätze lesen und schreiben 

können (Grotlüschen u.a. 2020). Differenziert nach Herkunftssprachen waren 

7 Prozent der Erwachsenen mit deutscher und 43 Prozent der Erwachsenen mit 

anderen Herkunftssprachen deutschsprachig gering literalisiert (ebd., S. 28). Von 

letzteren waren aber über drei Viertel nach eigener Einschätzung in der Lage, an-

spruchsvolle Texte in ihrer Muttersprache zu lesen (ebd., S. 24). Zugewanderte, die 

kein Deutsch sprechen38, sowie Geflüchtete in Gemeinschaftsunterkünften sind al-

lerdings in der Studie nicht erfasst. 

Die geringe deutschsprachige Literalität geht mit geringeren digitalen Kompetenzen 

(Buddeberg/Grotlüschen 2020) und geringerem Zutrauen in die eigenen finanziel-

len Kompetenzen (Buddeberg 2020) einher und schränkt die gesellschaftliche Teil-

habe in vielen Lebensbereichen ein (Stammer/Buddeberg 2020). Was die schrift-

sprachliche Kompetenz betrifft, gaben zum Beispiel rund 28 Prozent der gering und 

18 Prozent der höher literalisierten Befragten der LEO-Studie an, dass sie in den 

letzten zwölf Monaten vor der Befragung Anträge bei Sozialbehörden gestellt ha-

ben. Knapp die Hälfte der gering literalisierten Antragstellerinnen und Antragsteller 

(46 %) haben den Antrag nach eigenen Angaben selbstständig ausgefüllt, etwas 

mehr als die Hälfte (54 %) nahm Unterstützung in Anspruch. Von den höher lite-

ralisierten Personen haben drei Viertel (77 %) den Antrag selbstständig ausgefüllt, 

ein Viertel (23 %) erhielt Unterstützung. Die Autoren Christopher Stammer und 

Klaus Buddeberg (2020, S. 157f.) folgern, „dass gering literalisierte Erwachsene 

zwar grundsätzlich auch anspruchsvolle Antragsverfahren übernehmen, dass für die 

vollständige Durchführung in vielen Fällen flankierende Unterstützung erforderlich 

ist, die entweder aus dem privaten Umfeld oder aber durch Mitarbeitende in den 

Fachbehörden oder in Beratungsstellen geleistet wird.“ 

Unter Erwachsenen mit einem Haupt- oder Volksschulabschluss ist der Anteil ge-

ring literalisierter Personen deutlich höher (22 %) als unter Erwachsenen mit mitt-

lerem (7 %) oder hohem (6 %) Bildungsabschluss. Von den Erwachsenen ohne (an-

erkannten) Schulabschluss weisen über die Hälfte (55 %) geringe deutsche Schreib- 

und Lesekompetenzen auf (Grotlüschen u.a. 2020, S. 29). Die Kompetenzunter-

schiede zwischen den Herkunftssprachgruppen werden aber durch Bildungsunter-

schiede nur teilweise erklärt, wie auch die 2012 durchgeführte PIACC-Studie belegt. 

Demnach weisen Erwachsene mit nichtdeutschen Herkunftssprachen auch unter 

Kontrolle von Alter, Geschlecht, Bildung, sozialer Herkunft, sozioökonomischem 

Status und Computernutzung geringere Lese- und alltagsmathematische Kompeten-

zen auf als Erwachsene mit deutscher Herkunftssprache (Maehler/Masing/Ramm-

stedt 2014, S. 81f.).39 

 

 

38  Die Teilnahme an der LEO-Studie setzte voraus, dass die Personen ausreichend gut Deutsch 

sprechen, um einer etwa einstündigen Befragung folgen zu können. 
39  Ein Grund mag sein, dass Bildungsabschlüsse aufgrund der Heterogenität von Bildungssystemen 

auch bei Verwendung harmonisierter Klassifikationen nur bedingt länderübergreifend vergleich-

bar sind. 



45 

In der bereits angesprochenen qualitativen Studie von Barbara Lucas und anderen 

(2019) wurde deutlich, dass geringe Kenntnisse der Landessprache weniger ein Hin-

dernis für den Zugang zu Informationen über Sozialleistungen als vielmehr für die 

Arbeitsmarktintegration und den Kontakt mit den Behörden sind. Migrantinnen 

und Migranten, die die Landessprache nicht oder wenig beherrschen, äußern viel-

fach Scham, sich schlecht ausdrücken zu können oder amtliche Dokumente nicht 

ohne fremde Hilfe verstehen zu können. Auch bestehen Ängste, die eigene Lebens-

situation nicht hinreichend erklären zu können, um den Anspruch auf Leistungen 

zu wahren. Eltern greifen hier zum Teil auf die Unterstützung durch ihre Kinder 

oder durch Fachkräfte, die dieselbe Herkunftssprache sprechen, zurück (Lucas u.a. 

2019, S. 71ff.). 

3.2.2 Ebene der Verwaltung 

Gründe der Nichtinanspruchnahme auf Ebene der Verwaltung betreffen vor allem 

institutionelle Barrieren, die zu einem Abbruch des Antragsverfahrens oder unge-

rechtfertigtem Leistungsausschluss führen können („sekundäre“ Nichtinanspruch-

nahme, vgl. Kap. 2.1). Dazu zählen beispielsweise mangelnde Information und Be-

ratung der Antragstellenden, komplexe Antragsformulare, Sprach- und Kommuni-

kationsbarrieren, langsame Verwaltungsabläufe mit entsprechenden Wartezeiten für 

die Betroffenen, stigmatisierende und diskriminierende Prüfungen des Leistungsan-

spruchs bis hin zu Fehlentscheidungen der zuständigen Sachbearbeiterinnen und 

Sachbearbeiter (Janssens/van Mechelen 2022; Eurofound 2015). Wie häufig solche 

Probleme in Deutschland auftreten, ist aufgrund der unzureichenden Datenlage 

nicht bekannt. Empirische Untersuchungen im Bereich der Arbeitsvermittlung be-

legen jedoch, dass Schwierigkeiten beim Zugang zu Sozialleistungen auf informelle 

und institutionelle Diskriminierungsrisiken zurückzuführen sind, die über den Ein-

zelfall hinausreichen (Brussig/Frings/Kirsch 2019; Ratzmann 2019). Außerdem 

wird deutlich, dass Migrantinnen und Migranten aus EU-Staaten, insbesondere den 

mittel- und osteuropäischen EU-Staaten, erhöhten Diskriminierungsrisiken ausge-

setzt sind, etwa, indem ihnen im Antragsprozess zusätzliche bürokratische Hürden 

auferlegt werden oder sie stereotypen und rassifizierenden Zuschreibungen ausge-

setzt sind (Neuburger/Hinrichs 2022; Ratzmann 2022a, 2022c, 2021, 2019, 2018; 

Behrendt/Fabiańczyk/Kraußlach 2020). Dies deckt sich mit Erfahrungen aus der 

Beratungspraxis der Wohlfahrtsverbände (Tießler-Marenda/Bugaj-Wolfram/Voigt 

2021; Amaro Foro e.V. 2019). Ähnliche Hindernisse und Diskriminierungsrisiken 

bei Ämtern und Behörden werden für Geflüchtete berichtet (Menke/Rumpel 2022; 

Huke 2020; Diekmann/Fereidooni 2019; Antidiskriminierungsstelle des Bundes 

2016). Zu Drittstaatsangehörigen liegen aktuell nach unserer Kenntnis keine Unter-

suchungen vor. 

Zu den wiederholt berichteten Hindernissen für (neu) Zugewanderte bei der Durch-

setzung von Leistungsansprüchen im SGB II, SGB XII und beim Kindergeld gehö-

ren: 

Ungeprüfte Zurückweisung: Nach Angaben von Beratungsfachkräften und Be-

troffenen werden Zugewanderte aus EU-Staaten zum Teil bereits im Eingangsbe-
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reich von Jobcentern und Arbeitsagenturen als nicht antragsberechtigt zurückge-

wiesen (Neuburger/Hinrichs 2022; Tießler-Marenda/Bugaj-Wolfram/Voigt 2021; 

Ratzmann 2019). Dabei darf erst nach Prüfung eines Antrags über die Leistungsbe-

rechtigung entschieden werden (Brussig/Frings/Kirsch 2019).40 

Erreichbarkeit und räumliche Gegebenheiten: Bemängelt werden zum Teil un-

klare Zuständigkeiten und die schlechte Erreichbarkeit der Behörden für Hilfesu-

chende und Beratungsfachkräfte, insbesondere während der Coronapandemie 

(Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 2022). Martin Brussig, 

Dorothee Frings und Johannes Kirch (2019, S. 27) verweisen in diesem Zusammen-

hang auf bauliche Gegebenheiten, „die daran beteiligt sind, dass Unfreundlichkeit 

und Intransparenz entstehen: Beispiele hierfür sind unübersichtliche Eingangszo-

nen, schwer auffindbare Beschwerdebriefkästen und fehlende Unterstellmöglichkei-

ten zum Schutz vor Wind und Wetter für Wartende, die sich bereits vor der Öff-

nungszeit eingefunden haben.“ Peter Neuenschwander und Rosmarie Ruder (2013, 

S. 373) berichten von Antragstellenden in der Schweiz, die sich angesichts der um-

fangreichen Sicherheitsvorkehrungen im Sozialamt an einen „Hochsicherheitstrakt“ 

erinnert fühlen. Die räumliche Gestaltung insbesondere des Eingangsbereichs kann 

Misstrauen, Bevormundung, Offenheit oder Entgegenkommen signalisieren und 

drückt insofern auch unterschiedliche Organisationskulturen aus (Maeder/Nadai 

2004). 

Informations- und Beratungsdefizite: Zum Teil werden Antragstellenden in Job-

centern relevante Informationen nur auf Nachfrage erteilt und es wird nicht auf 

subsidiäre oder ergänzende Ansprüche und Angebote verwiesen. Eine 2015 bei 

deutschen Jobcentern durchgeführte experimentelle Studie ergab, dass vermeintli-

che Nichtdeutsche – Menschen mit türkischen oder rumänischen Namen – qualita-

tiv schlechtere, d.h. unzureichende und weniger detaillierte Antworten auf eine E-

Mail-Anfrage zu erforderlichen Unterlagen für einen Leistungsantrag erhielten als 

Menschen mit deutschen Namen (Hemker/Rink 2017). Während hier meist unbe-

wusste Stereotype wirken, erfolgt in manchen Fällen auch eine bewusste „Falschbe-

ratung von Zugewanderten mit dem Ziel des Leistungsausschlusses“ (Brus-

sig/Frings/Kirsch 2019, S. 283; vgl. Neuburger/Hinrichs 2022).  

Erhöhte und umgekehrte Beweislast: Im Sozialrecht (§§ 60-67 SGB I) und Steu-

errecht (§ 90 AO) sind Antragstellende grundsätzlich zur Mitwirkung an der Auf-

klärung ihres Leistungsanspruchs verpflichtet. Beim Kindergeld gelten erhöhte Mit-

wirkungspflichten, wenn Auslandssachverhalte betroffen sind (§ 90 Abs. 2 AO). 

Dies führt in der Praxis zu erhöhten Beweislasten (vermutlich nicht nur) für EU-

Bürgerinnen und -Bürger, was den Nachweis ihres gewöhnlichen Aufenthalts und 

Erwerbsstatus in Deutschland anbetrifft. Dabei werden zum Teil Beweismittel ge-

fordert, die nach Einschätzung von Expertinnen und Experten für die Anspruchs-

 

 

40  Vgl. § 20 Abs. 2 SGB X: „Die Behörde darf die Entgegennahme von Erklärungen oder Anträgen, 

die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen, nicht deshalb verweigern, weil sie die Erklärung oder 

den Antrag in der Sache für unzulässig oder unbegründet hält.“ 
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prüfung irrelevant oder inexistent sind oder deren Beschaffung Aufgabe der zustän-

digen Jobcenter bzw. Familienkassen wäre (z.B. Bestätigung der Ausländerbehörde 

über das Vorliegen oder den Verlust der Freizügigkeitsberechtigung) (Tießler-Ma-

renda/Bugaj-Wolfram/Voigt 2021; Ratzmann 2019).  

Amtssprache Deutsch: Aufgrund des Gleichbehandlungsgebots gemäß der Ver-

ordnung (EG) Nr. 883/200441 dürfen EU-Bürgerinnen und -Bürger, die über unzu-

reichende Deutschkenntnisse verfügen, bei der Beantragung von Sozialleistungen 

und Kindergeld nicht benachteiligt werden. Daher sollten bereits beim Erstkontakt 

notwendige Übersetzungen und Dolmetscherdienste veranlasst werden (Bundes-

agentur für Arbeit 2021a).42 In der Praxis fehlt jedoch zum Teil die Bereitschaft, 

sich auf Kundinnen und Kunden mit geringen Deutschkenntnissen einzulassen 

(Behrendt/Fabiańczyk/Kraußlach 2020; Brussig/Frings/Kirsch 2019; Ratzmann 

2019). Beispielsweise werden Beratungsgespräche zu kurz angesetzt, zum Teil Dol-

metscherdienste verwehrt oder deutsche Übersetzungen fremdsprachiger Doku-

mente auf Kosten der Antragstellenden verlangt. In seiner 2022 veröffentlichten 

Dienstanweisung zum Kindergeld hat das Bundeszentralamt für Steuern klargestellt, 

dass in Fällen der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 keine Übersetzungen verlangt 

werden dürfen (Bundeszentralamt für Steuern 2022, V 6.2 Abs. 2 Satz 2). Für nicht 

freizügigkeitsberechtigte Unionsbürgerinnen und -bürger und Drittstaatsangehörige 

gilt das freilich nicht. Von ihnen können weiterhin „grundsätzlich“ (beim Kinder-

geld, vgl. ebd., V 6.2 Abs. 2 Satz 1) bzw. „in angemessenem Umfang“ (beim SGB II, 

vgl. Bundesagentur für Arbeit 2021a, 1.2.1) Übersetzungen auf eigene Kosten ver-

langt werden. 

Intransparente und fehlerhafte Entscheidungen: Die Kriterien, nach denen 

über sozialrechtliche Ansprüche entschieden wird, scheinen nicht immer klar zu 

sein und werden von den Mitarbeitenden der zuständigen Behörden unterschiedlich 

ausgelegt. Kritisiert wird unter anderem die restriktive Anerkennung der Arbeitneh-

mereigenschaft, insbesondere bei geringfügigen Beschäftigungen und im Niedrig-

lohnbereich (Tießler-Marenda/Bugaj-Wolfram/Voigt 2021; Ratzmann 2019). Dies 

führt in der Folge zu Fehlentscheidungen, bei denen Leistungen trotz berechtigtem 

 

 

41  Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29, April 2004 

zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit, ABl. L 166 S. 1, ber. ABl. L 2004 S. 1 und 

ABl. 2007 L 204 S. 30. 
42  Im Geltungsbereich der Bundesagentur für Arbeit erfolgt der Einsatz gemäß dem Handbuch für 

den Internen Dienstbetrieb gestuft: „Kundinnen und Kunden mit unzureichenden Deutschkennt-

nissen sollen zur Vermeidung von Verständnisschwierigkeiten in erster Linie eine Person mit 

entsprechenden Sprachkenntnissen mitbringen. Ist dies nicht möglich, werden für Übersetzungen 

und Dolmetscherdienste Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit entsprechenden Sprachkenntnis-

sen betraut. Sofern dies ebenfalls nicht möglich ist, sollen soziale Verbände bzw. ehrenamtliche 

Einrichtungen und Ähnliche (…) hierfür gewonnen werden. (…) Stehen diese Möglichkeiten ins-

gesamt nicht zur Verfügung, ist die BA verpflichtet, für den Personenkreis der EU-

Staatsangehörigen und der Staatsangehörigen aus Drittstaaten, die ihren rechtmäßigen Wohnsitz 

in der EU haben und sich in einer grenzüberschreitenden Situation befinden, Übersetzungen vor-

zunehmen und Dolmetscherdienste anzubieten“ (Bundesagentur für Arbeit 2021a, 1.2.1) 
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Anspruch verweigert werden.43 Die Abhängigkeit vom Ermessen und Wohlwollen 

der zuständigen Verwaltungskraft kann den Eindruck von Willkür und Ausgeliefert-

sein bei den Betroffenen erzeugen (Janssens/van Mechelen 2022). 

Mangelnde Diversitätssensibilität: Sowohl EU-Bürgerinnen und -Bürger als 

auch Geflüchtete berichten in Interviews von zum Teil unfreundlichen Behandlun-

gen durch Mitarbeitende der Behörden, die vom Mangel an Empathie über abwer-

tende Äußerungen bis hin zu rassistischen Anfeindungen reichen (Menke/Rumpel 

2022; Neuburger/Hinrichs 2022; Behrendt/Fabiańczyk/Kraußlach 2020; Huke 

2020; Scheu/Schmidtke/Volkert 2020). „Mitunter fühlen sich die Neuzugewander-

ten einem Generalverdacht ausgesetzt, nämlich der Unterstellung, sie hätten gar 

keine Motivation, eine Arbeit zu finden und würden sich Leistungen erschleichen 

wollen“ (Behrendt/Fabiańczyk/Kraußlach 2020, S. 116) Dies wird durch öffentli-

che Debatten über die vermeintliche „Armutszuwanderung“ aus Mittel- und Osteu-

ropa oder Nordafrika und die Signalwirkung gesetzgeberischer und administrativer 

Vorgaben zur Begrenzung der Migration und zur Bekämpfung des „Sozialleistungs-

missbrauchs“ befördert. Speziell gegenüber EU-Zugewanderten aus Bulgarien und 

Rumänien werden hierbei stark antiziganistische Haltungen und Diskriminierungen 

deutlich (Neuburger/Hinrichs 2022). Auf der anderen Seite kann auch die in vielen 

Verwaltungen vorherrschende „Maxime formaler Gleichbehandlung“ (Bundesmi-

nisterium für Arbeit und Soziales 2009, S. 19) zu Diskriminierungen führen, indem 

keine Sensibilität für die individuellen Bedarfslagen, soziokulturelle Barrieren oder 

die Spezifika von Flucht und Migration vorhanden ist (Huke 2020). 

Defizite beim Rechtsschutz: Das Sozialrecht enthält eigene Benachteiligungsver-

bote, die sich auf unterschiedliche Diskriminierungskategorien und Leistungsarten 

beziehen (Antidiskriminierungsstelle des Bundes 2017).44 Ein Anspruch auf be-

stimmte Leistungen kann daraus nicht abgeleitet werden. Bei Verstößen sind zudem 

keine Sanktionen vorgesehen. Geschädigte können den Leistungsträger im Rahmen 

der Amtshaftung zur Rechenschaft ziehen, was aber hohe Hürden beinhaltet (Bru-

sig/Frings/Kirsch 2019, S. 284). In der Rechtspraxis spielen die sozialrechtlichen 

Benachteiligungsverbote eine untergeordnete Rolle, sie sind aber unter anderem re-

levant für die Ermessensausübung bei der Leistungsgewährung (Antidiskriminie-

rungsstelle des Bundes 2017, S. 145). Im SGB II wurde der Diskriminierungsschutz 

 

 

43  Vgl. als Beispiel zwei Urteile des Bundessozialgerichts vom 9.3.2022, zum einen zur Fortdauer 

des Arbeitnehmerinnenstatus während der Elternzeit (B 7/14 AS 91/20 R) und zum anderen zur 

zeitlich unbegrenzten Fortwirkung der Arbeitnehmerfreizügigkeit nach Beschäftigung von genau 

einem Jahr (B 7/14 AS 79/20 R, vgl. Öndül 2022). 
44  § 33c SGB I verbietet Diskriminierungen „aus Gründen der Rasse, wegen der ethnischen Her-

kunft oder einer Behinderung“ und erstreckt sich auf alle möglichen Leistungsarten des Sozial-

rechts. § 19 SGB IV enthält ein Benachteiligungsverbot auch für alle weiteren, im Antidiskrimi-

nierungsgesetz genannten Merkmale (Geschlecht, Alter, sexuelle Orientierung, Religion und 

Weltanschauung) und bezieht sich auf Leistungen der Berufsberatung und beruflichen Bildung. 

„19a SGB IV gilt auch für die Berufsberatung und Berufsbildung im Rahmen der Grundsicherung 

für Arbeitsuchende (SGB II), nicht aber für die Sozialhilfe (SGB XII) und das BAföG.“ (Antidis-

kriminierungsstelle des Bundes 2017, S. 143) 



49 

kürzlich mit der Einführung des Bürgergelds gestärkt, da die Leitlinie des Antidis-

kriminierungsgesetzes nun in § 1 Abs. 2 Satz 4 SGB II verankert ist (Bundesminis-

terium für Arbeit und Soziales 2023). 

Hinsichtlich der tieferliegenden Gründe für Inanspruchnahmebarrieren auf Ebene 

der Verwaltung ist auf die besondere Situation der sog. „Street-Level Bureaucrats“ 

(Lipsky 1980) einzugehen, d.h. der öffentlich Bediensteten, die im operativen Ge-

schäft ihrer Einrichtung im unmittelbaren und massenhaften Kundenkontakt ste-

hen. Hierzu zählen neben Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Sozial- und Ar-

beitsverwaltung beispielsweise auch Personal im Bildungsbereich sowie bei Justiz 

und Polizei. Diese Street-Level Bureaucrats (SLB) „verfügen trotz Verfahrensvor-

schriften stets über ein hohes Maß an Autonomie in Form diskretionärer Hand-

lungsspielräume. Sie sind das „Gesicht“ der öffentlichen Verwaltung und entschei-

den (mit), welche Leistungen welchen Kunden in welcher Art und Weise zugespro-

chen werden“, wie Christopher Osiander und Joß Steinke (2011, S. 10) am Beispiel 

der Arbeitsvermittlerinnen und -vermittler ausführen. Sie sind daher auch relevante 

Akteure bei der Umsetzung politischer Reformen (ebd.). Allerdings ist ihre Arbeits-

situation durch chronisch knappe Ressourcen, anspruchsvolle Kundinnen und Kun-

den und Rollenkonflikte zwischen politischen, organisationalen und individuellen 

Zielen gekennzeichnet. SLB entwickeln daher kognitive und verhaltensmäßige Stra-

tegien, um die unterschiedlichen Anforderungen zu bewältigen (Tummers u.a. 

2015). Was den Umgang mit den Kundinnen und Kunden betrifft, haben Lars L. G. 

Tummers, Victor Bekkers, Evelien Vink und Michael Musheno (2015) auf Basis 

einer systematischen Literaturübersicht drei Hauptstrategien von SLB identifiziert: 

1. das Zugehen auf die Kunden und ihre Bedarfe, etwa indem Regeln großzügig 

ausgelegt und gebogen oder auch gebrochen werden. Dies ist die am häufigsten 

berichtete Strategie, was auf das professionelle Selbstverständnis der SLB verweist. 

2. die Distanzierung von den Kunden durch Routinisierung der Arbeitsabläufe oder 

durch Rationierung der Leistungen. Dazu gehören z.B. verkürzte Sprechzeiten, das 

Dämpfen von Erwartungen der Kunden oder die Konzentration auf Fälle, die bei 

begrenztem Arbeitsaufwand größtmöglichen Erfolg versprechen („Creaming“, vgl. 

Winter/Mikkelsen/Skov 2022; Senghaas 2021). 3. das Arbeiten gegen die Kunden 

durch rigide Regelbefolgung, geringe Flexibilität und aggressives Verhalten in der 

Interaktion (Tummers u.a. 2015, S. 1107ff.; vgl. Ratzmann 2022b). Die Bewälti-

gungsstrategien hängen dabei sowohl von organisationalen Merkmalen (z.B. Ar-

beitsorganisation, Zielsteuerung, Diversitätspolitik) als auch von individuellen 

Merkmalen (z.B. Berufsethos, Selbstwirksamkeit, Berufserfahrung) ab. 

Empirische Untersuchungen und Vignettenstudien zeigen, dass ethnisch diskrimi-

nierende Praktiken gegenüber Migrantinnen und Migranten wahrscheinlicher sind, 

wenn die SLB unter einer hohen Arbeitsbelastung und Zeitdruck leiden (Adam u.a. 

2021; Gundacker/Kosyakova/Schneider 2021; Schütze/Johansson 2020; Ander-

sen/Guul 2019), geringe Erfahrungen mit ihrem Kundenkreis haben (Huke 2020), 

mit rechtlich komplexen, mehrdeutigen und ständigem Wechsel unterworfenen 

Vorschriften konfrontiert sind (Martinsen u.a. 2019; Bundesministerium für Arbeit 

und Soziales 2009) oder negative Einstellungen zur Migration haben, wobei die Be-

rufserfahrung (Pedersen/Stritch/Thuesen 2018) und der wahrgenommene Ermes-

sensspielraum (Schütze/Johansson 2020) moderierend bzw. abmildernd wirken. 
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Nora Ratzmann, die im Rahmen ihrer Dissertation umfangreiche Interviews und 

ethnografische Beobachtungen in drei Berliner Jobcentern durchgeführt hat, führt 

das Abwehren von Sozialleistungen für Zugewanderte auch auf identitätsbasierte 

Vorstellungen von „Deservingness“ zurück (Ratzmann 2021, 2019; Ratz-

mann/Sahraoui 2021). Demnach wird von EU-Migrantinnen und Migranten erwar-

tet, dass sie nicht nur ihre Bedürftigkeit, sondern auch ihre kulturelle Zugehörigkeit 

und Verbundenheit mit Deutschland nachweisen, um sich ihren Leistungsanspruch 

zu „verdienen“. 

Ein Aspekt, der in der Forschung stark unterbelichtet ist, sind regionale Unter-

schiede der Leistungsgewährung. Es ist davon auszugehen, dass sich die Verwal-

tungspraxen regional unterscheiden und weitere Faktoren wie z.B. kommunale Un-

terstützungsangebote und Infrastrukturen die Inanspruchnahme beeinflussen. Peter 

Neuenschwander, Oliver Hümbelin, Marc Kalbermatter und Rosmarie Ruder 

(2012) haben für die Schweiz gezeigt, wie sich unterschiedliche Aufnahmeverfahren 

bei der Sozialhilfe auf das Erleben der Kundinnen und Kunden und die Inanspruch-

nahme der Leistungen auswirken. Beim sog. Flaschenhalsverfahren müssen Antrag-

stellende erst alle erforderlichen Unterlagen einreichen, bevor sie ggf. Wochen oder 

Monate später einen Termin für ein Aufnahmegespräch vereinbaren können. Dies 

wird als hohe bürokratische Hürde wahrgenommen, erhöht aber für diejenigen, die 

diese Hürde überwinden, die Chancen auf einen positiven Bescheid. Beim sog. 

Trichterverfahren erhalten Ratsuchende beim Sozialdienst einen niederschwelligen 

Zugang zu einem Beratungsgespräch, bei dem nicht nur der Anspruch auf Sozial-

hilfe, sondern auch andere Unterstützungsangebote Thema sein können. Da Leis-

tungsanträge bei den zuständigen Wohnsitzgemeinden gestellt werden müssen, 

kommt es jedoch in der Folge zu Verfahrensverzögerungen und längeren Wartezei-

ten für die Betroffenen. Dies führt dazu, „dass viele Antragstellende vorzeitig den 

Kontakt zu den für ihre Anliegen zuständigen Behörden abbrechen“ (Neuen-

schwander/Ruder 2013, S. 374). 

Oliver Hümbelin (2019) fand auf Basis von Registerdaten des schweizerischen Kan-

tons Bern, dass die Quote der Nichtinanspruchnahme (QNI) von Sozialhilfe in städ-

tischen Agglomerationen geringer ist als in ländlichen Gemeinden. Unter Kontrolle 

wirtschaftsstruktureller Faktoren zeigt sich ein Zusammenhang mit Unterschieden 

nach Sprachregionen (geringere QNI im französischsprachigen Teil) und dem poli-

tischen Wählerspektrum (geringere QNI bei Mehrheit für Mitte-Links-Parteien), die 

Hümbelin als Hinweis auf Einflüsse sozialer Normen und wohlfahrtsstaatlicher Ein-

stellungen in der Bevölkerung interpretiert. 

3.3 Migrationsspezifische Barrieren der 
Inanspruchnahme? 

Dieser sicher nicht erschöpfende Überblick zeigt, dass es sich um eine komplexe 

Gemengelage von Faktoren auf unterschiedlichen Ebenen handelt, die zur Nichtin-

anspruchnahme monetärer Sozial- und Familienleistungen führen. Als Hauptgründe 

der Nichtinanspruchnahme sind Unkenntnis, geringe finanzielle Vorteile, Sprach- 
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und Verständigungsprobleme, Scham, geringes Vertrauen in den Staat, hohe büro-

kratische Hürden, die Komplexität des Sozialsystems, unzulängliche Verwaltungs-

abläufe und institutionelle Diskriminierungen zu nennen. Sie werden in unterschied-

lichen Phasen des Inanspruchnahmeprozesses wirksam (vgl. Kap. 3.1). Es ist davon 

auszugehen, dass nicht alle Gründe für alle Leistungen und alle Personengruppen 

in gleicher Weise relevant sind. Hierzu liegen jedoch nur wenige belastbare Erkennt-

nisse vor.  

Gibt es Barrieren, die migrationsspezifisch sind, die also ausschließlich oder in be-

sonderer Weise Migrantinnen und Migranten betreffen? Hierzu ist zunächst festzu-

halten, dass sich die Forschung überwiegend auf Unterschiede der Inanspruch-

nahme bedarfsgeprüfter Sozialleistungen zwischen deutschen und ausländischen 

Staatsangehörigen bezieht. Es geht also eher indirekt um Effekte der Migration und 

direkter um Effekte der Staatsangehörigkeit. Hier gibt es in der Tat spezifische 

rechtliche Barrieren, die Asylsuchende und bestimmte (nicht erwerbstätige) Grup-

pen von EU- und Drittstaatsangehörigen von Sozialleistungen ausschließen, da das 

Sozialrecht eng mit dem Ausländer- und Aufenthaltsrecht verknüpft ist. Zudem gibt 

es Anzeichen, dass ein Teil der EU-Bürgerinnen und -Bürger trotz rechtlichen An-

spruchs auf Grundsicherung oder Kindergeld von institutionellen und informellen 

Diskriminierungen seitens der Leistungsverwaltung betroffen ist. Die zahlreichen 

ausländerrechtlichen Sonderregelungen erschweren den Überblick über individuelle 

Leistungsansprüche und stellen so auch für anspruchsberechtigte ausländische 

Staatsangehörige eine Hürde dar. Schließlich stehen Migrantinnen und Migranten 

häufig vor hohen Sprachbarrieren, die ihnen den Zugang zu Sozialleistungen er-

schweren. Bei anderen Gründen der Nichtinanspruchnahme scheinen die Differen-

zen zwischen migrantischer und nicht-migrantischer Bevölkerung eher gradueller 

Natur zu sein. Faktoren wie z.B. eine geringe administrative Kompetenz dürften 

eher vom Bildungsniveau als von der Migrationserfahrung der Anspruchsberechtig-

ten abhängen. 

Empirische Hinweise, dass Personen mit Migrationshintergrund häufiger auf die 

Beantragung von Sozial- oder Familienleistungen verzichten als Personen ohne 

Migrationshintergrund, gibt es bislang nicht. Die vorliegenden Studien deuten da-

gegen auf größere Schwierigkeiten von Migrantinnen und Migranten bei der Durch-

setzung ihrer rechtlichen Ansprüche gegenüber der Verwaltung hin. Migrationsspe-

zifische Barrieren scheinen demnach eher die sekundäre (und tertiäre) Nichtinan-

spruchnahme als die primäre Nichtinanspruchnahme zu betreffen (vgl. Kap. 2.1). 

Allerdings besteht insbesondere zu den Gründen der Nichtinanspruchnahme durch 

Personen und Familien mit Migrationshintergrund noch erheblicher Forschungsbe-

darf. 
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4 Ansätze zur Steigerung der 
Inanspruchnahme 

Wie lässt sich die Inanspruchnahme monetärer Familien- und Sozialleistungen stei-

gern? Zunächst einmal ist klarzustellen, dass es hierbei nicht darum geht, mehr Men-

schen in die Sozialsysteme zu führen und deren fiskalische Kosten zu erhöhen. Ziel 

ist es, verdeckte Armut zu bekämpfen, Menschen zu ihrem Recht zu verhelfen und 

Eltern und Kinder zu einem selbstbestimmten Leben zu befähigen. Dies stärkt auch 

das Gemeinwohl und entlastet mittel- und langfristig die Staatskassen. 

Längsschnittstudien und experimentelle Studien aus den USA, Kanada und Europa 

belegen, dass sich kindbezogene Geldleistungen positiv auf die kognitive und sozi-

ale Entwicklung der Kinder und ihren Bildungserfolg auswirken (Cooper/Stewart 

2021, 2013). Dies gilt vor allem für Kinder, die in Familien mit niedrigen Einkom-

men aufwachsen (ebd.). Zum einen ermöglicht der finanzielle Transfer den Eltern, 

mehr Geld in die Bildung, Ernährung, Gesundheit und soziokulturelle Teilhabe der 

Kinder zu investieren (Gennetian u.a. 2022; Stichnoth u.a. 2018; Raschke 2016). 

Zum anderen trägt er durch die Verringerung von finanziell bedingtem Stress und 

familiären Konflikten dazu bei, die psychische Gesundheit der Eltern zu stärken 

(Thomson u.a. 2022) und den Kindern ein entwicklungsförderliches Umfeld zu 

schaffen (Jones/Milligan/Stabile 2019; Dearing/Taylor 2007; Yeung/Lin-

ver/Brooks-Gunn 2002). Die über bessere Bildung vermittelten Einkommensvor-

teile der Kinder im Erwachsenalter können langfristig so groß sein, dass sich Steu-

ersubventionen für Kinder von Geringverdienenden im ersten Jahr nach der Geburt 

durch spätere Erhöhungen der Einkommensteuereinnahmen des Bundes selbst be-

zahlt machen, wie Andrew Barr, Jonathan Eggleston und Alexander A. Smith (2022) 

am Beispiel des Earned Income Tax Credit (EITC) für die USA zeigen. Außerdem 

können finanzielle Transfers, ganz abgesehen von anderen Maßnahmen, Entwick-

lungsrisiken von Kindern und andere problematische Begleiterscheinungen von ar-

mutsbedingtem Stress reduzieren, sodass gegebenenfalls weniger familienerset-

zende Jugendhilfemaßnahmen nötig werden (Wood u.a. 2022; vgl. u.a. Chassé 2017; 

Mühlmann 2017). Damit könnten Mittel für präventive Maßnahmen frei werden. 

Die geplante Einführung einer Kindergrundsicherung ist vor diesem Hintergrund 

ein wichtiger Schritt zur Vermeidung von Armut und zur Verbesserung der Lebens-

chancen von Kindern. Wichtig ist, dass die Leistung existenzsichernd und den tat-

sächlichen altersgerechten Bedarfen von Kindern und Jugendlichen angepasst ist 

(Bertelsmann Stiftung 2023). Die geplante Kombination aus einem einkommensun-

abhängigen Garantiebetrag und einem einkommensabhängigen Zusatzbetrag ist 

nach dem, was man aus der Forschungsliteratur über Programmdesigns weiß, sinn-

voll, da sie universelle und selektive Elemente verknüpft. Universelle Leistungen für 

alle Mitglieder einer Zielgruppe, in diesem Fall Kinder, haben den Vorteil, dass sie 

nicht stigmatisieren und auf größere Akzeptanz in der Bevölkerung stoßen (van 

Oorschot/Roosma 2017). Zudem kann die Leistung einfacher und transparenter 

gestaltet werden, was Verwaltungskosten spart und die Inanspruchnahme tendenzi-

ell erhöht. Universelle Leistungen erlauben jedoch keine Umverteilung zu Gunsten 

armutsgefährdeter Kinder, zumal die Höhe der Leistung aus fiskalischen Gründen 
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begrenzt ist. Selektive, bedarfsgeprüfte Leistungen können gezielt armutsgefährdete 

Kinder und Familien adressieren, bergen aber die Gefahr der Stigmatisierung und 

Überregulierung der Anspruchsvoraussetzungen mit der Folge, dass manche Kin-

der, die Unterstützung benötigen, keinen Zugang zu den Maßnahmen erhalten. Die 

entscheidenden Stellschrauben der Kindergrundsicherung – Minimal- und Maximal-

höhe des Betrags, Abschmelzgrenze und Transferentzugsrate bei steigenden (Er-

werbs-)Einkommen der Eltern – sind bekannt und sollen an dieser Stelle nicht wei-

ter ausgeführt werden (Blömer 2022; Bruckmeier/d'Andria/Wiemers 2022; Blö-

mer/Litsche/Peichl 2021; Bonin 2020; Werding/Pehle 2019). Aus der Perspektive 

der Inanspruchnahme ist lediglich anzumerken, dass vor allem die Abstimmung mit 

anderen weiterbestehenden Leistungen (Bürgergeld der Eltern, Wohngeld, Unter-

haltsvorschuss etc.) relevant ist, um Transparenz zu schaffen. Familien benötigen 

ein verlässlich vorhersehbares Einkommen, wenn sich die o.g. positiven Wirkungen 

der Unterstützung der Kinder entfalten sollen (Gennetian u.a. 2021). Daher ist zu 

verhindern, dass kurzfristige Einkommensschwankungen zum vorübergehenden 

Verlust des Leistungsanspruchs führen oder dass die effektive Grenzbelastung im 

Steuer- und Transfersystem bei steigenden Einkommen so hoch ist, dass sich Er-

werbsarbeit für die Eltern nicht oder kaum noch lohnt.45 Dies würde auch dem Ziel 

der Armutsbekämpfung zuwiderlaufen (Bonin 2020).  

Nicht nur in Bezug auf die Kindergrundsicherung, sondern auch auf andere bedarfs-

geprüfte Leistungen lassen sich aus der Literatur verschiedene Ansätze zur Steige-

rung der Inanspruchnahme ableiten. Sie zielen vor allem auf den Abbau bürokrati-

scher Lasten, bessere Information und Beratung der Anspruchsberechtigten und 

einen nicht stigmatisierenden oder diskriminierenden Zugang zu den Leistungen. 

Digitale und automatisierte Antrags- und Bewilligungsverfahren: Eine Ver-

einfachung der bisweilen sehr aufwändigen Beantragung von Familien- und Sozial-

leistungen kann auf verschiedene Weise erreicht werden: durch verkürzte und in 

einfacher Sprache formulierte Antragsformulare, durch Online-Anträge und durch 

(digitale) Kombianträge, wie sie bereits bei der Geburt von Kindern Anwendung 

finden.46 In Zukunft sollen mit der Digitalisierung von Verwaltungsleistungen 

„nachweisfreie“ Leistungen möglich sein. Bürgerinnen und Bürger sowie Unterneh-

men, die Leistungen beantragen, sollen demnach die erforderlichen Daten und Do-

kumente nur noch einmal übermitteln müssen (Once-Only-Prinzip). Nachweise sol-

len schrittweise durch Registerabfragen und den sicheren und datenschutzrechtlich 

 

 

45  Eine Möglichkeit wäre, die Abschmelzgrenze so hoch anzusetzen, dass andere Transferleistungen 

nicht mehr potenziell in Anspruch genommen werden können (Werding/Pehle 2019). Dadurch 

würde die Leistung aber bis in mittlere Einkommensbereiche hineinreichen und dort negative 

Erwerbsanreize setzen (Bonin 2020). 
46  Vgl. die Serviceangebote „Kinderleicht zum Kindergeld“ in Hamburg https://www.ham-

burg.de/kinderleicht-zum-kindergeld/) und „ELFE – Einfach Leistungen für Eltern“ in Bremen 

(https://www.finanzen.bremen.de/digitalisierung/nachnutzbare-ozg-services/elfe-102932), die 

im Rahmen der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes zur bundesweiten Nutzung bereitgestellt 

werden sollen. Beide Kombianträge vereinen Geburtsanzeige, Namensbestimmung und den An-

trag auf Kindergeld. In Hamburg wird zusätzlich eine Steuer-ID für das neugeborene Kind bean-

tragt, in Bremen umfasst der Kombiantrag auch den Antrag auf Elterngeld. 

https://www.hamburg.de/kinderleicht-zum-kindergeld/
https://www.hamburg.de/kinderleicht-zum-kindergeld/
https://www.finanzen.bremen.de/digitalisierung/nachnutzbare-ozg-services/elfe-102932
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unbedenklichen Datenaustausch zwischen den Behörden ersetzt werden. Damit 

werden die Voraussetzungen für eine weitergehende Integration und Automatisie-

rung der Leistungen geschaffen. Ziel ist es, die administrative Belastung für Bürge-

rinnen und Bürger und Unternehmen zu reduzieren und die Effizienz der Verwal-

tung zu steigern (CIO Bund 2023). Bis dahin sind allerdings noch zahlreiche recht-

liche, technische und organisatorische Hürden zu überwinden. De facto hängt 

Deutschland bei der Digitalisierung hinterher und auch Vorzeigeprojekte des Once-

Only-Prinzips wie „ELFE – Einfach Leistungen für Eltern“ (vgl. Fußnote 45) sind 

bisher nur einem kleinen Nutzerkreis vorbehalten (Bogumil u.a. 2022). Ausländi-

sche Staatsangehörige sind aufgrund rechtlicher Probleme (z.B. unterschiedliche 

Anwendungen des Namensrechts) bei ELFE nicht einbezogen. Auch bei anderen 

Leistungen, die Auslandssachverhalte betreffen, dürfte es auf absehbare Zeit recht-

liche Probleme sowie Hindernisse beim grenzüberschreiten Datenaustausch geben. 

Hier besteht die Gefahr, dass Migrantinnen und Migranten dauerhaft von bestimm-

ten digitalen Verwaltungsleistungen ausgeschlossen werden. 

Die Folgen der Digitalisierung und Automatisierung für die Arbeitsprozesse in der 

Verwaltung und die Interaktion mit den Kundinnen und Kunden sind ambivalent 

und erst in Ansätzen erforscht (Döring/Löbel 2020). Nach der „Enablement“-

These (Buffat 2015) werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung 

durch die Automatisierung von Routinetätigkeiten entlastet, sodass ihnen mehr Zeit 

für die Bearbeitung beratungs- und prüfintensiver Fälle zur Verfügung steht. Com-

putergestützte Prüf- und Entscheidungssysteme können Fehlerquoten senken und 

den Gleichheitsgrundsatz stärken (Döring/Löbel 2020), sind aber auch ein Einfalls-

tor für algorithmische und mittelbare Diskriminierung (van Bekkum/Zuiderveen 

Borgesius 2021; van Lancker/van Hoyweghen 2021). Die Wirkung hängt in erster 

Linie von der Organisationsstruktur (und –kultur) ab (Schwarting/Ulbricht 2022). 

Auf der anderen Seite geht die „Curtailment“-These (Buffat 2015) davon aus, dass 

automatisierte Prozesse den Ermessensspielraum der Street-Level-Bureaucrats 

(SLB) einschränken. Dies kann ebenfalls vorteilhaft sein, da informelle Absprachen 

und ungerechtfertigte Ungleichbehandlungen systematisch erschwert werden. „An-

dererseits können gerade solche Entscheidungsspielräume und informelle Überein-

künfte die Effizienz und Legitimität von Verfahren erhöhen – und nicht selten die 

Akzeptanz einer ganzen Organisation sicherstellen“, wie Matthias Döring und Ste-

phan Löbel (2020, S. 625) schreiben. 

Für potenziell Leistungsberechtigte bietet die Online-Beantragung den Vorteil, dass 

sie zeit- und ortsunabhängig erfolgen kann und öffentlich „nicht sichtbar“ ist, was 

Stigmatisierungsrisiken mindert und die Inanspruchnahme tendenziell erhöht 

(Friedrichsen/Schmacker 2019). Durch den Einsatz von intelligenten Sprachassis-

tenten und Chatbots können Sprach- und Verständigungsbarrieren abgebaut wer-

den. Sie können allerdings keine menschliche Kommunikation ersetzen. Als eine 

Gefahr digitaler Antragswege wird gesehen, dass Antragstellende nicht mehr oder 

in weit geringerem Maße als bisher die Möglichkeit haben, ihre Lebenssituation und 

Beweggründe zu erläutern (Lucas u.a. 2019; Revil/Warin 2019). Den SLB fehlen 

damit auch relevante Kontextinformationen, um korrekt entscheiden und bedarfs-

gerecht Unterstützung anbieten zu können (Döring/Löbel 2020). Bei automatisie-

ren Entscheidungssystemen sind Fehlentscheidungen nicht mehr zurechenbar und 
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die Gründe, warum eine Leistung gewährt wurde oder nicht, erscheinen den Be-

troffenen ebenso wenig transparent wie bei reinen Ermessensentscheidungen (van 

Lancker/van Hoyweghen 2021). Dies kann das Vertrauen in die Verwaltung unter-

graben. 

Hinzu kommt, dass digitale Antragswege auch digitale Kompetenzen der Antrag-

stellenden voraussetzen, die sozial ungleich verteilt sind (Bachmann u.a. 2021). Er-

fahrungen aus den skandinavischen Ländern, die einen höherem Digitalisierungs-

grad aufweisen als Deutschland, zeigen, dass es beim Zugang zu Sozialleistungen zu 

neuen Formen digitaler Ausgrenzung kommt, die z.B. Menschen ohne Internetzu-

gang oder Menschen in komplexen Lebenslagen benachteiligen (Schou/Pors 2019; 

Hansen/Lundberg/Syltevik 2018).  

Helena Blomberg und Christian Kroll (2020) berichten aus Finnland, dass die Über-

tragung der Administration der finnischen Sozialhilfe von der lokalen Ebene, wo 

sie zumeist in der Verantwortung von Sozialarbeiterinnen und -arbeitern lag, auf die 

finnische Versicherungsanstalt (Kela) zu unerwünschten Nebenwirkungen kam. Die 

Inanspruchnahme der Sozialhilfe wurde zwar wie gewünscht erhöht, aber davon 

haben wohl vor allem ressourcenstärkere Bevölkerungsgruppen profitiert. Für die 

Sozialarbeit vor Ort ist es nun viel schwieriger, Bevölkerungsgruppen zu erreichen, 

die neben finanzieller Unterstützung ggf. befristet weitere soziale Unterstützung be-

nötigen. Die verbleibenden Klientinnen und Klienten sind dagegen mehrfach belas-

tet und fallen teilweise aus der Sozialhilfe heraus. Die Entkoppelung von finanzieller 

Hilfe (cash) und sozialen Maßnahmen (care) trägt hier also zu einer sozialen Polari-

sierung bei und erschwert die Zugänge zu manchen vulnerablen Gruppen. 

In Bezug auf die Digitalisierung von Familien- und Sozialleistungen lässt sich vor-

erst resümieren, 1. dass es hierzu dringend weiterer Forschung bedarf, insbesondere 

zur Nutzung von Online-Anträgen und zur Interaktion zwischen Antragstellenden 

und Verwaltung, 2. dass digitale Angebote zwecks Nutzerfreundlichkeit und größe-

rer Akzeptanz partizipativ, unter Beteiligung der jeweiligen Zielgruppen entwickelt 

werden sollten (vgl. Hampel/Spitaleri 2022; Lehmann u.a. 2021), und 3. dass es ins-

besondere bei vulnerablen Gruppen unverzichtbar ist, digitale Antragsverfahren mit 

persönlicher Beratung und Unterstützung zu verbinden, um Ausgrenzungen zu ver-

meiden. 

Proaktive Identifizierung und Information der Anspruchsberechtigten: Eine 

weitere Möglichkeit, die Inanspruchnahme zu erhöhen, ist die proaktive Informa-

tion der Anspruchsberechtigten über ihren Leistungsanspruch durch die zuständi-

gen Behörden, Sozial- und Gesundheitsdienste oder Beratungsstellen. Dies setzt in 

vielen Fällen ebenfalls den Rückgriff auf Registerdaten voraus. In groß angelegten 

Feldexperimenten in den USA, Frankreich, Belgien und Finnland wurden positive 

Erfahrungen mit Briefen oder Mailings gemacht, die z.B. von den Steuerbehörden 

oder Regierungsstellen gemeinsam mit vereinfachten Antragsformularen an die po-

tenziell Anspruchsberechtigten monetärer und anderer Leistungen versendet wur-

den (Matikka/Paukkeri 2022; Chareyron/Gray/L’Horty 2018; Richburg-Hayes u.a. 

2017; Bhargava/Manoli 2015). Diese Experimente beruhen auf Erkenntnissen der 

Verhaltensökonomie und gehen davon aus, dass „Nudges“ (Thaler/Sunstein 2022), 
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also kleine Anstupser, kognitive Verzerrungen und Belastungen bei den Zielperso-

nen lösen und zu höherer Antragsbereitschaft führen können. Die Effekte sind, 

gemessen am Anstieg von Inanspruchnahmeraten, überwiegend gering und die Mai-

lings erreichen nicht alle Zielgruppen. Die Wirkung ist größer, wenn die Anspruchs-

berechtigten bereits in Kontakt mit dem Leistungssystem sind (Ko/Moffitt 2022) 

oder zusätzlich direkte Unterstützung bei der Antragstellung erhalten (Finkel-

stein/Notowidigdo 2019). Um Menschen, die außerhalb des Systems stehen, zu er-

reichen, bedarf es in jedem Fall aufsuchender Angebote und Strategien. Ein Vorteil 

der Mailings ist, dass es sich um eine vergleichsweise kostengünstige Maßnahme 

handelt. 

Proaktive Information potenziell Anspruchsberechtigter ist auch auf anderen We-

gen möglich. Hilfreich sind gezielte und gebündelte Informationen über Leistungs-

ansprüche in konkreten Lebenslagen (Schwangerschaft/Geburt, Trennung/Schei-

dung, Behinderung, Zuwanderung etc.), wie sie bereits in acht verschiedenen Spra-

chen (plus Deutsch) im Familienportal des BMFSFJ47 angeboten werden. Wün-

schenswert wäre eine bessere Verzahnung und Übersicht über lokale und regionale 

Angebote (Eurofound 2015). Zwar soll das digitale Verwaltungsportal des Bundes48, 

das aktuell in einer Basisversion zur Verfügung steht, einmal alle Leistungen von 

Bund, Ländern und Kommunen auffindbar machen. Aufgrund der Vielzahl an Leis-

tungen erscheint aber die Struktur noch unübersichtlich; Nutzerinnen und Nutzer 

müssen im Voraus wissen, welche spezifische Leistung sie suchen, um fündig zu 

werden.49 

Ein vielversprechender neuer Ansatz ist die aufsuchende Informations- und Bera-

tungsarbeit in sozialen Medien („Digital Streetwork“), die das Minor–Projektkontor 

für Bildung und Forschung in mehreren Projekten für unterschiedliche Zielgruppen 

von Migrantinnen und Migranten entwickelt hat.50 Der Fokus liegt hierbei auf der 

sozialen und beruflichen Integration von Zugewanderten, in der Praxis werden je-

doch auch Fragen zu Sozial- und Familienleistungen thematisiert (Pfeffer-Hoff-

mann u.a. 2022). Ausgangspunkt ist die Beobachtung, dass Neuzugewanderte über-

proportional häufig soziale Medien für die Erstinformation und den selbstorgani-

sierten Austausch über Leben und Arbeiten in Deutschland nutzen (Stapf 2019). 

Die Informations- und Beratungsarbeit erfolgt in mehreren Sprachen und hat sich, 

gemessen an der Teilnehmerzahl und positiven Rückmeldungen aus den Communi-

ties, bisher bewährt. 

Dass Informationen in sozialen Medien die Inanspruchnahme beeinflussen können, 

zeigen zwei randomisierte Online-Experimente der Universität Potsdam und der 

 

 

47  https://familienportal.de/ 
48  https://verwaltung.bund.de/portal/DE/ 
49 Ein Selbsttest ergab, dass z.B. beim Stichwort „Sozialhilfe“ 123 Treffer ausgegeben werden. Bei 

den Leistungen in der „Lebenslage #Einwanderung“ sind 1.030 Einträge vermerkt (Stand 

29.01.2023). 
50  Siehe die Projekte „Neu in Berlin Plus“, „Migrationsberatung 4.0“ und „Fem.OS“ auf der Minor-

Webseite: https://minor-kontor.de/  

https://familienportal.de/
https://verwaltung.bund.de/portal/DE/
https://minor-kontor.de/
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Internationalen Organisation für Migration (IOM), bei denen die Wirkungen einer 

Facebook-Kampagne zur Verbreitung von COVID-19-Impfstoffinformationen un-

ter arabisch-, türkisch- und russischsprachigen Menschen in Deutschland unter-

sucht wurden (Tjaden/Haarmann/Savaskan 2022). Nach Darstellung der Autorin-

nen und des Autors erreichte die Kampagne binnen 29 Tagen rund 890 Tausend 

Facebook-Nutzerinnen und -Nutzer. Zwar klickten nur knapp zwei Prozent auf die 

Anzeige, von diesen griffen aber über die Hälfte auf das beworbene COVID-19-

Impftermin-Tool zu. Anzeigen in der jeweiligen Muttersprache sprachen mehr, vor 

allem arabisch- und russischsprachige Migrantinnen und Migranten an als Anzeigen 

in deutscher Sprache. Im Vergleich zu Anzeigen, die einen Arzt, ein religiöses Ober-

haupt oder eine Familie als Überbringer der Botschaft zeigen, klickten arabisch- und 

russischsprachige Personen häufiger auf die Anzeige, die einen Regierungsvertreter 

darstellt. Türkischsprachige Personen reagierten dagegen häufiger auf einen religiö-

sen Botschafter (ebd.). Die Kampagne ist ein weiteres Beispiel für den vergleichs-

weise kostengünstigen Einsatz von Nudges. 

Weiterhin relevant bleibt die niederschwellige Information und Beratung an Orten, 

an denen sich Familien mit und ohne Migrationshintergrund ohnehin aufhalten, z.B. 

Familienzentren, Schulen, Gesundheitszentren, Migrationsberatungsstellen und 

Bürgerämter. One-Stop-Shops, die verschiedene Leistungen und Angebote unter 

einem Dach vereinen, sind ein Weg, der Versäulung der Leistungssysteme entge-

genzuwirken. Sie können die Inanspruchnahme steigern, weil sie auch Menschen 

ansprechen, die als schwer erreichbar gelten und die andernfalls bei Nutzung eines 

spezialisierten Dienstes nicht mit anderen Leistungen in Berührung kämen 

(Ko/Moffitt 2022). 

Eine herausragende Bedeutung kommt schließlich intermediären Akteuren zu, die 

als Kultur- und Sprachmittler fungieren, die Belange ihrer Klientinnen und Klienten 

in öffentliche Angelegenheiten übersetzen (Mcdermont 2013) und sie bei der 

Durchsetzung ihrer Rechte gegenüber der Verwaltung unterstützen. Dies können 

informelle Netzwerke, Selbsthilfeorganisationen oder kommerzielle Anbieter sein, 

effektiver sind jedoch professionelle Beraterinnen und Berater beispielweise in So-

zial- und Migrationsberatungsstellen (Ratzmann 2022c; Ratzmann/Heindlmaier 

2022). Dies liegt laut Nora Ratzmann (2022c) an ihrer Erfahrung, ihrem Wissen und 

ihrer Stellung im institutionellen Rahmen. Einer qualitativen israelischen Studie zu-

folge nehmen intermediäre „Take-up Agents“ (Holler/Benish 2020) sowohl Ein-

fluss auf ihre Klientinnen und Klienten (z.B. Ermutigung zur Inanspruchnahme) als 

auch auf die Street-Level Bureaucrats (SLB) in der Verwaltung (z.B. Überzeugungs-

arbeit, Anbieten alternativer Interpretationen). Ihre Effektivität bei der Durchset-

zung sozialer Rechte gründet sich demnach auf vier Faktoren: ihr prozedurales und 

strategisches Wissen, ihre Vernetzung innerhalb und außerhalb der Institution, ihr 

Einsatz von Emotionen und ihr Machtpotenzial. 

Da viele potenzielle Leistungsberechtigte ihre Rechte nicht kennen, wäre zu überle-

gen, ob man nicht analog zum „Elternchance“-Programm Fachkräfte in Bildungs- 

und Beratungseinrichtungen qualifizieren könnte, Familien mit (und ohne) Migrati-

onshintergrund zielgruppengerecht über ihre Leistungsansprüche aufzuklären, sie 

zur Inanspruchnahme zu ermutigen und bei Bedarf auf dem Antragsweg zu beglei-

ten. Diese Take-up Agents sollten auch aufsuchend tätig werden. Wichtig ist die 
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Zusammenarbeit mit Migrantenorganisationen und anderen Multiplikatorinnen und 

Multiplikatoren aus den migrantischen Communities, da diese für zugewanderte Fa-

milien einen Vertrauensvorteil gegenüber anderen Anlaufstellen haben. Erste Er-

gebnisse aus dem vom BMFSFJ geförderten Projekt „FGI – Familien gut infor-

miert“, das seit Juli 2021 vom Bundeselternnetzwerk der Migrantenorganisationen 

für Bildung & Teilhabe (bbt) durchgeführt wird, bestätigen dies und zeigen, dass 

auch in Elternvereinen, Migrantenorganisationen und bei professionellen Bera-

tungsfachkräften großer Informations- und Fortbildungsbedarf zu Familienleistun-

gen besteht. Darüber hinaus wird deutlich, dass Familienfragen von Familien und 

Fachkräften ganzheitlich wahrgenommen werden, monetäre Leistungen daher nicht 

losgelöst von anderen Unterstützungsangeboten zu betrachten sind.51 

Diversitätssensibilität der Verwaltung: Auf Ebene der Verwaltung hat sich ge-

zeigt, dass verschiedene Faktoren wie z.B. eine hohe Arbeitsbelastung der SLB oder 

bestimmte Verfahrensregeln Diskriminierungen von Migrantinnen und Migranten 

beim Zugang zu Sozialleistungen begünstigen (vgl. Kap. 3.2.2). Diese gilt es zu eli-

minieren und die Bedingungen für eine inklusive, diversitätssensible Leistungsge-

währung zu schaffen. Dazu zählen z.B. eine adäquate Personalausstattung und ar-

beitsorganisatorische Verbesserungen, die SLB mehr Zeit für beratungs- und prüf-

intensive Fälle erlauben, der Abbau von Sprachbarrieren durch vermehrten Einsatz 

von Dolmetscherdiensten und mehrsprachigem Material, die Sensibilisierung und 

Schulung der SLB, damit sie ein besseres Verständnis für Formen und Auswirkun-

gen von Diskriminierung entwickeln, interkulturelle Trainings sowie die regelmä-

ßige Überwachung und Überprüfung von Verfahrensregeln, um Diskriminierungen 

frühzeitig zu erkennen und zu beseitigen (vgl. u.a. Brussig/Frings/Kirsch 2019; 

Ratzmann 2019). 

Sensibilisierung der Öffentlichkeit: Ein Ziel sollte sein, der öffentlichen Stigma-

tisierung von Menschen, die bedarfsgeprüfte Leistungen beziehen, entgegenzuwir-

ken. Ein Mittel sind Informationskampagnen, die Vorurteile, Stereotypen und fal-

sche mediale Bilder zu korrigieren suchen. Wirksamer wäre ein klares politisches 

Bekenntnis, dass eine höhere Inanspruchnahme von Familien- und Sozialleistungen 

gewünscht und als soziale Investition in die Zukunft zu begreifen ist. Vor diesem 

Hintergrund wäre es sinnvoll, Indikatoren zur (Nicht-)Inanspruchnahme von Leis-

tungen in die Familien- und Sozialberichterstattung aufzunehmen. Ansätze und 

Vorbilder dazu finden sich u.a. im Vereinigten Königreich, den Niederlanden, Bel-

gien und Frankreich (Marc u.a. 2022). 

 

 

51  Vgl. https://www.bundeselternnetzwerk.de/nachrichten/artikel/projekt-fgi-was-haben-wir-bis-

her-im-projekt-erreicht (29.01.2023) 

https://www.bundeselternnetzwerk.de/nachrichten/artikel/projekt-fgi-was-haben-wir-bisher-im-projekt-erreicht
https://www.bundeselternnetzwerk.de/nachrichten/artikel/projekt-fgi-was-haben-wir-bisher-im-projekt-erreicht
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5 Potenzial von Surveydaten zur 
Analyse der Nichtinanspruchnahme 
monetärer Leistungen 

Qualitativ hochwertige Surveydaten sind neben prozessproduzierten Daten der 

amtlichen Statistik das Mittel der Wahl, um möglichst aussagekräftige und repräsen-

tative Zahlen über Merkmalsverteilungen in der Bevölkerung zu erlangen. Survey-

daten bilden u.a. die Basis für Mikrosimulationsmodelle, die den Umfang der Nicht-

inanspruchnahme von Sozialleistungen schätzen (vgl. Kap. 2). Anders als die Daten 

der amtlichen Statistik bieten Surveydaten die Möglichkeit, interessierende Merk-

male wie etwa Kenntnis oder Bezug bestimmter Sozial- und Familienleistungen mit 

weiteren Merkmalen wie Nationalität, Migrationshintergrund, Einkommen und Bil-

dungsniveau zu verbinden. Mit der amtlichen Statistik ist dies aus unterschiedlichen 

Gründen, beispielsweise restriktiven (datenschutzrechtlichen) Vorgaben, nur sehr 

eingeschränkt möglich. 

Im Folgenden sollen die für Deutschland vorliegenden Surveydaten im Hinblick auf 

ihr Potenzial zur Schätzung und vertieften Analyse der Nichtinanspruchnahme mo-

netärer Leistungen durch Familien mit und ohne Migrationshintergrund dargestellt 

und bewertet werden. Die zu verwendenden Daten müssen dabei einer Vielzahl an 

Kriterien genügen, um ein möglichst aussagekräftiges Bild über die tatsächliche Si-

tuation zu erhalten. 

5.1 Anforderungen an die Qualität der Daten 

Für belastbare Ergebnisse werden von den richtigen Personen (5.1.1) die richtigen 

Antworten (5.1.2) auf die richtigen Fragen (5.1.3) benötigt. Das hört sich einfach 

an, funktioniert in der Praxis der Umfrageforschung jedoch nur bedingt, weshalb 

regelmäßig eine Reihe von Verzerrungen (Bias) auftreten.52 Die Wahl geeigneter 

Daten von hoher Qualität und die transparente Kommunikation von Limitierungen 

der Aussagekraft von Analysen sind daher von großer Bedeutung. Im Idealfall er-

füllen die verwendeten Daten die genannten Kriterien nicht nur möglichst gut, son-

dern werden auch regelmäßig in ähnlicher Weise erhoben (5.1.4), um Entwicklungen 

aufzeigen zu können. 

 

 

52  Fehler bzw. Verzerrungen, aufgrund eingeschränkter Repräsentativität durch das Fehlen von Be-

fragten und solche durch die fehlerhafte Messung der interessierenden Variablen ergänzen und 

verstärken sich gegenseitig und können an unterschiedlichen Stellen während des gesamten Pro-

zesses der Datenerhebung, -aufbereitung und -auswertung auftreten. Sie werden in ihrer Gesamt-

heit unter dem Begriff des Total Survey Error diskutiert (vgl. z.B. Faulbaum 2022; Groves u.a. 

2009). 
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5.1.1 Repräsentativität der Ergebnisse 

Die Grundgesamtheit, also derjenige Teil der Bevölkerung, über den Aussagen ge-

troffen werden sollen, beschränkt sich in den meisten Surveys auf Privathaushalte 

(vgl. Tab. 3). Aussagen über Personen in Gemeinschaftsunterkünften sind somit 

nicht möglich. Auch aus der Grundgesamtheit werden jedoch nicht alle Personen 

befragt, sondern nur eine kleine Auswahl. Dadurch, dass nicht alle Personen bzw. 

Haushalte der Grundgesamtheit befragt werden, können verschiedene Ergebnisver-

zerrungen entstehen, die Rückschlüsse auf die Grundgesamtheit erschweren. 

Stichprobenfehler: Surveys von hoher Qualität und mit Anspruch auf Repräsenta-

tivität liegt in der Regel eine Zufallsstichprobe zugrunde. Dies bedeutet, dass be-

fragte Personen oder Haushalte der Grundgesamtheit zufällig ausgewählt werden. 

Die Auswahl, Stichprobe genannt, unterscheidet sich von der Grundgesamtheit in 

ihrer Zusammensetzung. Diese zufällig zu erwartenden Unterschiede lassen sich je-

doch berechnen und die durch die Zufallsauswahl bedingten Unsicherheiten durch 

Konfidenzintervalle verdeutlichen. Bei Wahl des 95-Prozent-Konfidenzintervalls 

liegt der „wahre Wert“53 mit 95-prozentiger Wahrscheinlichkeit im angegebenen Be-

reich, vorausgesetzt es treten keine weiteren Verzerrungen durch Messfehler (vgl. 

Kap. 5.1.2) oder Ausfälle von Befragten (Nonresponse) auf, was in der Praxis so gut 

wie nie der Fall sein dürfte. Die Größe des Stichprobenfehlers hängt entscheidend 

von der Anzahl der Befragten ab. Insbesondere für die Darstellung seltenerer Sozi-

alleistungen wie Wohngeld und Kinderzuschlag oder für die Analyse kleinerer Be-

fragtengruppen (oder Kombinationen aus beidem) sind daher sehr große Fallzahlen 

erforderlich.54 

Nonresponse Error: Die Aussagekraft einer Befragung reduziert sich dadurch, 

dass nicht alle für die Befragung ausgewählten Haushalte oder Personen an der Be-

fragung teilnehmen. Ein solcher personeller Befragungsausfall (Unit-Nonresponse) 

geschieht in der Regel nicht zufällig, sondern hängt je nach Ursache mehr oder we-

niger stark mit den interessierenden Sachverhalten zusammen. Der Unit-Non-

response Error kommt zu den Unsicherheiten aufgrund des Stichprobenfehlers 

hinzu, kann aber anders als dieser nicht berechnet oder anderweitig zuverlässig ein-

geschätzt werden. 

Regelmäßig zeigt sich bei Befragten aus der Mittelschicht eine erhöhte Befragungs-

bereitschaft (Mittelschicht-Bias), bei Befragten mit Migrationshintergrund hingegen 

eine deutlich niedrigere. Ursachen für Unit-Nonresponse können z.B. knappe Zeit-

ressourcen, schlechte Erreichbarkeit oder eine grundsätzliche Ablehnung von Be-

fragungen sein. Im Hinblick auf das Themenfeld Bezug und Inanspruchnahme von 

 

 

53  Der „wahre Wert“ ist eine Idealvorstellung einer tatsächlich vorhandenen Ausprägung oder Merk-

malsverteilung in der Gesellschaft, die es so gut wie möglich zu erreichen gilt. Insbesondere bei 

Einstellungsfragen ist die „tatsächliche“ Einstellung jedoch weder zeitkonstant noch überprüfbar. 
54  So beruhen die Auswertungen mit dem SOEP in Kapitel 6.2 zum Kinderzuschlag auf nur 97 

beziehenden Haushalten. Entsprechend kleiner werden die Fallzahlen, wenn nach verschiedenen 

Merkmalen wie Migrationshintergrund oder Sprachkenntnissen unterschieden wird. 
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Geldleistungen durch Familien mit (und ohne) Migrationshintergrund ist zu erwar-

ten, dass die in der Literatur diskutierten Gründe der Nichtinanspruchnahme wie 

z.B. Sprachbarrieren, administrative Kompetenzen und Kontaktängste eng mit ei-

nem Befragungsausfall zusammenhängen. Zumindest dem ersten Grund lässt sich 

begegnen, indem Fragebögen in zusätzlichen Sprachen bereitgestellt oder besonders 

geschulte mehrsprachige Interviewerinnen und Interviewer eingesetzt werden. Je 

nachdem, welche Sprachen angeboten werden, werden aber nur bestimmte Grup-

pen erreicht, die sich in vielerlei Hinsicht von anderen Migrantinnen und Migranten 

unterscheiden können.  

Vergleichbare Wirkung wie ein Befragungsausfall einer Person hat das Nichtbeant-

worten einzelner Fragen (Item-Nonresponse) durch die Person, wobei die übrigen 

Fragen durch diese beantwortet werden. Insbesondere bei sensiblen Fragen wie der 

Frage nach dem Einkommen sind regelmäßig hohe Antwortausfälle zu beobachten 

(so etwa bei unseren Analysen mit dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) – vgl. 

Kap. 6.2 weiter unten). 

Gewichtung: Um die durch Befragungsausfälle verursachten Verzerrungen und de-

signbedingte Überrepräsentationen auszugleichen (z.B. werden in manchen Studien 

gezielt bestimmte Migrantengruppen vermehrt befragt), werden die Daten für die 

Analysen gewichtet, damit das Verhältnis bestimmter Gruppen wieder demjenigen 

in der Grundgesamtheit bzw. in der interessierenden Bevölkerungsgruppe ent-

spricht. Dies führt zum einen dazu, dass manche Befragte einen deutlich größeren 

Einfluss auf die Analyseergebnisse bekommen als andere. Die reine Fallzahl sagt 

dann nur noch wenig aus, da die Ergebnisse trotzdem durch sehr wenige besonders 

einflussreiche Fälle bestimmt sein können. Zum anderen führt dies zu einer schein-

baren Repräsentativität, wenn z.B. Befragte mit Migrationshintergrund hochgewich-

tet werden. Auch wenn der Anteil an Personen oder Haushalten mit Migrationshin-

tergrund dadurch demjenigen in der Grundgesamtheit entspricht, sind die Befragten 

mit Migrationshintergrund in den Daten möglicherweise in ihren Einstellungen und 

Verhaltensweisen deutlich verschieden, etwa, weil sie bessere Sprachkenntnisse und 

weniger Kontaktängste haben. Kurz: Personen mit oder ohne Migrationshinter-

grund, die an Befragungen teilnehmen, sind nicht unbedingt repräsentativ für dieje-

nigen, die die ihnen zustehenden Leistungen nicht in Anspruch nehmen (können). 

Eine Gewichtung der verwendeten Daten ist also notwendig, um bestimmte Ver-

zerrungen ausgleichen zu können. Die Verzerrungen, die durch selektive Befra-

gungsausfälle entstehen, können damit jedoch nicht verhindert, sondern allenfalls 

reduziert werden. 

Erhebungszeitraum: Surveydaten haben in der Regel einen Befragungszeitraum 

von einigen Monaten. Die Befragung findet also nicht gleichmäßig über das Jahr 

verteilt statt. Dies kann unter Umständen zu Verzerrungen führen. So sind etwa 

Leistungen im Falle von Arbeitslosigkeit von der Arbeitslosenquote abhängig, die 

zwar starke saisonale Schwankungen aufweist, welche aber nicht unbedingt für alle 

Berufs- und Bevölkerungsgruppen einheitlich sind. 
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Fazit: Folgende Dateneigenschaften erhöhen tendenziell die Repräsentativität der 

gewonnenen Ergebnisse für die Grundgesamtheit: 

 Zufallsstichprobe 

 Hohe Fallzahlen 

 Geringe Nonresponse-Raten 

 Zielstichprobenabgestimmte Befragungssprachen 

 Befragung möglichst gleichmäßig über das Jahr verteilt 

 Auskunftspflicht  

5.1.2 Zuverlässigkeit der Antworten 

Auch wenn man davon ausgeht, dass die Befragten nicht absichtlich falsche Ant-

worten geben wollen, was nicht in jedem Fall ausgeschlossen werden kann, und alle 

Fragen ernsthaft beantwortet werden, können Messfehler auftreten, die dazu füh-

ren, dass die Antworten nicht dem „wahren Wert“ entsprechen. Dies führt dazu, 

dass das, was gemessen werden soll, nicht völlig mit dem übereinstimmt, was ge-

messen wird und führt dadurch zu einer geringeren Validität bzw. Gültigkeit der 

Messung (Faulbaum 2022). Aus kognitionspsychologischer Sicht ist der Weg von 

der Frage zur abgegebenen Antwort komplex und es können an den unterschied-

lichsten Stellen Messfehler entstehen (vgl. z.B. Porst 2009, S. 17–29; Tourangeau/ 

Rips/Rasinski 2000). Im Hinblick auf die Untersuchung von Bezug und Inan-

spruchnahme von Geldleistungen sind insbesondere folgende Punkte relevant: 

Sprache und Begriffsverständnis: Mangelnde Sprachkenntnisse können nicht nur 

dazu führen, dass Befragte an einer Befragung nicht teilnehmen, sondern führen im 

Fall der Teilnahme auch zu Verständnisproblemen, was weder den Befragten selbst 

noch den Interviewenden bewusst sein muss. Um auch von Nichtmuttersprachle-

rinnen und Nichtmuttersprachlern zuverlässige Antworten zu erhalten, ist es daher 

von Vorteil, wenn Fragebögen und erläuternde Hinweise in möglichst vielen Spra-

chen angeboten werden bzw. die Interviewenden die entsprechenden Sprachen be-

herrschen. 

Aber auch Muttersprachlerinnen und Muttersprachler können Probleme haben, 

wenn sie einen von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern entwickelten Frage-

bogen beantworten sollen, da Wörter nicht zwingend für jede soziale Gruppe und 

in jeder sozialen Situation die gleiche Bedeutung haben und die formal korrekte 

Definitionen im Alltagsgebrauch nicht entscheidend sind. Ein Beispiel sind die ver-

schiedenen Begriffe für Sozialleistungen, die rechtlich zwar klare Definitionen ha-

ben, im Alltagsgebrauch jedoch selten so gezielt Verwendung finden.55 

 

 

55  Im Mikrozensus geben beispielsweise einige Personen oberhalb der Regelaltersgrenze an, dass sie 

„Hartz IV (ALG II, Sozialgeld)“ beziehen, was für diese Personen ausgeschlossen werden kann. 

Daher wird eine korrigierte Variable angeboten. Diese nachträgliche Korrektur funktioniert je-

doch nur in Fällen, in denen die Anspruchsberechtigung klar ist, was nicht immer der Fall ist. 
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Wissen und Erinnern: Nicht immer wissen die Befragten die Antworten auf alle 

Fragen. Insbesondere Fragen, die sich auf einen Zeitpunkt oder Zeitraum in der 

Vergangenheit beziehen, die aus vielen Teilinformationen zusammengesetzt werden 

müssen (z.B. Einkommen bei mehreren Einkommensquellen), oder zu Themen, bei 

denen bei manchen Befragten eine innere Distanz besteht (auch hier können Ein-

kommen und Leistungsbezug als Beispiel dienen), sind sehr fehleranfällig.56 Bei 

Haushaltsbefragungen kommt noch hinzu, dass oft eine Person diese Fragen für die 

gesamte Familie mitbeantwortet. 

Satisficing: Befragte neigen, abhängig von Motivation und thematischem Interesse, 

zu einem mehr oder weniger pragmatischen Vorgehen bei der Beantwortung von 

Fragen und dem Vermeiden längerer Nachdenkprozesse. Bei nachlassender Moti-

vation oder einsetzender Ermüdung aufgrund von vielen und/oder komplizierten 

Fragen kann dieses Satisficing (von engl. „satisfying“ und „suffice“) verstärkt wer-

den (Krosnick/Narayan/Smith 1996). Befragte geben sich dann mit weniger per-

fekten Antworten zufrieden, solange diese noch als richtig angesehen werden; also 

z.B. mit nur einem Teil von mehreren zutreffenden Optionen, einer ungefähren 

Einschätzung oder vermehrten „weiß nicht“-Angaben. 

Soziale Erwünschtheit: Wie jede Kommunikation ist auch die eher künstliche Si-

tuation eines Interviews beeinflusst vom Wunsch nach Anerkennung und von Stra-

tegien der Selbstdarstellung. Insbesondere bei Fragen nach Einstellungen, Motiva-

tionen, Werten und Selbsteinschätzungen wird der (subjektive) „wahre Wert“ durch 

die interviewenden Personen und die Erwartungen an deren Erwartungen verzerrt 

(Bogner/Landrock 2015; Krumpal 2013). Aber auch die Erwartungen an andere 

Personen und insbesondere auch Erwartungen an sich selbst können zu Verzerrun-

gen führen, sodass auch die Umgehung der Interview-Situation, beispielsweise 

durch eine Online-Befragung (CAWI – Computer Assisted Web Interview) das 

Problem nicht vollständig löst. 

Vorteile des Interviewereinsatzes: Ein Teil der genannten Problemquellen kann 

durch den Einsatz speziell geschulter (mehrsprachiger) Interviewerinnen und Inter-

viewer reduziert werden (Stocké 2022). Sie können komplizierte Fragen erklären, 

unbekannte Wörter übersetzen, merken, wo sich die Befragten unsicher sind, und 

können zum Antworten motivieren. Insbesondere bei einem umfangreichen Frage-

programm sind Websurveys, Papierfragebögen oder Telefonumfragen deutlich er-

müdender und anfälliger für Satisficing. Zwar kann der Interviewereinsatz unter 

Umständen Verzerrungen durch soziale Erwünschtheit bei Fragen zu Einstellungen 

und Werten vergrößern, die Vorteile dürften die Nachteile aber deutlich überwiegen 

und es gibt geeignete Maßnahmen, dem entgegenzuwirken (z.B. integrierter selbst-

administrierter Befragungsteil). 

 

 

56  Ein Vergleich von Daten des Panels „Arbeitsmarkt und soziale Sicherung“ mit administrativen 

Daten der Bundesagentur für Arbeit zeigt für ALG II ein Underreporting von 7,1 Prozent (Bruck-

meier/Riphahn/Wiemers 2021) (vgl. Kap. 2.3). 
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Fazit: Folgende Dateneigenschaften erhöhen tendenziell die Zuverlässigkeit der ge-

gebenen Antworten: 

 Verschiedene Befragungssprachen, die die Sprachherkunft der Zielperso-

nen abbilden 

 Vorprüfung des Fragebogens (Pretest) an einer der Zielstichprobe mög-

lichst ähnlichen Personengruppe 

 Verwendung präziser und verständlicher Begrifflichkeiten 

 Auf die Zielstichprobe abgestimmter Befragungsmodus 

5.1.3 Relevanz der Inhalte 

Für die Analyse von Bezug und (Nicht-)Inanspruchnahme von Geldleistungen für 

Familien und den dabei auftretenden migrationsspezifischen Barrieren sollten die 

verwendeten Surveys im Idealfall folgende Inhalte aufweisen: 

Leistungsbezüge: Zentral ist die möglichst detaillierte Erfassung aller interessie-

renden sozialstaatlichen Leistungen einschließlich der vorrangigen Leistungen. Je 

nach Fragestellung sind neben dem aktuellen Bezug auch die Dauer des Bezugs und 

die Leistungshistorie auf Haushaltsebene (oder im Idealfall auf Ebene der Bedarfs-

gemeinschaft) von Interesse. 

Migrationshintergrund: Der Migrationshintergrund sollte möglichst detailliert ab-

gefragt werden. Zusätzlich zu Geburtsland, Aufenthaltsdauer in Deutschland und 

Staatsangehörigkeit werden bestenfalls auch Angaben zu den Eltern bzw. Großel-

tern erhoben, um auch die familiale Migrationshistorie (Migrationsgeneration) ab-

bilden zu können. 

Anspruchsberechtigung: Während es für Analysen zum Leistungsbezug ausreicht, 

diesen zuverlässig zu erheben, werden für die Identifikation von Nichtinanspruch-

nahme deutlich mehr Informationen benötigt, um die Anspruchsberechtigung (an-

nähernd) abbilden zu können. Neben der genauen Haushaltszusammensetzung 

braucht es für viele Leistungen detaillierte Angaben zu Einkommen, Vermögen und 

bestimmten Ausgaben aller Haushaltsmitglieder; beim Wohngeld zusätzlich Anga-

ben zum Wohnort bzw. der entsprechenden Mietstufe.57 Bei einem Teil der Leis-

tungen wie etwa dem Elterngeld kann die Anspruchsberechtigung ohne Vermögens-

angaben konstruiert werden, bei einem anderen Teil aber nicht (z.B. SGB II).  

 

 

57  Für eine exakte Erfassung von (Nicht-)Inanspruchnahme auch bei Haushalten mit kürzeren, vo-

rübergehenden Bezügen und Anspruchszeiten müssten eigentlich die detaillierten Einkommens- 

und Vermögensangaben auch für die zurückliegenden zwölf Monate vorliegen. So ist etwa für 

den Erhalt von Kinderzuschlag das Einkommen der Eltern in den letzten sechs Monaten vor 

Antragstellung entscheidend (Bemessungszeitraum). Bei Bewilligung kann der Kinderzuschlag für 

sechs Monate bezogen werden (Bewilligungszeitraum), auch wenn sich in diesem Zeitraum das 

Einkommen ändert (§ 6a Abs. 1 BKGG).  
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Des Weiteren hängt die Anspruchsberechtigung eng mit dem Aufenthaltsgrund 

bzw. dem Aufenthaltstitel zusammen. So haben etwa Personen aus Mitgliedsstaaten 

der EU bzw. dem EWR und der Schweiz in den ersten fünf Jahren ihres Aufenthalts 

deutlich eingeschränkte Möglichkeiten, ALG II, Kinderzuschlag oder Wohngeld zu 

beziehen (vgl. Kap. 2.4). Eine Berechtigung für Leistungen nach dem Asylbewer-

berleistungsgesetz schließt die entsprechenden Personen hingegen vollständig aus. 

Bei Leistungen mit komplexen Anspruchsberechtigungskriterien, die eine Einzel-

fallprüfung notwendig machen, sind Surveys nicht imstande, die Anspruchsberech-

tigung valide zu konstruieren. Folglich ist die Frage der (Nicht-)Inanspruchnah-

mequote dieser Leistungen anhand von Surveydaten nur näherungsweise beant-

wortbar. 

Kontextmerkmale: Für Analysen, die über die bloße Beschreibung von Bezug und 

(Nicht-)Inanspruchnahme in Abhängigkeit von Zugehörigkeiten zu bestimmten 

Migrantengruppen hinausgehen, sollten möglichst viele interessierende Merkmale 

abgefragt werden. Nur so können die aus der Literatur abgeleiteten Gründe für eine 

Nichtinanspruchnahme operationalisiert und geprüft oder zumindest plausibilisiert 

werden. Neben Einstellungen und Wertvorstellungen sind hier insbesondere auch 

der Bildungsstand und Sprachkompetenzen zu nennen. 

Gründe der Nichtinanspruchnahme: Zielführender und aussagekräftiger als in-

direkte Rückschlüsse aus bestimmten Kontextmerkmalen sind spezifische Fragen 

zu den Gründen der Nichtinanspruchnahme, zu konkreten Einstellungen zum Leis-

tungsbezug, zu Schwierigkeiten bei der Antragsstellung, zu Ressourcen, auf die zu-

rückgegriffen werden kann, usw. (vgl. Kap. 3). Diese sind allerdings nur in wenigen 

spezialisierten Surveys vorhanden. 

Fazit: Für aussagekräftige Analysen zu den migrationsspezifischen Barrieren der 

Inanspruchnahme von Geldleistungen für Familien sollte das Fragenprogramm 

möglichst detaillierte Informationen zu folgenden Aspekten umfassen: 

 Sozialleistungsbezug 

 Migrationshintergrund 

 Einkommen, Ausgaben und Vermögen 

 Aufenthaltsgründe und Aufenthaltstitel 

 Kontextmerkmale 

 Konkrete Fragen zum Themenbereich (Nicht-)Inanspruchnahme (Umfang, 

Gründe, Einstellungen) 

5.1.4 Wiederholte Befragung 

Wünschenswert wären darüber hinaus Längsschnittdaten (Trend- oder Panelstu-

dien) um eine Vergleichbarkeit über die Zeit zu gewährleisten und so auch Auswir-

kungen rechtlicher Änderungen und Reformen aufzeigen zu können – insbesondere 

auch dann, wenn nicht bereits im Voraus eine ausführliche Evaluation geplant 

wurde. Panelstudien, also die wiederholte Befragung derselben Personen bzw. 

Haushalte, ermöglichen zudem die Analyse individueller Entwicklungsverläufe und 

erlauben den Einsatz kausalanalytischer Methoden. 
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5.2 Überblick über vorliegende Datensätze 

Eine Auswahl der wichtigsten Eigenschaften von für Deutschland verfügbaren Da-

tensätze findet sich in Tabelle 3. Schon auf den ersten Blick zeigt sich, dass es keinen 

Datensatz gibt, der in allen Bereichen nur Vorteile gegenüber anderen Datensätzen 

aufweist. Vielmehr hat jeder Datensatz unterschiedliche Vor- und Nachteile, die, je 

nach Fragestellung, unterschiedlich stark ins Gewicht fallen. Grundsätzlich infrage 

kommende Surveys, die nicht mehr aktuell und bereits abgeschlossen sind wie etwa 

das Niedrigeinkommenspanel (NIEP) des Staatsinstituts für Familienforschung 

Bamberg (1998-2002) bleiben im Folgenden unberücksichtigt. 

5.2.1 Mikrozensus 

Der Mikrozensus ist die mit Abstand größte Haushaltsbefragung in Deutschland 

und unterscheidet sich als Teil der amtlichen Statistik durch die gesetzliche Veran-

kerung im Mikrozensusgesetz (MZG) von anderen Surveys. In diesem sind nicht 

nur die Inhalte, sondern auch die Auskunftspflicht geregelt. Aufgrund der großen 

Zahl von einem Prozent aller Haushalte, der Auskunftspflicht und der gleichmäßig 

über das Jahr stattfindenden Durchführung dürfte der Mikrozensus die mit Abstand 

repräsentativste Datenbasis sein. Unklar ist allerdings, wie sich die Auskunftspflicht 

auf die Zuverlässigkeit der Antworten auswirkt. Da die Befragungssprache Deutsch 

ist, kann es insbesondere bei Befragten mit Migrationshintergrund zu deutlichen 

Einschränkungen kommen. Hauptbefragungsmodus war bis 2019 das computerge-

stützte persönliche Interview (CAPI). Wegen gesetzlicher Limitierungen und eines 

hohen Rechtfertigungsbedarfs aufgrund der Auskunftspflicht für die Erhebung sen-

sibler Daten fehlen im Mikrozensus für die Analyse von Nichtinanspruchnahme 

von Sozialleistungen relevante Fragen nach Einstellungen und Werten. Der aktuelle 

Bezug der wichtigsten Leistungen wird jedoch bis 2019 erfasst. Seit dem Befra-

gungsjahr 2020 sind eine Reihe an Neuregelungen in Kraft getreten (Hunden-

born/Enderer 2019). Dazu gehören die Integration spezialisierter Erhebungsteile, 

der vermehrte Einsatz von computergestützten Telefon- und Web-Interviews 

(CATI/CAWI) und die Reduktion des Frageprogramms im Kernteil. Dieser Reduk-

tion fiel auch die Erfassung des Sozialleistungsbezugs zum Opfer (§ 6 MZG), so-

dass der Mikrozensus zukünftig nicht mehr für eine möglichst repräsentative Dar-

stellung des Leistungsbezuges herangezogen werden kann. 
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Tab. 3: Übersicht über Datensätze nach verschiedenen Kriterien 
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* Die Angaben beziehen sich, wenn nicht anders angegeben, auf das hier genannte Jahr der aktuellen Version. 
** Weitere Sprachen (Arabisch, Kurmandschi, Farsi/Dari, Urdu, Paschtu) bei der IAB-BAMF-SOEP-Befragung Geflüchteter (Brücker/Rot-
her/Schupp 2018). 
*** Haupterhebung; zusätzlich Zwischenstudie (2021) und Ergänzungsstudien zu Corona (2020) und Migration (2020). 
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5.2.2 Statistics on Income and Living Conditions (EU-SILC) 

Die Statistik der Europäischen Union über Einkommen und Lebensbedingungen 

(EU-SILC) wird in Deutschland wie der Mikrozensus von den Statistischen Ämtern 

des Bundes und der Länder durchgeführt und ist seit 2020 in diesen integriert (Hun-

denborn/Enderer 2019). Ca. zwölf Prozent der Haushalte, die für den Mikrozensus 

ausgewählt wurden, bekommen zusätzlich die Fragen für EU-SILC. Auch für diese 

Fragen gilt (teilweise) die Auskunftspflicht. Trotz der deutlich kleineren Fallzahl 

gehört EU-SILC mit ca. 45.000 befragten Haushalten, die außerhalb von Pandemie-

zeiten zu erwarten sind, zu den großen und aufgrund der Auskunftspflicht beson-

ders repräsentativen Erhebungen, auch wenn nicht gleichmäßig über das Jahr ver-

teilt befragt wird. Anders als im Mikrozensus-Kernteil wird weiterhin sehr detailliert 

nach dem Bezug verschiedener Leistungen sowie dem Einkommen und Vermögen 

gefragt und es finden sich auch einige subjektive Einschätzungen zur Lebenssitua-

tion und dem Wohlbefinden. Da EU-SILC eine Panelerhebung ist, werden die 

Haushalte bis zu viermal befragt und dies, anders als beim Kernteil des Mikrozen-

sus, möglichst auch dann, wenn sie den Wohnort wechseln (dann jedoch ohne Aus-

kunftspflicht). Da es sich um eine EU-weite Erhebung handelt (an der sich auch 

einige Nicht-EU-Länder beteiligen), bietet EU-SILC auch großes Potenzial für in-

ternationale Vergleiche und ist die Hauptdatenquelle für die Messung von Armuts-

gefährdung und Lebensbedingungen auf Bundesebene und in den Mitgliedstaaten 

der EU (Statistisches Bundesamt 2022d, 2022b). 

5.2.3 Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 

Auch die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) wird von den Statisti-

schen Ämtern des Bundes und der Länder durchgeführt. Sie bietet die wohl detail-

lierteste Erfassung von Einnahmen, Ausgaben und Vermögen privater Haushalte in 

Deutschland. Sie wird alle fünf Jahre durchgeführt und hat anders als die beiden 

vorhergehend beschriebenen Erhebungen keine eigene gesetzliche Grundlage und 

damit auch keine Auskunftspflicht. Aufgrund des sehr umfangreichen, komplexen 

und aufwändigen Frageprogramms, das u.a. aus dem Führen eines Haushaltsbuchs 

über drei Monate besteht, wäre die Antwortrate bei einer Zufallsstichprobe so ge-

ring, dass diese keine Vorteile bietet (Statistisches Bundesamt 2022e). Stattdessen 

werden gezielt Haushalte anhand bestimmter Merkmale angeworben. Für die Quo-

tierung und Gewichtung werden Daten des Mikrozensus zugrunde gelegt. Ein Ver-

gleich zeigt, dass sich die Haushalte der EVS hinsichtlich der nicht zur Quotierung 

herangezogenen Merkmale wie Staatsangehörigkeit oder Bildungsstand deutlich von 

den Haushalten des Mikrozensus unterscheiden (ebd.). Die EVS ist somit kaum re-

präsentativ. Im Hinblick auf Auswertungen zur Frage der Nichtinanspruchnahme 

von Leistungen kann davon ausgegangen werden, dass Haushalte mit (und ohne) 

Migrationshintergrund, die keinen Antrag stellen können oder wollen, sich nicht 

freiwillig melden, um über drei Monate hinweg ein komplexes Haushaltsbuch auf 

Deutsch zu führen. Die eingeschränkte Repräsentativität ist insbesondere aus dem 
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Grund sehr bedenklich, als dass die EVS als Grundlage für die Berechnung der 

Regelsätze der Grundsicherungsleistungen in SGB II & SGB XII dient. 

5.2.4 Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) 

Das seit 1984 laufende Sozio-oekonomische Panel (SOEP) des Deutschen Instituts 

für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) ist die bekannteste und älteste Panelstudie 

Deutschlands und enthält Fragen zu den verschiedensten Themen wie Lebenszu-

friedenheit, Gesundheit, Einkommen, Berufstätigkeit, Familie, psychologische Ska-

len und vieles mehr (Goebel u.a. 2019). Neben dem Haushaltsfragebogen gibt es 

altersspezifische Fragen für alle Haushaltsmitglieder. Inzwischen besteht das SOEP 

aus vielen verschiedenen Teilstichproben, die alle unter dem Dach des SOEP-Core 

vereint sind. Die IAB-SOEP-Migrationsstichprobe (Brücker u.a. 2014), in Koope-

ration mit dem Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB), und die IAB-

BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten (Brücker u.a. 2018), die zusätzlich in 

Kooperation mit dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) durchge-

führt wird, sind dabei besonders hervorzuheben. Beide ermöglichen die Verknüp-

fung mit administrativen Daten des IAB zu Erwerbsbiografie und Leistungsbezug. 

Aufgrund der vielen heterogenen Teilstichproben und Befragungsausfällen eignet 

sich das SOEP im Vergleich zu Mikrozensus und EU-SILC weniger gut für eine 

repräsentative Darstellung von Leistungsbezug. Durch die detaillierte Erhebung des 

Bezugs und umfangreichen Angaben zu Einkommen, Ausgaben und Vermögen ist 

die Identifikation von Nichtinanspruchnahme dafür aber vergleichsweise gut mög-

lich. Das SOEP wird daher häufig zur Schätzung von Nichtinanspruchnahmequo-

ten unter Verwendung von Mikrosimulationsmodellen herangezogen (vgl. 

Kap. 2.5), obwohl dafür Unsicherheiten, was die Repräsentativität angeht, in Kauf 

genommen werden müssen. Wegen einer großen Zahl von Befragten mit Migrati-

onshintergrund, verschiedenen Befragungssprachen und vielen spezifischen Fragen 

eignet sich das SOEP auch besonders für Analysen mit Migrationsbezug. 

5.2.5 Panel Arbeitsmarkt und soziale Sicherung (PASS) 

Das Panel Arbeitsmarkt und soziale Sicherung (PASS) des IAB (Trappmann u.a. 

2010) läuft seit 2007 und hat seinen inhaltlichen Schwerpunkt auf den Themen Ar-

mutsforschung, soziale Sicherung, Arbeitsmarkt, Erwerbs- und Grundsicherungs-

biografien (Berg u.a. 2022). Wie das SOEP ermöglicht es das Anspielen administra-

tiver Daten des IAB, sofern die Befragten dem zustimmen. Die Stichprobe besteht 

aus zwei Teilstichproben mit jeweils kontinuierlichen Auffrischungen –  eine Teil-

stichprobe mit Anspruch auf Repräsentativität für die Gesamtbevölkerung und eine 

zweite Teilstichprobe aus Prozessdaten der Bundesagentur für Arbeit mit Haushal-

ten im ALG-II-Bezug. Durch die große Anzahl an Haushalten im Leistungsbezug, 

weiteren Befragungssprachen (Russisch, Arabisch) und der entsprechenden inhalt-

lichen Schwerpunktsetzung eignet sich das PASS grundsätzlich gut für Analysen 

zum Leistungsbezug von Haushalten mit Migrationshintergrund. Ein eigenes Modul 

zum Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) fragt direkt nach den Gründen einer 

Nichtinanspruchnahme (bis 2014) und ermöglicht Auswertungen nach Migrations-

hintergrund und Staatsangehörigkeit (vgl. Kap. 6.3). Die Vorteile des PASS liegen 
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weniger in der Möglichkeit repräsentativer Auswertungen als vielmehr in der detail-

lierten Betrachtung individueller Verläufe, die die Untersuchung sozialer Mechanis-

men und die Testung theoriegeleiteter Hypothesen ermöglichen können. Der hohe 

Anteil der Haushalte im Leistungsbezug ermöglicht eine differenzierte Analyse des 

Bezugsverhaltens dieser Haushalte, insbesondere der Nichtinanspruchnahme ein-

zelner Leistungen (wie beispielsweise dem BuT), deren Dynamik im Zeitverlauf und 

möglichen Ursachen, bringt es aber zugleich mit sich, dass Haushalte mit vorhan-

denem Leistungsanspruch, aber ohne jeglichen Leistungsbezug weniger gut unter-

sucht werden können.  Bei der Stichprobenziehung für die erste Welle (2007) wurde 

zwar auch die Stichprobe für die Gesamtbevölkerung disproportional nach sozio-

ökonomischem Status gezogen, um mehr Haushalte im unteren Einkommensbe-

reich in die Stichprobe zu bekommen, bei den Auffrischungsstichproben war dies 

jedoch nicht mehr der Fall (Trappmann u.a. 2010). 

5.2.6 Aufwachsen in Deutschland: Alltagswelten (AID:A) 

Das Deutsche Jugendinstitut (DJI) befragt seit 2009 mit dem Survey „Aufwachsen 

in Deutschland: Alltagswelten“ (AID:A) Kinder, Jugendliche, junge Erwachsene 

und deren Eltern zu verschiedenen Aspekten des Aufwachsens, zu Erziehung, so-

zialen Netzwerken, zur Betreuungssituation, Bildung, Freizeit und vielem mehr. 

Nach 2009 und 2014 fand die letzte Haupterhebung 2019 statt. Ergänzt werden die 

Hauptbefragungen von Zwischenbefragungen (2021), Zusatzmodulen (Corona, 

2020) und Zusatzstichproben für Nordrhein-Westfalen (NRW+ 2019) und mit Be-

fragten mit Migrationshintergrund (Mig+ 2019). Trotz des breiten inhaltlichen 

Spektrums und vielfältiger Auswertungspotenziale (vgl. z.B. Kuger/Walper/Rau-

schenbach 2021) eignet sich AID:A kaum zur Analyse der Nichtinanspruchnahme 

von Transferleistungen durch Familien mit und ohne Migrationshintergrund, da in 

AID:A nur zusammenfassend nach dem Bezug einer Grundsicherungsleistung und 

nicht nach weiteren Sozialleistungen gefragt wird.  

5.3 Zwischenfazit 

Die zentralen Einschränkungen, die bei der Verwendung von Surveydaten zur 

Schätzung und vertieften Analyse der Nichtinanspruchnahme von Transferleistun-

gen durch Familien mit und ohne Migrationshintergrund vorliegen, sind die einge-

schränkte Repräsentativität im Hinblick auf bestimmte Gruppen von Leistungsemp-

fängern und Familien mit Migrationshintergrund, die Schwierigkeit, Anspruchsbe-

rechtigung zuverlässig abzubilden und damit Nichtinanspruchnahme bei bestehen-

der Anspruchsberechtigung zu identifizieren, sowie das Fehlen von spezifischen In-

halten zur Nichtinanspruchnahme von Leistungen. 

Welcher Datensatz am geeignetsten ist, hängt davon ab, welche Teilfragestellung 

untersucht werden soll. Für die reine Berechnung von Bezugsquoten, ohne die Iden-

tifikation von Anspruchsberechtigung, stellt der Mikrozensus aufgrund seiner ho-

hen Repräsentativität und der hohen Fallzahl die geeignete und bevorzugte Daten-

basis dar, auch wenn unklar ist, wie sich das Fehlen weiterer Befragungssprachen 
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und die gesetzliche Auskunftspflicht auf die Zuverlässigkeit der Antworten aus-

wirkt. 

Das SOEP bietet die meisten Angaben zur Identifikation von Anspruchsberechti-

gung. Auch in der EVS finden sich detaillierte Angaben zu Einkommen und Ver-

mögen, wegen fehlender Angaben zum Migrationshintergrund und Aufenthaltstitel 

sowie der sehr selektiven Stichprobe ist die EVS jedoch nur bedingt geeignet, das 

Inanspruchnahmeverhalten (insbesondere von migrantischen Familien) abzubilden. 

Das SOEP ist demzufolge Grundlage für die meisten Studien, die versuchen, 

Nichtinanspruchnahme zu identifizieren (vgl. Tab. 2 in Kap. 2.5). Hierzu sind je-

doch sehr komplexe statistische Prognosemodelle, sogenannte Mikrosimulations-

modelle, notwendig, die auf Basis der Haushaltsinformationen und jeweils aktueller 

Regelungen des deutschen Steuer- und Transfersystems unter anderem die Trans-

feransprüche der Simulationshaushalte berechnen. Aufgrund von Datenunvollkom-

menheiten (Fehlen grundlegender Informationen, eingeschränkter Repräsentativi-

tät, Messfehler) kann das Inanspruchnahmeverhalten allerdings nur angenähert er-

fasst werden; auch können die Ergebnisse je nach Stichprobe, Verfahren und Zeit-

punkt variieren (vgl. die unterschiedlichen Schätzungen der Nichtinanspruchnah-

mequoten in der Literatur in Kap. 2.5). 

SOEP und PASS erlauben (teilweise) die Verknüpfung mit administrativen Daten 

des IAB und auch das PASS kann zur (näherungsweisen) Identifikation von An-

spruchsberechtigung verwendet werden. Eine Besonderheit des PASS ist ein Modul 

zum Bildungs- und Teilhabepaket (BuT), in dem bis 2014 direkt nach den Gründen 

der Nichtinanspruchnahme gefragt wurde. 
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6 Auswertungen zum Leistungsbezug 
von Familien mit 
Migrationshintergrund 

Die Daten und Studienlage sowie der daraus resultierende Erkenntnisstand zu Leis-

tungsbezug und Nichtinanspruchnahme von Transferleistungen durch Familien mit 

und ohne Migrationshintergrund stehen in einem Missverhältnis zur sozialpoliti-

schen Relevanz des Themas. Neben den in Kapitel 2.4 beschriebenen Studien zur 

Schätzung von Nichtinanspruchnahmequoten finden sich in den regelmäßigen Ver-

öffentlichungen des Statistischen Bundesamtes (z.B. 2022a) auch Auswertungen 

zum überwiegenden Lebensunterhalt nach Migrationshintergrund mit den Katego-

rien ALG I, ALG II und „sonstige staatliche Unterstützung“. Diese Auswertungen 

werden jedoch auf Personen- und nicht auf Haushalts- oder Familienebene veröf-

fentlicht. 

Das Deutsche Jugendinstitut, profiliert in der Analyse der Angebote, Infrastruktu-

ren und Hilfen im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe und nicht in der Analyse 

monetärer Leistungen, verfügt entsprechend seiner Ausrichtung über kein Steuer-

Transfer-Mikrosimulationsmodell (zu diesem vgl. z.B. Bruckmeier/Wiemers 2016). 

Analysen zur Nichtinanspruchnahme, also des Nichtbezugs trotz Leistungsan-

spruch, können daher nicht angestellt werden. Ebenfalls in diesem Projektrahmen 

nicht möglich waren Analysen basierend auf einer Verknüpfung der Surveydaten 

mit administrativen Daten des IAB, in der Regel ist dafür ein Gastaufenthalt am 

Forschungsdatenzentrum in Nürnberg nötig. 

Stattdessen werden im Folgenden Auswertungen zum Leistungsbezug von Familien 

mit und ohne Migrationshintergrund präsentiert. Für diese wurden diejenigen Da-

tensätze herangezogen, die nach den in Kapitel 5 beschriebenen Kriterien als be-

sonders geeignet angesehen werden. Der Mikrozensus dient dazu, den Leistungsbe-

zug von Familien möglichst repräsentativ abzubilden, das SOEP bietet das Poten-

zial für einige weitergehende Analysen zu Einkommen und Sprachkompetenzen, 

und mit dem PASS kann schließlich für das Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) zum 

einen Nichtinanspruchnahme identifiziert werden, zum anderen wird konkret nach 

den Gründen einer Nichtinanspruchnahme gefragt.  

Alle Auswertungen beziehen sich auf Familien in Privathaushalten mit mindestens 

einem Kind unter 18 Jahren.58 Für die Kategorisierung nach Staatsangehörigkeit und 

Migrationshintergrund werden in Paarfamilien beide Partner im Haushalt betrach-

tet, unabhängig davon, ob es sich bei ihnen im juristischen Sinne um Eltern handelt. 

 

 

58  Streng genommen muss zwischen Familien und Haushalten unterschieden werden. Während im 

Mikrozensus Familien betrachtet werden, beziehen sich die Angaben in PASS und SOEP auf 

Haushalte. Ohne Berücksichtigung von Gemeinschaftsunterkünften gibt es jedoch in 98 Prozent 

der Fälle nur eine Lebensform (z.B. Familie mit Kindern) pro Haushalt (Quelle: MZ 2019), wes-

halb diese Unterscheidung vernachlässigbar erscheint.  
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Bei PASS-basierten Auswertungen werden hiervon abweichend alle erwachsenen 

Personen im Haushalt berücksichtigt. Für die Auswertungen mit Mikrozensus und 

SOEP werden Daten des Jahres 2019, dem letzten Erhebungsjahr vor Pandemiebe-

ginn, und im Mikrozensus der aktuellste verfügbare Datensatz verwendet. Die 

PASS-basierten Auswertungen zu den Gründen der Nichtinanspruchnahme des 

BuT sind letztmalig für 2014 möglich.  

6.1 Mikrozensus 

6.1.1 Überwiegender Lebensunterhalt 

Für einen nicht unerheblichen Teil der Familien stellen staatliche Transferleistungen 

einen entscheidenden Beitrag zum Lebensunterhalt und damit zur Vermeidung von 

Armut und zur Verbesserung von Lebenschancen dar. Dies zeigen Analysen des 

Mikrozensus zu den Einkommensquellen, aus denen Familien den überwiegenden 

Lebensunterhalt bestreiten. Hierbei gibt es starke Unterschiede nach Migrationshin-

tergrund, Staatsangehörigkeit und Familienform. Durch das Fehlen eines zweiten 

Einkommensbeziehenden und die Schwierigkeit, Berufstätigkeit und Kinderbetreu-

ung miteinander zu vereinbaren, sind Alleinerziehende vermehrt auf Ressourcen des 

familialen Netzwerks und insbesondere auch auf staatliche Leistungen angewiesen. 

Abbildung 12 zeigt, dass die Wahrscheinlichkeit, dass der oder die Haupteinkom-

mensbeziehende den überwiegenden Lebensunterhalt aus eigener Erwerbstätigkeit 

bezieht, in Alleinerziehendenfamilien59 geringer ist als in Paarfamilien. Auch in Fa-

milien mit Migrationshintergrund bzw. ohne deutsche Staatsangehörigkeit wird der 

überwiegende Lebensunterhalt deutlich seltener durch die eigene Erwerbstätigkeit 

bestritten. Verschiedene Gründe für eine schlechtere Arbeitsmarktintegration (z.B. 

geringere Sprachkompetenzen, niedrigeres Humankapital, Nichtanerkennung von 

Abschlüssen und geringere soziale Einbettung) wurden im Bericht zum ersten mig-

fam-Teilprojekt ausführlich dargestellt (Boll u.a. 2022). Diese Gründe können zu 

Benachteiligungen aufgrund des Alleinerziehendenstatus hinzukommen und sich 

wechselseitig verstärken. Weiterhin fällt auf, dass in Alleinerziehendenfamilien et-

was häufiger auf Unterstützung durch Angehörige oder auf eigenes Vermögen zu-

rückgegriffen wird, wobei beides zusammen auch bei Alleinerziehenden in weniger 

als 5 Prozent der Familien die Haupteinkommensquelle darstellt. Entscheidend sind 

vielmehr die Leistungen des Staates, insbesondere ALG II und andere Grundsiche-

rungsleistungen, die in Alleinerziehendenfamilien deutlich häufiger bezogen wer-

den. Bei Alleinerziehenden mit Staatsangehörigkeit eines Landes, das nicht zu den 

 

 

59  Auch wenn die Begrifflichkeit „Alleinerziehende“ seit einiger Zeit zu Recht in die Kritik geraten 

ist, weil der im Mikrozensus unter diesem Haushaltstyp abgebildete Ein-Erwachsenen-Haushalt 

mit mindestens einem Kind nichts über die Erziehungspraktiken der Eltern aussagt, wird in die-

sem Bericht an dieser Begrifflichkeit festgehalten, soweit Ergebnisse basierend auf Mikrozensus-

daten oder basierend auf Daten, die ebenfalls die Definition der amtlichen Statistik für „alleiner-

ziehend“ verwenden, berichtet werden. 
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EU/EWR-Staaten60 gehört, stellt Grundsicherung mit 46 Prozent sogar häufiger 

das Haupteinkommen dar als die eigene Erwerbstätigkeit (39 %). Im Kontrast dazu 

liegt der Grundsicherungsanteil in Paarfamilien mit deutscher Staatsangehörigkeit 

beider Eltern bei gerade einmal 2 Prozent; in Familien ohne Migrationshintergrund 

sogar nur bei 1 Prozent.61 Die Kategorie „sonstige Leistungen“ ist sehr heterogen 

und kann daher nicht sinnvoll interpretiert werden.62 

Abb. 12: Überwiegender Lebensunterhalt des Haupteinkommensbeziehers 

nach Familienform, Migrationshintergrund und Staatsangehörigkeit 2019 

 
Kategorien: „Ohne MH“ – (beide) Eltern ohne Migrationshintergrund, „Mit MH“ – mindestens ein Elternteil mit Migrati-
onshintergrund, „Deutsch“ – mindestens ein Elternteil mit deutsche Staatsangehörigkeit, „EU/EWR+CH“ – mindestens 
ein Elternteil mit entsprechender Staatsangehörigkeit/kein Elternteil Deutsche/r, „Nicht EU/EWR“ – (beide) Eltern Aus-
länder/innen aber nicht EU/EWR+CH 
 
Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus 2019; eigene Berechnungen 

 

 

60  Alle EU-Staaten, zusätzliche EWR-Staaten (Island, Liechtenstein, Norwegen) und Schweiz. 
61  Die Rolle der Grundsicherungsleistungen in Paarfamilien könnte etwas unterschätzt sein, da der 

Haupteinkommensbezieher und andere Familienmitglieder zusätzlich Grundsicherungsleistungen 

beziehen können und somit der Anteil von Grundsicherungsleistungen am gesamten Familien-

einkommen auch dann höher sein kann, wenn der Haupteinkommensbezieher selbst seinen Le-

bensunterhalt überwiegend aus Erwerbseinkommen bezieht.  
62  BAföG, Asylbewerberleistungen, Krankengeld, Elterngeld, Rente, Leistungen der Pflegeversiche-

rung, … 
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6.1.2 Bezug von Leistungen  

Die Ungleichheiten im Leistungsbezug zwischen Familien mit und ohne Migrati-

onshintergrund sowie zwischen Alleinerziehenden- und Paarfamilien zeigen sich 

auch deutlich, wenn einzelne Leistungen betrachtet werden (Abb. 13; Abb. 14). Die 

Kategorie „ALG II / Sozialgeld“ spiegelt dabei in etwa die Größenverhältnisse der 

Grundsicherungsleistungen in Abbildung 12 wider. Für die deutlichen Unterschiede 

zwischen Familien aus EU/EWR- und Nicht-EU-Staaten gibt es eine Reihe von 

möglichen Gründen, deren jeweiliger Beitrag hier nicht überprüft werden kann: So 

sind ein Teil der Familien aus Drittstaaten Geflüchtete, die nicht wegen eines Stel-

lenangebotes eingewandert sind, sich kürzer in Deutschland aufhalten, schlechte 

Sprachkompetenzen mitbringen, deren Abschlüsse in Deutschland zum Teil nicht 

anerkannt werden oder die noch keine Arbeitserlaubnis haben. Hinzu kommt, dass 

Familien aus der EU bzw. dem EWR in den ersten fünf Jahren etwas eingeschränkte 

Möglichkeiten haben, ALG II (und andere Sozialleistungen) zu erhalten. Tatsäch-

lich zeigt sich bei einer Betrachtung nach Aufenthaltsdauer (vgl. Tab. 4), dass der 

prozentuale Abstand zwischen den Leistungsbezugsquoten von EU- und Nicht-

EU-Familien bei einer Aufenthaltsdauer von über fünf Jahren deutlich geringer ist 

(und insgesamt in beiden Gruppen bei längerer Aufenthaltsdauer kleiner wird). 

Trotzdem bleiben die Unterschiede zwischen den Gruppen selbst dann beachtlich, 

wenn die Eltern in Deutschland geboren wurden. Diese Unterschiede lassen sich 

bei Familien mit niedriger und hoher Bildung sowie mit niedriger und hoher Er-

werbsbeteiligung der Eltern finden. 

Weniger eindeutig ist das Bild bei Wohngeld und Kinderzuschlag. Für Alleinerzie-

hendenfamilien zeigen sich bezüglich der Leistungsbezugsquote weder deutliche 

Unterschiede nach Migrationshintergrund noch nach Staatsangehörigkeit; dasselbe 

gilt für den Kinderzuschlag in Paarfamilien. Da der Anspruch sowohl bei zu gerin-

gem als auch bei zu hohem Erwerbseinkommen nicht besteht, ist unklar, ob Fami-

lien mit Migrationshintergrund ähnlich häufig einen Anspruch haben oder ob sie 

bei bestehendem Anspruch die Leistung seltener beantragen. Auffällig ist jedoch 

der Unterschied im Hinblick auf den Wohngeldbezug in Paarfamilien. In Paarfami-

lien mit zweiseitigem Migrationshintergrund wird häufiger Wohngeldbezug angege-

ben als in Paarfamilien mit einseitigem oder ohne Migrationshintergrund. Entspre-

chend verhält es sich bei Betrachtung der Staatsangehörigkeit. Paarfamilien ohne 

ein Elternteil mit deutscher Staatsangehörigkeit, die ja auch in der Gruppe der Fa-

milien mit zweiseitigem Migrationshintergrund enthalten sind, beziehen häufiger 

Wohngeld als Paarfamilien mit mindestens einer deutschen Staatsangehörigkeit der 

Eltern. Warum sich hier ein völlig anderes Bild als beim Kinderzuschlag und in 

Alleinerziehendenfamilien zeigt, kann an dieser Stelle nicht plausibel erklärt werden; 

die Anspruchsvoraussetzungen sind grob ähnlich, im Detail jedoch kompliziert und 

kaum in den Daten abbildbar.63 

 

 

63  Es muss jeweils ein Mindesteinkommen erzielt werden. Wo der Auszahlungsbetrag und das Min-

desteinkommen höher sind, hängt von der Kinderzahl sowie der Wohnung und dem Wohnort ab. 
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Die Kategorie „Sozialhilfe“ ist beim Mikrozensus nicht sinnvoll interpretierbar, da 

es sich um eine heterogene Kategorie handelt. Sie enthält im Fragebogen den Hin-

weis „nicht Hartz IV“ und nennt die Grundsicherungsleistungen des SGB XII als 

Beispiele. Allerdings wird dort zusätzlich auch „Eingliederungshilfe“ genannt, was 

als Begriff nach Art und Umfang sehr unterschiedliche Leistungen beinhalten kann. 

Obwohl auch in Familien mit mindestens einem Kind unter 18 Jahren Grundsiche-

rung im Alter und bei Erwerbstätigkeit, Hilfe zum Lebensunterhalt und Hilfe zur 

Pflege bezogen werden kann, erscheinen die Prozentwerte für Paarfamilien mit Mig-

rationshintergrund (4 %) und aus Drittstaaten (8 %) sehr hoch. Unklar ist auch, wa-

rum die Grundsicherung für nichterwerbsfähige Personen in Alleinerziehendenfa-

milien in allen Gruppen eine deutlich größere Rolle spielt als in Paarfamilien (vgl. 

Abb. 13 und Abb. 14). Es ist nicht ausgeschlossen, dass einige Befragte nicht aus-

reichend genau zwischen ALG II und Sozialhilfe unterscheiden konnten (vgl. 

Kap. 5.1.2). Unklar ist auch, in welchem Umfang hier verschiedene Leistungen der 

Eingliederungshilfe, die in der Regel nicht zur Existenzsicherung beitragen (z.B. 

medizinische Rehabilitation, Sachleistungen), das Ergebnis beeinflussen. Die Ab-

frage einer solchen heterogenen Kategorie im Mikrozensus ist ein Beispiel dafür, 

wie problematisch die darauf beruhende Auswertung ohne zusätzliche Angaben zur 

Plausibilisierung (z.B. genaue Beträge) ist und welche Vorteile die Möglichkeit des 

Verwendens administrativer Daten in SOEP und PASS bietet, insbesondere auch 

dann, wenn es um noch komplexere Angaben wie beispielsweise die Leistungshis-

torie geht.  

Abb. 13: Bezug bestimmter Sozialleistungen in Paarfamilien nach Migrations-

hintergrund und Staatsangehörigkeit 2019 

Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus 2019; eigene Berechnungen 



78 

Abb. 14: Bezug bestimmter Sozialleistungen in Alleinerziehendenfamilien 

nach Migrationshintergrund und Staatsangehörigkeit 2019 

Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus 2019; eigene Berechnungen 

Tab. 4: Bezug bestimmter Sozialleistungen in Paarfamilien und Alleinerzie-

hendenfamilien nach verschiedenen Merkmalen 2019 (Anteile in %) 

Paarfamilien 

 ALG II / Sozialgeld Wohngeld Kinderzuschlag Sozialhilfe 

AUFENTHALT IN DEUTSCHLAND 
 Geburt >5 Jahre 0-5 Jahre Geburt >5 Jahre 0-5 Jahre Geburt >5 Jahre 0-5 Jahre Geburt >5 Jahre 0-5 Jahre 

Ohne MH 2 – – 1 – – 3 – – 0,5 – – 
Mit MH 5 14 25 2 4 5 2 3 2 1 4 10 
Deutsch 3* – – 1* – – 3* – – 1* – – 
EU/EWR+CH 6 8 8 2 3 5 2 3 2 1 2 2 
Nicht EU/EWR 12 18 37 3 5 5 2 2 2 3 5 14 

HÖCHSTE BILDUNG** 
 Niedrig Hoch  Niedrig Hoch  Niedrig Hoch  Niedrig Hoch  

Ohne MH 5 0,3 – 2 0,3 – 2 3 – 1 0,2 – 
Mit MH 15 5 – 4 2 – 2 2 – 4 1 – 
Deutsch 6 1 – 2 1 – 2 3 – 1 0 – 
EU/EWR+CH 11 4 – 5 2 – 3 2 – 3 1 – 
Nicht EU/EWR 28 19 – 6 4 – 2 2 – 9 6 – 

ERWERBSBETEILIGUNG*** 
 < 50% >50%  < 50% > 50%  < 50% > 50%  < 50% > 50%  

Ohne MH 17 0,5 – 3 1 – 3 3 – 3 0,3 – 
Mit MH 37 2 – 5 2 – 2 2 – 10 1 – 
Deutsch 21 1 – 3 1 – 3 3 – 4 0,4 – 
EU/EWR+CH 36 2 – 4 4 – 3 2 – 8 1 – 
Nicht EU/EWR 49 5 – 5 5 – 2 2 – 16 2 – 

Einelternfamilien 

 ALG II / Sozialgeld Wohngeld Kinderzuschlag Sozialhilfe 

AUFENTHALT IN DEUTSCHLAND 
 Geburt >5 Jahre 0-5 Jahre Geburt >5 Jahre 0-5 Jahre Geburt >5 Jahre 0-5 Jahre Geburt >5 Jahre 0-5 Jahre 

Ohne MH 16 – – 4 – – 2 – – 4 – – 
Mit MH 23 35 41 4 3 5 2 2 3 7 11 15 
Deutsch 17* – – 4* – – x – – 4* – – 
EU/EWR+CH 19 24 25 4 2 6 x x x 7 9 9 
Nicht EU/EWR 37 42 50 3 4 5 x x x 13 12 18 

HÖCHSTE BILDUNG** 
 Niedrig Hoch  Niedrig Hoch  Niedrig Hoch  Niedrig Hoch  

Ohne MH 23 4 – 4 2 – 2 3 – 5 1 – 
Mit MH 35 17 – 4 4 – 2 3 – 12 5 – 
Deutsch 24 5 – 5 3 – 2 3 – 6 2 – 
EU/EWR+CH 27 16 – 3 4 – 2 1 – 11 4 – 
Nicht EU/EWR 47 30 – 4 6 – 2 4 – 15 9 – 

ERWERBSBETEILIGUNG*** 
 < 50% >/= 50%  < 50% >/= 50%  < 50% >/= 50%  < 50% >/= 50%  

Ohne MH 50 3 – 5 3 – 2 2 – 9 2 – 
Mit MH 58 5 – 4 4 – 2 2 – 15 5 – 
Deutsch 51 4 – 5 3 – x x – 9 2 – 
EU/EWR+CH 55 5 – 3 4 – x x – 15 5 – 
Nicht EU/EWR 62 9 – 4 4 – x x – 17 7 – 

GESCHLECHT 
 Väter Mütter  Väter Mütter  Väter Mütter  Väter Mütter  
Ohne MH 9 17 – 1 4 – 2 2 – 2 4 – 
Mit MH 20 31 – 2 4 – 1 2 – 7 10 – 

Kategorien: „Ohne MH“ – (beide) Eltern ohne Migrationshintergrund, „Mit MH“ – mindestens ein Elternteil mit Migrati-
onshintergrund, „Deutsch“ – mindestens ein Elternteil mit deutsche Staatsangehörigkeit, „EU/EWR+CH“ – mindestens 
ein Elternteil mit entsprechender Staatsangehörigkeit/kein Elternteil Deutsche/r, „Nicht EU/EWR“ – (beide) Eltern Aus-
länder/innen aber nicht EU/EWR+CH. 
* Auch Deutsche, die im Ausland geboren wurden.    ** Höchste Bildung der Eltern (ISCED 2011): „Niedrig“ – Stufen 0-
3, „Hoch“ –Stufen 5-8.    *** Erwerbsbeteiligung „<50%“ – Paarfamilien < 40 Stunden, Alleinerziehendenfamilien < 20 
Stunden. 
Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus 2019; eigene Berechnungen 
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6.2 Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) 

Das SOEP bietet den Vorteil, dass hier im Gegensatz zum Mikrozensus das verfüg-

bare Haushaltseinkommen deutlich detaillierter abgefragt wird und auch als „Pre-

Government-Income“, also vor Umverteilung durch den Staat durch Steuern, Ab-

gaben und Transfers (brutto) vorliegt. Außerdem kann mit dem SOEP der Leis-

tungsbezug in Abhängigkeit von erworbenen Deutschkenntnissen betrachtet wer-

den. Die folgenden Auswertungen basieren auf den Daten des SOEP-Core für 

2019.64 Da für die Analysen Angaben aus dem Haushaltsfragebogen und, bei Paarfa-

milien, aus den Personenfragebögen beider Partner benötigt werden, kann knapp 

ein Drittel der Haushalte aufgrund von fehlenden Angaben nicht berücksichtigt 

werden, was zusätzlich zu den hohen Nonresponse-Raten der Haushalte (siehe 

Tab. 3) eine weitere Einschränkung der Repräsentativität der Auswertungen mit 

sich bringt. 

6.2.1 Bedarfsabhängigkeit des Leistungsbezugs 

Um ermessen zu können, inwieweit Familien mit Migrationshintergrund stärker als 

Familien ohne Migrationshintergrund auf Grundsicherungsleistungen angewiesen 

sind, betrachten wir im Folgenden die Einkommensverteilung. In Kapitel 2.4 wur-

den die unterschiedlichen Einkommenssituationen und Bedarfe als Grund für den 

unterschiedlichen Leistungsbezug diskutiert und darin auch die Erklärung für die 

deutlichen Unterschiede zwischen Familien mit und ohne Migrationshintergrund in 

Kapitel 6.1 gesehen. Mit den Daten des SOEP kann dies anschaulich dargestellt 

werden. 

 

 

64  Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), Version 36 (SOEP-Core v36, EU-Edition). 2021. DOI: 

10.5684/soep.core.v36eu inkl. der IAB-SOEP-Migrationsstichproben (M1, M2), DOI: 

10.5684/soep.iab-soep-mig.2019 sowie der IAB-BAMF-SOEP-Befragung Geflüchteter (M3-M5), 

DOI: 10.5684/soep.iab-bamf-soep-mig.2019, Daten für das Jahr 2019. 
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Abb. 15: Familien nach Staatsangehörigkeit und Deutschkenntnissen der El-

tern innerhalb der Dezile des bedarfsgewichteten Haushaltseinkommens 

(brutto) 2019 

Quelle: SOEP-Core v36 EU-Edition; eigene Berechnungen, gewichtet, n=4530 

Insgesamt hat den zugrundeliegenden Daten des SOEP zufolge in etwa 12 Prozent 

der Haushalte mit minderjährigen Kindern kein Elternteil die deutsche Staatsange-

hörigkeit. Betrachtet man den Anteil dieser nicht-deutschen Haushalte innerhalb 

der Dezile des bedarfsgewichteten65 Haushaltseinkommens vor Steuern und Trans-

fers, so zeigt sich ein deutliches Ungleichgewicht (vgl. Abb. 15). Innerhalb des ers-

ten Dezils der Haushalte mit dem niedrigsten Einkommen (in diesem Fall: ganz 

ohne Einkommen) stellen die Familien ohne deutsche Staatsangehörigkeit die 

Mehrheit dar (54 %). Der Anteil der nichtdeutschen Haushalte nimmt von Dezil zu 

Dezil ab, bleibt aber bis einschließlich des fünften Dezils überdurchschnittlich 

hoch, das heißt, dass es in diesen Einkommensdezilen einen höheren Anteil nicht-

deutscher Haushalte als in der Gesamtbevölkerung gibt. Dieser Befund weist auf 

eine deutliche Ungleichheit von Einkommen zu Ungunsten von ausländischen Fa-

milien hin. Erklären lässt sich dies zu einem gewissen Teil auch durch die schlech-

teren Sprachkompetenzen im Deutschen. Nichtdeutsche Familien ohne gute 

Deutschkenntnisse sind besonders häufig in den niedrigeren Einkommensdezilen 

vertreten. 

 

 

65  Um das Einkommen zwischen unterschiedlich zusammengesetzten Haushalten vergleichen zu 

können, wird die modifizierte OECD-Skala angewandt (OECD 2013). Durch die gemeinsame 

Nutzung von Einrichtungsgegenständen und des Wohnraums werden Einsparungen erzielt, die 

dazu führen, dass für ein vergleichbares Wohlstandsniveau in größeren Haushalten ein geringerer 

Pro-Kopf-Bedarf besteht. Die Verwendung der modifizierten OECD-Skala zur Bedarfsgewich-

tung führt dazu, dass eine alleinstehende Person mit 1000 Euro Einkommen, eine alleinerzie-

hende Person mit Kind und 1300 Euro Einkommen und eine Paarfamilie mit zwei Kindern und 

2100 Euro Einkommen jeweils das gleiche Äquivalenzeinkommen haben. Normalerweise wird 

die Bedarfsgewichtung auf das Nettoeinkommen angewendet, um die Wohlstandsverteilung zu 

analysieren. Hier geht es jedoch um die Betrachtung der Ausgangslage vor staatlicher Umvertei-

lung, die eine staatliche Einkommensumverteilung begründet. 
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6.2.2 Leistungsbezug und Sprachkenntnisse 

Die Fragestellung zur Selbsteinschätzung der Sprachkompetenzen lautet „Wie gut 

können Sie die deutsche Sprache?“ und umfasst fünf Antwortkategorien von „sehr 

gut“ bis „gar nicht“. Als Familie mit (eher) schlechten Deutschkenntnissen zählen 

in den Auswertungen diejenigen Familien, in denen kein Elternteil im Sprechen, 

Schreiben und Lesen jeweils mindestens „gute“ Kenntnisse angibt. 

Abbildung 16 zeigt, wie bereits die detaillierteren Auswertungen mit dem Mikro-

zensus, einen deutlich häufigeren Bezug von ALG II durch Familien (Alleinerzie-

henden- und Paarfamilien) ohne deutsche Staatsangehörigkeit der Eltern. Die oben 

gezeigte Ungleichheit des Haushaltseinkommens spiegelt sich hier wider. Gleiches 

gilt für die Unterschiede zwischen nichtdeutschen Haushalten mit guten und mit 

(eher) schlechten Deutschkenntnissen. Die Konfidenzintervalle indizieren dabei je-

doch eine relativ große Unsicherheit der Ergebnisse. Beim Wohngeldbezug zeigt 

sich zwischen deutschen und ausländischen Familien ein ähnliches Bild. Betrachtet 

man ausländische Familien nach Sprachkompetenz, erhält man ein umgekehrtes 

Bild. Hier geben etwas mehr Familien mit guten Deutschkenntnissen an, dass sie 

Wohngeld beziehen. Dies kann u.a. daran liegen, dass sie eher das nötige Mindest-

einkommen erreichen, das für den Wohngeldbezug vorausgesetzt wird, oder auch 

daran, dass sie die Leistung eher kennen und es ihnen leichter fällt, sie zu beantra-

gen. Wie die Konfidenzintervalle zeigen, sind die Schätzungen, auch aufgrund der 

geringen Fallzahlen, mit so hohen Unsicherheiten behaftet, dass ein zufälliges Zu-

standekommen der Unterschiede nicht ausgeschlossen werden kann. 

Abb. 16: Bezug bestimmter Sozialleistungen in Familien nach Staatsangehö-

rigkeit und Deutschkenntnissen der Eltern 2019 

Quelle: SOEP-Core v36 EU-Edition; eigene Berechnungen, gewichtet, n=3428/1102/514/588 

6.2.3 Sonderauswertung: Gründe der Nichtinanspruchnahme 

Aufgrund des Mangels an quantitativen Daten zu den subjektiven Beweggründen 

für eine Nichtinanspruchnahme von Grundsicherungsleistungen wurde von Leila 

Akremi und Felix Wilke (2020) ein Modul für die SOEP-Innovations-Stichprobe 
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(SOEP-IS)66 entwickelt. Erste vorläufige Daten aus dem Befragungsjahr 2020 wur-

den im Rahmen des Projekts „Die Nichtinanspruchnahme von Grundsicherungs-

leistungen. Welche Rolle spielt die soziale Einbettung?“ an der Ernst-Abbe-Hoch-

schule Jena ausgewertet und veröffentlicht (Sielaff/Wilke 2022a). In diesem Modul 

wurden Niedrigeinkommensbeziehende mit einem Nettoäquivalenzeinkommens 

von bis zu 80 Prozent des Medianeinkommens u.a. gefragt, ob „es für Sie persönlich 

auch Gründe [gibt], die dagegensprechen, Grundsicherung in Anspruch zu neh-

men?“ und sie konnten ihre Einschätzung zu verschiedenen Aussagen dazu auf ei-

ner Skala von 1 „Trifft überhaupt nicht zu“ bis 5 „Trifft voll zu“ abgeben. Es wur-

den sowohl Personen mit als auch ohne eigenen Grundsicherungsbezug befragt. 

Die Daten wurden auf Anfrage freundlicherweise von Prof. Dr. Felix Wilke nach 

Migrationshintergrund differenziert und uns zur Verfügung gestellt. Abbildung 17 

zeigt die Mittelwerte der einzelnen Antwortkategorien. 

 

 

66  Die SOEP-IS (Richter/Schupp 2012) gehört nicht zum SOEP-Core, wird aber ähnlich und in 

Anlehnung an dieses erhoben. Hier können Experimente durchgeführt und nicht etablierte Fra-

gemodule verwendet werden, ohne die strengeren Vorgaben des SOEP-Core an das Fragepro-

gramm einzuhalten, die eine Vergleichbarkeit über die Zeit gewährleisten sollen. 
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Abb. 17: Subjektive Gründe für eine mögliche (fiktive) Nichtinanspruchnahme 

von Grundsicherung nach Migrationshintergrund 2020 

Quelle: SOEP-IS; Berechnung Felix Wilke, n=210/70 

Es zeigen sich im Mittel höhere Zustimmungswerte bei Befragten mit Migrations-

hintergrund zu Schwierigkeiten beim Stellen von Anträgen oder dem Ausfüllen von 

Formularen. Dieser Befund deutet auf sprachliche Barrieren hin. Im Verhältnis zu 

den allgemein niedrigeren Zustimmungswerten bei Befragten mit Migrationshinter-

grund ist der verhältnismäßig hohe Zustimmungswert zu einem (befürchteten) Be-

vormundungsgefühl durch die Kontrolle des Amtes auffällig. Fehlender Respekt 

(auch gegenüber der Lebensleistung), die Offenlegung der Lebensumstände und die 

Unterstützung durch die Familie als Alternative erhalten hingegen von Befragten 

ohne Migrationshintergrund höhere Zustimmungswerte.  
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6.3 Panel Arbeitsmarkt und soziale Sicherung (PASS) 

Mit dem Panel Arbeitsmarkt und soziale Sicherung (PASS) lässt sich für das Bil-

dungs- und Teilhabepaket (BuT) die Anspruchsberechtigung (annähernd) identifi-

zieren, was sonst bei kaum einer Leistung so gut möglich ist. Dies gelingt, da der 

Bezug bestimmter Sozialleistungen auch zur Beantragung von BuT-Leistungen be-

rechtigt und der Bezug dieser Leistungen im PASS abgefragt wird. Bis 2014 (bzw. 

in reduziertem Umfang bis 2016) beinhaltete das PASS ein spezielles Modul zum 

BuT, in dem auch detailliert nach den Gründen für eine Nichtinanspruchnahme 

gefragt wurde. Das BuT ermöglicht es Haushalten, die ALG II, Sozialhilfe, Wohn-

geld, Kinderzuschlag oder Asylbewerberleistungen beziehen, zusätzliche Sach-, 

Dienst- oder Geldleistungen für ihre Kinder zu beantragen, die deren Teilhabemög-

lichkeiten und Bildungschancen verbessern sollen. Zu diesen Leistungen gehören 

das Mittagessen in Schule oder Kita, die Übernahme von Kosten für ein- und mehr-

tägige Kitaausflüge und Klassenfahrten, Schülerbeförderung, Vereinsmitgliedschaf-

ten, Schulmaterialien und Nachhilfe. Den folgenden Auswertungen liegen die Be-

fragungsdaten aus 2014 zugrunde.67 Es sollte bedacht werden, dass seitdem eine 

Reihe rechtlicher und administrativer Änderungen eingetreten sind, die das Ziel hat-

ten, die Beantragung zu vereinfachen und damit die Leistung für mehr Kinder zu 

ermöglichen. 

6.3.1 Anspruch, Bezug und Inanspruchnahme beim BuT 

Die PASS-Daten zeigen, dass eine höhere Bezugsquote von Familien mit Migrati-

onshintergrund68 nicht auch eine höhere Inanspruchnahmequote bedeuten muss. 

Der Unterschied kann durch unterschiedliche Bedarfslagen und die damit einherge-

henden Anspruchsberechtigungen erklärt werden. Abbildung 18 zeigt, dass in 2014 

Haushalte ohne deutsche Staatsangehörigkeit mehr als dreimal so häufig für min-

destens ein Kind mindestens eine BuT-Leistung bezogen haben als dies in Haushal-

ten ohne Migrationshintergrund der Fall war (29 % vs. 9 %).69 Dieses Verhältnis 

entspricht damit in etwa dem Verhältnis der Anteile an anspruchsberechtigten 

 

 

67  Bähr, Sebastian/Beste, Jonas/Collischon, Matthias/Coban, Mustafa/Dummert, Sandra/Fried-

rich, Martin/Frodermann, Corinna/Gleiser, Patrick/Gundert, Stefanie/Malich, Sonja/Müller, 

Bettina/Schwarz, Stefan/Stegmaier, Jens/Teichler, Nils/Trappmann, Mark/Unger, Stefa-

nie/Wenzig, Claudia/Berg, Marco/Cramer, Ralph/Dickmann, Christian/Gilberg, Reiner/Jesske, 

Birgit/Kleudgen, Martin: Panel Arbeitsmarkt und soziale Sicherung (PASS) – Version 0620 v1. 

Forschungsdatenzentrum der Bundesagentur für Arbeit (BA) im Institut für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung (IAB). DOI: 10.5164/IAB.PASS-SUF0620.de.en.v1 – Der Datenzugang erfolgte 

über ein Scientific Use File, das über das Forschungsdatenzentrum der Bundesagentur für Arbeit 

im Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung zur Verfügung gestellt wurde. 
68  Wie in den vorhergehenden Kapiteln beschränken sich die Auswertungen auf Haushalte mit min-

destens einem minderjährigen Kind. Familien mit Migrationshintergrund: mindestens ein erwach-

senes Haushaltsmitglied mit Migrationshintergrund; nichtdeutsche Haushalte/Haushalte ohne 

deutsche Staatsangehörigkeit: kein erwachsenes Haushaltsmitglied besitzt eine deutsche Staatsan-

gehörigkeit. 
69  Betrachtet wird der Zeitraum seit dem letzten Interview bzw. bei Neubefragten seit Januar 2013. 
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Haushalten zueinander (61 % vs. 18 %). Haushalte mit Migrationshintergrund ins-

gesamt (mit und ohne deutsche Staatsangehörigkeit) liegen jeweils dazwischen 

(14 % Bezug; 34 % Anspruchsberechtigung). Entsprechend zeigt sich, was die In-

anspruchnahmequoten angeht, kein signifikanter Unterschied zwischen Haushalten 

mit und ohne Migrationshintergrund sowie zwischen Haushalten ohne Migrations-

hintergrund und ohne deutsche Staatsangehörigkeit (Abb. 18, rechts).  

Abb. 18: Anspruchsberechtigung, Bezug und Inanspruchnahme beim BuT 

nach Migrationshintergrund und Staatsangehörigkeit 2014 

Quelle: FDZ IAB, Panel Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung (PASS), Welle 8: 2014; eigene Berechnungen, gewichtet 

6.3.2 Gründe der Nichtinanspruchnahme des BuT 

Die im PASS als anspruchsberechtigt identifizierten Haushalte, die angaben, für 

kein Kind eine BuT-Leistung in Anspruch zu nehmen, wurden nach den Gründen 

hierfür gefragt. Es zeigen sich Unterschiede nach Migrationshintergrund, die jedoch 

nur für die Teilgruppe der Haushalte ohne deutsche Staatsangehörigkeit (knapp) 

signifikant sind. Die großen Konfidenzintervalle indizieren die große Unschärfe des 

Distinktionskriteriums Migrationshintergrund und die Unsicherheit der Schätzun-

gen. Die Gruppenunterschiede sind aber insgesamt inhaltlich plausibel: Familien 

mit Migrationshintergrund erscheint das Antragsverfahren häufiger umständlich 

und es ist öfter unklar, an wen sie sich wenden müssen. Dies kann durch sprachliche 

Barrieren, geringere Behördenkompetenz und Unzulänglichkeiten auf Behörden-

seite erklärt werden (vgl. Kap. 3.2.1). In Familien ohne Migrationshintergrund wird 

hingegen häufiger kein Bedarf für eine zusätzliche finanzielle Förderung gesehen. 

Der Wunsch, dass niemand erfahren soll, dass Hilfeleistungen des Staates bezogen 

werden, spielt demnach eine untergeordnete Rolle, ebenso das Fehlen förderfähiger 

Angebote. Zudem konnten die Befragten in einem offenen Antwortfeld weitere 

Gründe nennen. Zu den häufigsten Gründen, die nicht bereits vom Forschungsda-
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tenzentrum des IAB den anderen Kategorien zugeordnet wurden, wurde am häu-

figsten genannt, dass das Angebot nicht bekannt oder das Kind noch zu jung für 

entsprechende Angebote sei.70 

Abb. 19: Gründe für die Nichtinanspruchnahme des BuT nach Migrationshin-

tergrund und Staatsangehörigkeit 2014 

Quelle: FDZ IAB, Panel Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung (PASS), Welle 8: 2014; eigene Berechnungen, gewichtet, 
n=294/291/98 

Für eine detailliertere Auswertung des Moduls zum Bildungs- und Teilhabepaket im 

PASS sei auf den Evaluationsbericht zur Inanspruchnahme und Umsetzung des 

BuT im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) bzw. auf 

den Zwischenbericht verwiesen (Bartelheimer u.a. 2016; Bartelheimer u.a. 2015). 

Die Berichte befassen sich detailliert mit der Kenntnis des BuT und den Verände-

rungen über die Zeit sowie mit den einzelnen Teilleistungen, legen dabei jedoch 

keinen Schwerpunkt auf Auswertungen nach Migrationshintergrund. 

Fazit 

Insgesamt konnte in den Auswertungen mit den unterschiedlichen Datensätzen ge-

zeigt werden, dass der unterschiedlich hohe Bezug von Sozialleistungen nach Mig-

rationshintergrund je nach Leistung unterschiedlich ausfällt (Mikrozensus). Insbe-

sondere bei den Grundsicherungsleistungen nach SGB II und SGB XII lässt sich 

ein deutlich höherer Bezug in Familien mit Migrationshintergrund feststellen. Bei 

anderen Leistungen wie Wohngeld oder Kinderzuschlag zeigt sich kein eindeutiges 

Bild. Erklärt werden können die unterschiedlichen Bezugsquoten durch eine unter-

schiedlich hohe Bedürftigkeit, zu der auch geringere sprachliche Kompetenzen bei-

tragen können (SOEP). Ob bei gleicher Bedürftigkeit und gleichen rechtlichen Rah-

menbedingungen auch noch eine unterschiedliche Inanspruchnahme zwischen Fa-

milien mit und ohne Migrationshintergrund vorliegt, kann durch die Auswertungen 

nicht geklärt werden. Die Auswertungen mit dem PASS liefern zumindest für das 

BuT keine Hinweise auf entsprechende Unterschiede. 

 

 

70 E-Mail-Auskunft des FDZ des IAB (Sandra Dummert) vom 7. Oktober 2022. 
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7 Fazit und Ausblick 

Der vorliegende Bericht fasst die Ergebnisse einer Machbarkeitsstudie zusammen, 

mit der die Voraussetzungen für eine weitergehende Analyse migrationsspezifischer 

Barrieren der Inanspruchnahme monetärer Familienleistungen geprüft werden soll-

ten. Das Projekt hatte das Ziel, den Literaturstand zu Umfang und Gründen der 

Nichtinanspruchnahme monetärer Leistungen durch Familien mit und ohne Migra-

tionshintergrund zu sichten, das Potenzial bestehender Datensätze für weitere Ana-

lysen herauszuarbeiten sowie Ideen für anschlussfähige Studien zu entwickeln. 

Das Thema ist politisch relevant, weil diejenigen, die Anspruch auf staatliche Leis-

tungen haben, diese auch erhalten sollten. Das gebietet nicht nur die Gerechtigkeit. 

Wenn Menschen Leistungen, die ihnen zustehen, unfreiwillig nicht erhalten, gefähr-

det dies die Effizienz und Zielgenauigkeit der Familien- und Sozialpolitik. Die 

Nichtinanspruchnahme monetärer Leistungen stellt eine Herausforderung für den 

Sozialstaat dar, insbesondere wenn es um Ziele wie die Bekämpfung „verdeckter“ 

Armut und die Integration und Teilhabe zugewanderter Familien geht. 

Die Sichtung der Literatur ergab, dass der Wissensstand zur Forschungsfrage 

sehr begrenzt ist: Die vorwiegend quantitativ ausgerichtete Forschung zur Nichtin-

anspruchnahme monetärer Leistungen konzentriert sich auf bedarfsgeprüfte Sozi-

alleistungen und geht nur partiell auf Familienleistungen ein. Die Untersuchungs-

einheiten sind öfter Individuen oder Haushalte statt Familien und nur wenige Un-

tersuchungen nehmen explizit Migrantinnen und Migranten in den Blick. Das Such-

feld für die Literaturauswertung wurde daher auf Forschungen zur Nichtinan-

spruchnahme bedarfsgeprüfter Sozialleistungen erweitert, einschließlich qualitativer 

und experimenteller Studien sowie theoretischer Modelle zur Erklärung der 

Nichtinanspruchnahme. Die so eingegrenzte Literatursuche, deren Ergebnisse in 

Kapitel 2 und 3 dargestellt wurden, ergab wichtige Hinweise auf Umfang und 

Gründe der Nichtinanspruchnahme monetärer Leistungen. 

Ökonometrischen Analysen zufolge nehmen in Deutschland ein bis zwei Drittel der 

Menschen, die Anspruch auf Grundsicherungsleistungen (SGB II, SGB XII) haben, 

diese nicht in Anspruch. Bei Einzelleistungen wie z.B. dem Kinderzuschlag sind es 

bis zu 70 Prozent. Personen bzw. Haushalte mit Migrationshintergrund weisen mit 

Ausnahme von zugewanderten EU-Bürgerinnen und -Bürgern geringere Nichtinan-

spruchnahmeraten von Grundsicherungsleistungen auf als Personen bzw. Haus-

halte ohne Migrationshintergrund. Dies ist vor allem ihrer schlechteren Arbeits-

marktintegration (z.B. Verwertung ausländischer Qualifikationen, geringeres Lohn-

niveau, prekäre Beschäftigung) und ihrem entsprechend höheren Bedarf an (ggf. 

aufstockenden) existenzsichernden Leistungen geschuldet. Die überdurchschnitt-

lich hohe Nichtinanspruchnahmerate von Bürgerinnen und Bürgern aus EU-

Staaten, die Kerstin Bruckmeier und Jürgen Wiemers (2016) fanden, lässt sich der 

Autorin und dem Autor zufolge ebenfalls auf haushalts- und sozialstrukturelle 

Merkmale zurückführen. Sie ist demnach kein Indiz für einen häufigeren Verzicht 

auf Sozialleistungen. Wäre die Zusammensetzung migrantischer und nicht-migran-

tischer Haushalte rein hypothetisch gleich, gäbe es den vorliegenden Analysen zu-

folge keine Unterschiede der Inanspruchnahme. In vergleichbarer Lage nehmen also 
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Migrantinnen und Migranten nach bisherigen Erkenntnissen gleich häufig Sozial-

leistungen in Anspruch wie Personen ohne Migrationshintergrund. Allerdings sind 

die Analysen zum Umfang der Nichtinanspruchnahme aufgrund von Messfehlern 

mit Unsicherheiten behaftet. Zudem fehlen vertiefende Analysen für einzelne Mig-

rantengruppen. 

Die Gründe für die Nichtinanspruchnahme monetärer Leistungen sind kom-

plex und lassen sich auf vier Ebenen verorten: auf der Ebene (1) der Individuen 

und Haushalte, (2) der Verwaltung, (3) der Leistungsgestaltung und (4) der Gesell-

schaft. Die Mehrzahl der Studien beschränkt sich auf eine der ersten beiden Ebenen. 

In ökonometrischen Studien werden die Determinanten des Leistungsbezugs auf 

der Individual- und Haushaltsebene untersucht; im Fokus steht die rationale Abwä-

gung von Kosten und Nutzen der Inanspruchnahme. Ein Manko dabei ist, dass die 

Gründe der Nichtinanspruchnahme nicht direkt beobachtet, sondern mit Hilfe von 

Proxys ermittelt werden (vgl. Kap. 2.3). Qualitative Studien versuchen die lebens-

weltliche Logik der Nichtinanspruchnahme zu rekonstruieren oder nehmen ethno-

grafisch oder multimethodisch die Hürden der Nichtinanspruchnahme auf Ebene 

der Verwaltung in den Blick (vgl. Kap. 3.2). Experimentelle Studien wiederum kön-

nen Aufschluss über einzelne Wirkmechanismen von Interventionen geben (vgl. 

Kap. 4). Jedoch ist, ebenso wie bei qualitativen Studien, nicht immer klar, wie weit 

sich die Ergebnisse übertragen und verallgemeinern lassen. Daher erscheint es sinn-

voll und wichtig, verschiedene Forschungsperspektiven miteinander zu verbinden 

(Mixed Methods). 

Als Hauptgründe der Nichtinanspruchnahme monetärer Leistungen sind Unkennt-

nis, als gering erwartete finanzielle Vorteile, Sprach- und Verständigungsprobleme, 

Scham, geringes Vertrauen in den Staat, hohe bürokratische Hürden, die Komple-

xität des Sozialsystems, unzulängliche Verwaltungsabläufe und institutionelle Dis-

kriminierungen zu nennen. Sie werden in unterschiedlichen Phasen des Inanspruch-

nahmeprozesses wirksam (vgl. Kap. 3.1). Es ist davon auszugehen, dass nicht alle 

Gründe für alle Leistungen und alle Personengruppen in gleicher Weise relevant 

sind. Hierzu liegen jedoch nur wenige belastbare Erkenntnisse vor. Ein weitgehend 

blinder Fleck sind regionale Unterschiede der Inanspruchnahme und Leistungsge-

währung, die u.a. mit Unterschieden der kommunalen Verwaltungspraxis zusam-

menhängen. Theoretisch wäre es möglich, auf Basis von Surveydaten Regionalvari-

ationen zu untersuchen. Faktisch ist hierfür jedoch die Datenqualität für die meisten 

Leistungen nicht ausreichend. Sinnvoller wäre hier die Kombination mit administ-

rativen Daten. 

Aus der internationalen Literatur lassen sich erste Hinweise auf Ansätze zur Stei-

gerung der Inanspruchnahme monetärer Leistungen für Familien ableiten (vgl. 

Kap. 4). Erfolgversprechend erscheinen proaktive, digitale und automatisierte An-

trags- und Bewilligungsverfahren. Allerdings bestehen auch hier gewisse Risiken, 

etwa, wenn individuelle Bedarfslagen nicht mehr hinreichend artikuliert werden 

können oder digitale Ausstattungen und Kompetenzen sozial ungleich verteilt sind. 

Wichtig bleiben daher aufsuchende Beratung und Begleitung von Anspruchsberech-

tigten im Antragsprozess. 
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Die Anforderungen an Surveydaten zur Analyse der Nichtinanspruchnahme mo-

netärer Leistungen wurden in Kapitel 5 ausführlich dargestellt. Dabei wurde deut-

lich, dass selbst auf Basis großer, qualitativ hochwertiger Surveys nur unter starken 

Annahmen Schätzungen der Nichtinanspruchnahme möglich sind, die allerdings, 

u.a. aufgrund verbleibender Datenunzulänglichkeiten, als Näherungen zu begreifen 

sind.  

Zum einen gibt es Limitierungen, was die Repräsentativität und Zuverlässigkeit 

der Antworten angeht, wie sie bei Umfragedaten grundsätzlich – in unterschiedli-

cher Ausprägung – vorliegen. Ganz allgemein weisen Befragte mit Migrationshin-

tergrund oder niedrigerem sozialem Status (oder beidem) eine geringere Befragungs-

bereitschaft auf, sodass die Repräsentativität eingeschränkt ist. Wie groß die entste-

henden Verzerrungen sind, hängt davon ab, wie sehr die Teilnahmebereitschaft mit 

den interessierenden Merkmalen korreliert. Beim Thema (Nicht-)Inanspruchnahme 

ist ein sehr starker Zusammenhang zu erwarten (vgl. Kap. 5.1.1). Wer nicht gewillt 

oder in der Lage ist, mit Behörden Kontakt aufzunehmen und Anträge auszufüllen, 

wird vermutlich auch mit geringerer Wahrscheinlichkeit mit Interviewerinnen und 

Interviewern Kontakt haben und Fragebögen beantworten (wollen). Ähnliches gilt 

für die Zuverlässigkeit der Antworten (vgl. Kap. 5.1.2).  

Zum anderen fehlen in den vorhandenen großen Surveys mit Anspruch auf Bevöl-

kerungsrepräsentativität häufig die interessierenden Inhalte. Um die Nichtinan-

spruchnahme identifizieren zu können, ist die Information der Anspruchsberechti-

gung unabdingbar; hierfür sind detaillierte und zuverlässige Angaben u.a. zur Zu-

sammensetzung des Haushalts sowie zu Einkommen, Vermögen und dem Bezug 

vorrangiger Leistungen nötig. Da die maximale Anzahl an Fragen begrenzt ist, ver-

zichten klassische Mehrthemenbefragungen in der Regel auf eine allzu detaillierte 

Erfassung, da dies für die meisten Forschungsthemen nicht notwendig ist. Aber 

auch dort, wo die erforderlichen Angaben vorliegen, ist die Qualität der Daten auf-

grund von Antwortausfällen und ungenauen Angaben oft eingeschränkt (vgl. Kap. 

5.1.2). Dies erklärt auch die Bandbreite der in verschiedenen Studien ermittelten 

Nichtinanspruchnahmequoten von Grundsicherungsleistungen (vgl. Kap. 2.5). 

Hinzu kommt, dass die Faktoren, die zur Nichtinanspruchnahme führen, in der Re-

gel nur indirekt erfasst werden können. So fehlt es vielfach an Fragen beispielsweise 

zum Wissen über vorhandene Leistungen, zur Entscheidungsfindung im Haushalt, 

zu administrativen Kompetenzen und persönlichen Erfahrungen mit Behörden, den 

Einstellungen gegenüber dem Sozialstaat oder den subjektiven Gründen für eine 

(Nicht-)Inanspruchnahme von Leistungen.  

Die beschriebenen Limitierungen erschweren sowohl die Schätzung zuverläs-

siger Nichtinanspruchnahmequoten als auch die Beforschung der zugrunde-

liegenden Mechanismen. Bei letzteren, wo Repräsentativität nicht die zentrale 

Rolle spielt, wäre es jedoch möglich mit speziellen Fragemodulen, wie es sie auch 

in der Vergangenheit für das BuT im PASS (vgl. Kap. 6.3) oder zu subjektiven 

Nichtinanspruchnahmegründen im SOEP-IS (vgl. Kap. 6.2.3) gab, Teilfragestellun-

gen zu beforschen. All das gilt jedoch hauptsächlich für die „großen“ Leistungen 

wie ALG II bzw. Bürgergeld und ggf. noch für Sozialhilfe, Wohngeld und Kinder-

zuschlag. Weitere Leistungen, wie bestimmte Mehrbedarfe, Zuzahlungsbefreiung 

der gesetzlichen Krankenversicherung, Kinderkranken- und Kinderpflegegeld und 
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insbesondere auch die nicht-bundeseinheitlichen Leistungen wie Sozialticket und 

andere (geldwerte) Vergünstigungen lassen sich kaum abbilden. Allein schon auf-

grund der geringen Fallzahlen bei den Anspruchsberechtigten eignen sich allge-

meine Bevölkerungsumfragen hier nicht. Dabei kann vermutet werden, dass die 

Nichtinanspruchnahme bei weniger bekannten Leistungen häufiger auftritt.  

Lösungsoptionen. Neben der Entwicklung geeigneter thematischer Module 

insbesondere für diejenigen Surveys, die eine hohe Zahl an Personen mit Migrati-

onshintergrund und mit niedrigerem sozialem Status befragen, wie etwa PASS oder 

SOEP, sollten auch spezielle monothematische Umfragen zur (Nicht-)Inan-

spruchnahme mit einer entsprechend zugeschnittenen Stichprobe angedacht wer-

den. Auf diese Weise könnte auch das Problem angegangen werden, dass allgemeine 

Bevölkerungsumfragen die Ämterseite völlig ausklammern und nur Informationen 

über (potenziell) Nutzende liefern können.  

Allen quantitativen Befragungen, sei es eine allgemeine Bevölkerungsumfrage oder 

eine spezielle, ist jedoch immanent, dass sie Themen und auch Antworten vorgeben 

oder zumindest stark eingrenzen. Annahmen der Forschenden werden überprüft 

und die Merkmale quantifiziert. Um Neues zu erfahren und Zusammenhänge, sub-

jektive Erfahrungen und Lebensrealitäten zu rekonstruieren, eignen sich daher eher 

qualitative Zugänge. Diese können die quantitativen Ansätze ergänzen und berei-

chern und die Ergebnisse können wechselseitig aufeinander bezogen werden (Mixed 

Methods) (Bonin/Rinne 2022). Qualitative Forschung sollte dabei nicht nur explo-

rativ eingesetzt werden, z.B. um standardisierte Befragungsinstrumente zu den 

Gründen der Nichtinanspruchnahme zu entwickeln, sondern auch explanativ zur 

Validierung, Erklärung und Vertiefung quantitativer Befunde. Beispielsweise wäre 

es sinnvoll, Personen, die in Mikrosimulationsstudien als leistungsberechtigt, aber 

nicht in Anspruch nehmend identifiziert wurden, näher zu befragen (Buslei u.a. 

2019b), und sie ggf. mit Personen, die als nicht berechtigt, aber in Anspruch neh-

mend identifiziert wurden, zu kontrastieren. Dies könnte auch zur weiteren Aufklä-

rung von Messfehlern beitragen. 

Da speziell zu Familien mit Migrationshintergrund wenig Informationen vorlie-

gen, wurden in Kapitel 6 eigene Datenauswertungen zum Bezug von Sozial- 

und Familienleistungen vorgestellt. Auf Basis des Mikrozensus 2019 konnte ge-

zeigt werden, dass die Nutzung verschiedener Sozialleistungen nach Migrationshin-

tergrund und Staatsangehörigkeit je nach Leistung unterschiedlich ausfällt. Unter-

schiede können nur bei verbreiteten Leistungen wie ALG II, Sozialgeld oder Sozi-

alhilfe gezeigt werden, während bei Wohngeld und Kinderzuschlag die Nutzungs-

quoten in allen Gruppen ähnlich gering ausfallen. Basierend auf den SOEP-Daten 

konnte hingegen die Aussage plausibilisiert werden, dass nichtdeutsche Haushalte 

und solche mit geringen Sprachkenntnissen tendenziell eine hohe Bedürftigkeit auf-

weisen. Die Fragemodule zu BuT-Leistungen im PASS sowie zum (fiktiven) Grund-

sicherungsbezug im SOEP-IS ergaben einige Hinweise zu den subjektiven Gründen 

der Nichtinanspruchnahme der Leistungen. Beispielsweise zeigte sich, dass Perso-

nen und Haushalte mit Migrationshintergrund häufiger Probleme mit Antragsfor-

mularen bekunden als Personen und Haushalte ohne Migrationshintergrund und 

(beim BuT) auch häufiger einen klaren Ansprechpartner vermissen. Allerdings gab 
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auch ein hoher Anteil der Befragten „andere Gründe“ an, was darauf hindeutet, dass 

die vorgegebenen Antwortkategorien nicht erschöpfend sind. 

Empfehlung. Aus den genannten Gründen erscheint die Auswertung bestehender 

Surveydaten zum Zwecke weiterer Forschungen zu Hürden der Inanspruchnahme 

monetärer Leistungen aktuell nicht lohnenswert. Insbesondere mit Blick auf die ge-

plante Einführung einer Kindergrundsicherung in Deutschland bieten qualitative 

Untersuchungen gezieltere Informationen über verschiedene potenzielle Hinder-

nisse, sowohl auf der individuellen Ebene als auch auf der Verwaltungsebene. Ein-

zelne Aspekte angedachter Verfahrenswege könnten mit Personen aus verschiede-

nen Zielgruppen diskutiert werden, um potenzielle Fallstricke zu identifizieren. 

Sinnvoll wäre etwa eine Begleitforschung zur Nutzung digitaler Antragsverfah-

ren und ihrer Folgen für die Interaktion zwischen Antragstellenden und Verwal-

tung. Darüber hinaus bietet es sich an, Vor- und Nachteile verschiedener Wege 

zur besseren Information von potenziell Anspruchsberechtigten und Beratungs-

fachkräften zu eruieren. Dazu zählen beispielsweise Erfahrungen mit dem Einsatz 

von Take-up Agents oder mit Mailings.  

Eine vielversprechende Option wären experimentelle Designs, die – nach dem 

Vorbild der Studie von Bhargava und Manoli (2015) – die Wirkung einer optimier-

ten Ausstattung der Zielgruppe mit Informationen zur Maßnahme, zu deren indivi-

duellem Nutzen und zum Prozess der Beantragung auf die Nutzungs- oder Inan-

spruchnahmewahrscheinlichkeit der Leistung in einem Kontrollgruppendesign un-

tersuchen (sogenannte Informational Treatments). Diese kausalanalytischen De-

signs bieten sich grundsätzlich für verschiedene Antragsleistungen an, beispiels-

weise zum noch unzureichend bekannten Kinderzuschlag, aber perspektivisch auch 

für die Kindergrundsicherung. 
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